
 
 

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 
 
 
 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

zur 21. Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 
am Donnerstag, den 16.11.2023 um 19:30 Uhr, 

in den großen Sitzungssaal des Rathauses Calden 
 

 
 

Tagesordnung 
 
öffentliche Sitzung 
 

1. Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur halbstündigen 
Verdichtung der Buslinie 100 vom 25.04.2023 (Beschluss der 
Gemeindevertretung vom 25.06.2023). 

(FA-3/2023) 

 

2. Antrag der SPD-Fraktion zur Erschließung von Packstationen in Calden (FA-2/2023) 
 

3. Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei weiterer 
Schöffen für den Ortsgerichtsbezirk Calden II 

(VL-149/2023) 

 

4. Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Calden (alle 
Ortsteile) 

(VL-150/2023) 

 

5. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden 
hier:  Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO 

(VL-144/2023) 

 

6. BERK Ansparlösung (VL-142/2023) 
 

7. Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; 
Kapitalerhöhung 

(VL-148/2023) 

 

8. Erneuerung der „Wilhelmsthaler Straße“ (Kreisstraße 46) – Ortsdurchfahrt 
Calden 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Ausführungsplanung 

(VL-143/2023) 

 

9. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden 
hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021 

(VL-147/2023) 

 

10. Friedhofsangelegenheiten  
 

10.1 Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile 
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Friedhofsordnung 

(VL-153/2023) 
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10.2 Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile 
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten 
hier: Beratung- und Beschlussfassung über die 
Friedhofsgebührenordnung 

(VL-154/2023) 

 

11. Mitteilungen vom Gemeindevorstand  
 

 
Calden, 30.10.2023 
 
 
 
gez. 
Andreas Reichhardt 
Vorsitzender der Gemeindevertretung 
 
 



 

Gemeinde Calden 17.11.2023 

 
 

G E S A M T E  N I E D E R S C H R I F T  
 

der 21. Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 
am Donnerstag, dem 16.11.2023 von 19:30 Uhr bis 20:50 Uhr, 

in dem großen Sitzungssaal des Rathauses Calden 
 

 
Anwesenheiten 

 
Vorsitz: 
Andreas Reichhardt (SPD) 
 
(Anwesenheitsliste entfernt)   
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Tagesordnung 
 
 
öffentliche Sitzung 
 

 Block A  
 

1. Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur halbstündigen 
Verdichtung der Buslinie 100 vom 25.04.2023 (Beschluss der 
Gemeindevertretung vom 25.06.2023). 

(FA-3/2023) 

 

2. Antrag der SPD-Fraktion zur Erschließung von Packstationen in Calden (FA-2/2023) 
 

3. Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei weiterer 
Schöffen für den Ortsgerichtsbezirk Calden II 

(VL-149/2023) 

 

4. Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Calden (alle 
Ortsteile) 

(VL-150/2023) 

 

5. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden 
hier:  Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO 

(VL-144/2023) 

 

6. BERK Ansparlösung (VL-142/2023) 
 

7. Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; 
Kapitalerhöhung 

(VL-148/2023) 

 

8. Erneuerung der „Wilhelmsthaler Straße“ (Kreisstraße 46) – Ortsdurchfahrt 
Calden 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Ausführungsplanung 

(VL-143/2023) 

 

 Block B  
 

9. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden 
hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021 

(VL-147/2023) 

 

10. Friedhofsangelegenheiten  
 

10.1 Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile 
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Friedhofsordnung 

(VL-153/2023) 

 

10.2 Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile 
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten 
hier: Beratung- und Beschlussfassung über die 
Friedhofsgebührenordnung 

(VL-154/2023) 

 

11. Mitteilungen des Gemeindevorstandes  
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Sitzungsverlauf 
 
Der Vorsitzende der Gemeindevertretung Andreas Reichhardt eröffnet die Sitzung der 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden um 19:30 Uhr und stellt fest, dass die Einladung form- 
und fristgerecht erfolgt und die Gemeindevertretung beschlussfähig ist. 
 
Herr Reichhardt begrüßt den Gemeindevorstand mit Bürgermeister Herrn Maik Mackewitz und 
Schriftführer Herrn Steffen Temme sowie insbesondere Frau Neu von der HNA und die anwesenden 
Bürger. 
 
Vor Einstieg in die Tagesordnung fragt Herr Reichhardt die Gemeindevertretung, ob es Änderungen 
zur Tagesordnung gibt. Änderungen liegen nicht vor. 
 
Es herrscht Einvernehmen in der Gemeindevertretung, die Tagesordnung in folgende Blöcke 
aufzuteilen: 
 
Block A: TOP 1 - 8 
 
Block B: TOP 9 - 11 
 
öffentliche Sitzung 
 

 Block A 
 
1. Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur 

halbstündigen Verdichtung der Buslinie 100 vom 25.04.2023 
(Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.06.2023). 

FA-3/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung nimmt die Rückmeldungen des NVV zum Antrag der SPD-Fraktion sowie 
die geplanten Anpassungen zum Fahrplanwechsel am 10.12.2023 in der Gemeinde Calden zur 
Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 

 
2. Antrag der SPD-Fraktion zur Erschließung von Packstationen in 

Calden 
FA-2/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand zu prüfen, wo die Erschließung von 
(DHL-) Packstationen in der Gemeinde Calden möglich ist. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
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3. Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei 
weiterer Schöffen für den Ortsgerichtsbezirk Calden II 

VL-149/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung schlägt dem Präsidenten des Amtsgerichts Kassel folgende Personen als 
Ortsgerichtsschöffe für den Ortsgerichtsbezirk Calden II zur Ernennung vor: 
 
1. Herr Friedhelm Dilcher, als stellv. Ortsgerichtsvorsteher und Ortsgerichtsschöffe  
2. Herr Dittmar Fricke, Ortsgerichtsschöffe 
3. Herr Christian Wehner, Ortsgerichtsschöffe 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 

 
4. Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Calden (alle 

Ortsteile) 
VL-150/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung wählt Herrn Manfred Nemeth zum Schiedsmann für den 
Schiedsamtsbezirk Calden (alle Ortsteile) und schlägt ihn dem Amtsgericht Kassel zur Bestätigung 
vor. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 

 
5. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden 

hier: Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO 
VL-144/2023 

 
Die Gemeindevertretung nimmt den vom Gemeindevorstand vorgelegten Finanzbericht zum 
31.07.2023 zur Kenntnis. 
 

 
6. BERK Ansparlösung VL-142/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeinde Calden ist als Gesellschafterin an der Energie Region Kassel Beteiligungs- GmbH & 
Co. KG mit Sitz in Kassel (nachfolgend „BERK“) beteiligt. 
 
Die Gemeinde Calden wird als Gesellschafterin keine Körperschaftsteuer-Beträge aus der BERK 
entnehmen, das heißt sich von der BERK auszahlen lassen. Dies gilt zunächst für alle Steuerbeträge 
bis einschließlich Veranlagungsjahr 2030 und umfasst auch den Solidaritätszuschlag auf die 
Körperschaftssteuer. Die Steuerbeträge sollen in der BERK verbleiben, um dort einen Kapitalpuffer 
anzusparen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 

 
7. Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; 

Kapitalerhöhung 
VL-148/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden stimmt der Erhöhung des Stammkapitals von 
100.000 EUR auf 200.000 EUR durch Änderung des Gesellschaftsvertrages und der Anpassung 
des Konsortialvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sowie dem Verzicht 
auf den Erwerb neuer Geschäftsanteile zu. Der Anpassung des Konsortialvertrages auch zu den 
weiter dargestellten Themen wird zugestimmt. 
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Der Bürgermeister der Gemeinde Calden bzw. sein gesetzlicher Vertreter werden ermächtigt und 
beauftragt, den Anteilserwerb umzusetzen und zur Umsetzung des Beschlusses einen Beauftragten 
gemäß Anlage B unter Befreiung von § 181 BGB zu bevollmächtigen, die notwendigen Beschlüsse 
zur Änderung des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH zur 
Erhöhung des Stammkapitals und zum Verzicht auf den Erwerb neuer Anteile an der KEAM zu 
fassen und alle weiteren Schritte zur Umsetzung einschließlich einer Anpassung des 
Konsortialvertrages auch zu weiteren Themen in die Wege zu leiten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 

 
8. Erneuerung der „Wilhelmsthaler Straße“ (Kreisstraße 46) – 

Ortsdurchfahrt Calden 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Ausführungsplanung 

VL-143/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden beschließt, für die in gemeindlicher Baulast 
stehenden Flächen die als Anlage beigefügte Ausführungsplanung zur grundhaften Erneuerung der 
„Wilhelmsthaler Straße“ und beauftragt den Gemeindevorstand, die baulichen Leistungen in der 
dargelegten Form auszuschreiben und zu vergeben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 

 
 Block B 

 
9. Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden 

hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021 
VL-147/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung beschließt auf der Grundlage des § 114 HGO den von der Revision des 
Landkreises Kassel geprüften Jahresabschluss 2021 und erteilt gleichzeitig dem Gemeindevorstand 
die Entlastung für dieses Haushaltsjahr. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 

 
10. Friedhofsangelegenheiten 

 
10.1 Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile 

Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Friedhofsordnung 

VL-153/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung beschließt, die Friedhofsordnung und damit die Übernahme der 
Angelegenheiten des Friedhofs- und Bestattungswesens zum 01.01.2024 in der vorlegten Form. Die 
Friedhofsordnung tritt zum 01.01.2024 in Kraft. 
 
Der Gemeindevorstand wird damit beauftragt, die erforderlichen Verträge mit den betroffenen 
Kirchenvorständen auszufertigen und im Vorgriff auf den angepassten Stellenplan 2024 die 
Personalgewinnung für die Schaffung einer Friedhofsverwaltung einzuleiten. Als Ansprechpartner 
für die Gestaltung und Entwicklung der Friedhöfe sind die Ortsbeiräte vor Ort anzuhören. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
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10.2 Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile 
Calden, Meimbressen, Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten 
hier: Beratung- und Beschlussfassung über die 
Friedhofsgebührenordnung 

VL-154/2023 

 
Beschluss: 
Die Gemeindevertretung beschließt, die Friedhofsgebührenordnung zum 01.01.2024 in der 
vorgelegten Form. Die Friedhofsgebührenordnung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 

 
11. Mitteilungen des Gemeindevorstandes 

 
Die Mitteilungen des Gemeindevorstandes liegen dem Protokoll in der Anlage bei. 
 

 
 
gez. Andreas Reichhardt gez. Steffen Temme 
Vorsitzender der Gemeindevertretung Schriftführer 
 



Fraktionsantrag 

- öffentlich - 
FA-3/2023 

Fachbereich Finanzen, Personal, 
Ordnungswesen 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter II 
Antragsteller SPD-Fraktion 
Datum 24.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 

 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 zur Kenntnis 
Ausschuss für Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 
Soziales 08.11.2023 zur Kenntnis 

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 zur Kenntnis 
 
 
Sachstandsmitteilung zum Antrag der SPD-Fraktion zur halbstündigen Verdichtung der Buslinie 
100 vom 25.04.2023 (Beschluss der Gemeindevertretung vom 25.06.2023). 
 
Sachdarstellung: 
Nach dem Antrag der SPD-Fraktion vom 25.04.2023 hat die Gemeindevertretung in ihrer Sitzung 
am 25.06.2023 folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Gemeindevorstand wird beauftragt, bis zum nächsten Fahrplanwechsel zielführende 
Gespräche zum NVV aufzunehmen, um eine halbstündige Verdichtung der Buslinie 100 in den 
Stoßzeiten zu erreichen sowie eine erneute Überprüfung einer Anbindung der Linie 47 an die RT 1 
am Bahnhof Espenau zu erwirken“. 
 
1. Halbstündige Verdichtung der Buslinie 100 in den Stoßzeiten 
Der NVV hat die Besetzung der Busse auf der Linie 100 morgens in der Hauptverkehrszeit 
überprüft und folgendes mitgeteilt: 
 
„Seit über fünf Jahren haben die vom NVV beauftragten Linienbusse ein automatisches Fahrgast-
Zählsystem (AFZS) eingebaut. Die Ergebnisse deuten nicht auf eine Überfüllung hin, eine 
Auswertung vor den Sommerferien zeigte bei den Bussen, die morgens gegen 7 Uhr und 8 Uhr 
von Calden nach Kassel fahren, eine Besetzung von 40-50 Fahrgästen. Demnach sind sie zwar 
gut ausgelastet, dennoch finden in den eingesetzten Gelenkbussen alle Fahrgäste einen Sitzplatz.  
 
Was eine mögliche grundsätzliche Ausweitung der Taktung auf der Linie 100 hin zu einem 
halbstündlichen Angebot betrifft, so müssen hierzu erst die finanziellen Mittel zur Verfügung 
gestellt werden. In Calden halten neben der stündlich verkehrenden Buslinie 100 noch die 
halbstündlich angebotene Linie 47 nach Vellmar-Nord (Anschluss Tramlinie 1 nach Kassel) sowie 
die im Stundentakt verkehrende Linie 46 nach Fürstenwald (Anschluss RT1 nach Kassel)“. 
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2.Überprüfung einer Anbindung der Linie 47 an die RT1 am Bahnhof Espenau 
Der NVV hat eine Anbindung der Linie 47 an die RT1 am Bahnhof Espenau überprüft und 
folgendes mitgeteilt: 
 
„Der Fahrplan der Buslinie 47 ist auf Anschlüsse aus dem Ortsteil Hohenkirchen zur RegioTram 
ausgerichtet. Der Ortsteil Schäferberg hat bereits einen direkten Anschluss nach Kassel mit der 
Buslinie 100. Leider lassen sich nicht gleichzeitig auch Anschlüsse von Calden kommend an die 
RT1 einrichten, dazu müsste die Buslinie 47 im Viertelstundentakt fahren. Doch bietet die Linie 47 
an der Endhaltestelle Vellmar-Nord einen direkten Anschluss an die Tramlinie 1, von der aus viele 
zentrale Bereiche Vellmars und der Stadt Kassel gut erreichbar sind. 
 
3. Anpassungen zum Fahrplanwechsel am 10.12.2023 in der Gemeinde Calden 
Der NVV hat mitgeteilt, dass es zum bevorstehenden Fahrplanwechsel am 10.12.2023 mehrere 
Anpassungen im Gebiet der Gemeinde Calden geben wird, die mit einer weiteren 
Angebotsverbesserung für die Fahrgäste einhergehen sollen. Folgende Anpassungen sind 
vorgesehen: 
 
- Östlich des Terminals wird eine neue Haltestelle „Am Tower“ eingerichtet, die die Linie 

47 montags-freitags halbstündlich bedienen wird.  
 

- Die Fahrzeiten der Linie 47 werden auf Teilabschnitten angepasst, um eine bessere 
Pünktlichkeit und sicherere Anschlüsse in Vellmar-Nord gewährleisten zu können.  
 

- Am Terminal werden sich Anschlüsse zwischen den Buslinien 46 und 47 ergeben, so 
dass sich die Verbindungen zwischen den Caldener Ortsteilen verbessern werden. 
  

- An Samstagen, Sonn- und Feiertagen werden dazu die Abfahrzeiten aller Linien  
verschoben.  

  
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung nimmt die Rückmeldungen des NVV zum Antrag der SPD-Fraktion sowie 
die geplanten Anpassungen zum Fahrplanwechsel am 10.12.2023 in der Gemeinde Calden zur 
Kenntnis. 
 
 



Fraktionsantrag 

- öffentlich - 
FA-2/2023 

Fachbereich Finanzen, Personal, 
Ordnungswesen 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter I 
Antragsteller SPD-Fraktion 
Datum 24.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 

 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Ausschuss für Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 
Soziales 08.11.2023 vorberatend 

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 
 
 
Antrag der SPD-Fraktion zur Erschließung von Packstationen in Calden 
 
Sachdarstellung: 
Die SPD-Fraktion bittet darum, folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten 
Gemeindevertretersitzung und des nächsten ANIS zu setzen. 
 
Begründung: 
Am 11.09.2023 veröffentlichte die Gemeinde über die Calden-App die Mitteilung, dass die 
Deutsche Post beabsichtige die eigenbetriebene Filiale (555; Am Wasser 4) in eine Partner-Filiale 
umzuwandeln. Diese Partner-Filiale wurde nun zum 10.10.2023 in der Breslauer Straße 2 in 
Calden eröffnet. 
 
Die neue Partner-Filiale hat von Montag bis Donnerstag jeweils von 12:00 bis 16:00 Uhr, am 
Freitag von 12:00 bis 17:00 Uhr und an Samstagen von 10:00 bis 12:00 Uhr geöffnet. Diese 
Öffnungszeiten stellen sogar eine Verschlechterung zu den ehemaligen, schon sehr 
ausbaufähigen, Öffnungszeiten dar, denn bisher öffnete die Filiale am Wasser zumindest jeweils 
Vor- und Nachmittags und von Dienstag bis Freitag bis 17:00 Uhr. 
 
Besondern vollzeitberufstätige Bürgerinnen und Bürger werden bei den neuen Öffnungszeiten 
außer Acht gelassen. Abhilfe könnte durch DHL-Packstationen geschaffen werden, welche 24 
Stunden am Tag aufgesucht werden können. Pakete können hier einfach und unkompliziert 
empfangen und versendet werden. 
 
Eine Packstation kann grundsätzlich auf den Grundstücken von Gewerbetreibenden, öffentlichen 
Einrichtungen, Kommunen und Privatpersonen errichtet werden. Seitens der DHL wird dem 
Grundstückseigentümer ein kostenfreies Komplettpaket angeboten. Synergieeffekte für 
Unternehmer können beispielsweise mehr Besucher auf dem Unternehmensgrundstück und damit 
auch mehr potentielle Kunden sein. Auch die Gemeinde könnte hier aktiv werden und die meist 
zentral gelegenen Bushaltestellen durch entsprechende Packstationen aufwerten. 
 
Weiterhin kann eine Packstation ein zusätzliches ökologisches Angebot schaffen, denn die 
Gemeindestraßen könnten durch weniger teil unnötige Zustellversuche entlastet werden. 
 
Gelungene Beispiele für Packstationen stehen bereits in den Nachbarkommunen Espenau (am 
Rewe) und Vellmar (am Lidl und am Aldi). 
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beauftragt den Gemeindevorstand zu prüfen, wo die Erschließung von 
(DHL-) Packstationen in der Gemeinde Calden möglich ist. 
 
 
Anlage(n): 
1. Antrag_SPD_Fraktion 







Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-149/2023 

Fachbereich Gremien und 
Öffentlichkeitsarbeit, 
Bürgerservice 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter I 
Datum 24.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 

 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 

 
 
Wahl eines stellvertretenden Ortsgerichtsvorstehers sowie zwei weiterer Schöffen für den 
Ortsgerichtsbezirk Calden II 
 
Sachdarstellung: 
Der Ortsgerichtsschöffe und stellv. Ortsgerichtsvorsteher vom Ortsgerichtsbezirk Calden II, Herr 
Peter Keuneke, hat dem Amtsgericht Kassel schriftlich mitgeteilt, dass er sein Amt zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt niederlegen möchte. 
 
Der derzeitige Ortsgerichtsvorsteher des Ortsgerichtsbezirk Calden II, Herr Reiner Tolle, hat der 
Verwaltung mitgeteilt, dass es des Öfteren zu personellen Ausfällen kommt und Termine nicht 
zeitgerecht wahrgenommen werden können. Herr Tolle hat deshalb darum gebeten, die Anzahl der 
Schöffen zu erhöhen. 
 
Das Amtsgericht Kassel hat mit Beschluss vom 07.09.2023, auf Antrag der Gemeinde Calden,  
entschieden, die Anzahl der Ortsgerichtsschöffen für das Ortsgericht Calden II vorübergehend 
gem. § 4 Abs. 1 Satz 2 Ortsgerichtsgesetz (OGG) um drei weitere Mitglieder zu erhöhen.  
Die Erhöhung gilt so lange, bis das Ortsgericht Calden II wieder die gesetzliche Anzahl an 
Ortsgerichtsmitgliedern erreicht hat. 
 
Das Amtsgericht Kassel hat daher darum gebeten, die Wahl von drei neuen Ortsgerichtsschöffen 
in die Wege zu leiten. 
 
Folgende Personen stehen für eine Wahl zur Verfügung und werden vorgeschlagen: 
 
1. Herr Friedhelm Dilcher als stellv. Ortsgerichtsvorsteher und Ortsgerichtsschöffe 
2. Herr Dittmar Fricke, Ortsgerichtsschöffe 
3. Herr Christian Wehner, Ortsgerichtsschöffe 
 
Die Ortsgerichtsmitglieder werden gem. § 7 OGG auf Vorschlag der Gemeindevertretung vom 
Präsidenten des Amtsgerichts Kassel ernannt. 
 
Die Gemeindevertretung hat die Person(en) vorzuschlagen. Bei der Wahl müssen mehr als die 
Hälfte der Stimmen der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter auf die Person entfallen. Die 
Abstimmung erfolgt schriftlich und geheim. Wenn niemand widerspricht, kann durch Zuruf oder 
Handaufheben abgestimmt werden.  
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Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung schlägt dem Präsidenten des Amtsgerichts Kassel folgende Personen als 
Ortsgerichtsschöffe für den Ortsgerichtsbezirk Calden II zur Ernennung vor: 
  
1. Herr Friedhelm Dilcher, als stellv. Ortsgerichtsvorsteher und Ortsgerichtsschöffe  
2. Herr Dittmar Fricke, Ortsgerichtsschöffe 
3. Herr Christian Wehner, Ortsgerichtsschöffe 
 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-150/2023 

Fachbereich Gremien und 
Öffentlichkeitsarbeit, 
Bürgerservice 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter I 
Datum 24.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 

 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 

 
 
Wahl einer Schiedsperson für den Schiedsamtsbezirk Calden (alle Ortsteile) 
 
Sachdarstellung: 
Die Amtszeit des aktuellen Schiedsmanns, Herr Michael Müller, für den Schiedsamtsbezirk Calden 
(alle Ortsteile) läuft am 05.12.2023 ab. Das Amtsgericht Kassel hat die Gemeinde damit 
beauftragt, eine neue Schiedsperson zu wählen. 
 
Die Gemeindevertretung wird gebeten, gem. § 4 Hessisches Schiedsamtsgesetz (HSchAG) eine 
Schiedsperson für die Dauer von 5 Jahren zu wählen. Die Person muss das 30. Lebensjahr 
vollendet haben und darf nicht älter als 75 Jahre sein. Sie muss die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter besitzen. 
 
Gemäß Schiedsamtsgesetz wurde die bevorstehende Wahl in Verbindung mit dem Hinweis darauf, 
dass sich interessierte Personen zur Wahl stellen können, in der Bürgerzeitung der Gemeinde 
Calden bekannt gemacht und auch in der Orts-App veröffentlicht.  
 
Insgesamt sind drei Bewerbungen eingegangen, wovon eine Bewerbung wieder zurückgenommen 
wurde. Mit den zwei verbliebenden Bewerbern wird der Gemeindevorstand abschließend noch 
Gespräche führen, um u.a. die persönlichen Voraussetzungen nach § 3 HSchAG zu prüfen. 
 
Ein namentlicher Beschlussvorschlag wird vor der Sitzung des Ausschusses bekannt gegeben. Für 
die Wahl ist die Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertretung erforderlich. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung wählt Frau/Herrn ………………. zur/zum Schiedsfrau/Schiedsmann für 
den Schiedsamtsbezirk Calden (alle Ortsteile) und schlägt sie/ihn dem Amtsgericht Kassel zur 
Bestätigung vor. 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-144/2023 

Fachbereich FB II - Fachbereich 
Finanzmanagement 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter II 
Datum 24.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 
 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 zur Kenntnis 

 
 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden 
hier:  Vorlage eines Finanzberichts nach § 28 GemHVO 
 
Sachdarstellung: 
Gemäß § 28 G e m e i n d e h a u s h a l t s v e r o r d n u n g  ( GemHVO) ist die Gemeindevertretung 
mehrmals jährlich über den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten. 

Nach den geltenden Hinweisen zu dieser gesetzlichen Bestimmung ist die Anzahl der jährlichen 
Berichte von den örtlichen Verhältnissen abhängig. Der Gemeindevorstand hat der Gemeinde-     
vertretung mehrmals, d.h. also mindestens zweimal im Haushaltsjahr, einen Bericht vorzulegen. Die 
Berichte sind so zeitgerecht vorzulegen, dass die Gemeindevertretung noch Maßnahmen mit             
finanziellen Auswirkungen auf das laufende Haushaltsjahr beschließen kann. Nach einer 
Berichterstattung im Zusammenhang mit den Haushaltsberatungen 2023 erfolgt nun ein weiterer 
Finanz-    bericht zum 31.07.2023. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Können aus den Ergebnissen und Erkenntnissen des Berichts erwachsen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung nimmt den vom Gemeindevorstand vorgelegten Finanzbericht zum 
31.07.2023 zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bürgermeister 
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- öffentlich - 
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Fachbereich Finanzen, Personal, 
Ordnungswesen 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter II 
Datum 24.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 
 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 

 
 
BERK Ansparlösung 
 
Sachdarstellung: 

1. Zur Energie Region Kassel Beteiligungs- GmbH & Co. KG („BERK“) 
Die BERK wurde im Jahr 2012 gegründet. Die Kommanditeinlagen bzw. Anteile am 
Festkapital der BERK werden von 17 Kommunen aus dem Landkreis Kassel gehalten. Die 
Beteiligungsverhältnisse sind in der Anlage 1 aufgeführt. 

2. EAM-Beteiligung und Rechnerische Körperschaftsteuer 
Im Jahr 2020 hat sich die BERK an der EAM GmbH & Co. KG mit Sitz in Kassel („EAM“) 
beteiligt; vgl. Beschluss der Gemeindevertretung Calden vom 25.06.2020. Die EAM steht 
an der Spitze der EAM-Gruppe, einer Gruppe regionaler Energieversorgungsunternehmen. 
Alle EAM-Anteile befinden sich in kommunaler Hand. 
  
Die BERK erhält von der EAM neben einer jährlichen Gewinnbeteiligung eine sog. 
Rechnerische Körperschaftsteuer ausgezahlt. Die Rechnerische Körperschaftsteuer wird 
durch die Gewinne der EAM-Gruppe ausgelöst, fällt aber erst bei den Körperschaften 
„oberhalb“ der EAM (den Gesellschaftern) an, da es sich bei der EAM um eine 
Personengesellschaft und keine Körperschaft handelt. 
 
Da die BERK ebenfalls eine Personengesellschaft ist, werden letztlich erst die BERK-
Gesellschafter, also die 17 Kommunen, mit der Körperschaftsteuer auf die EAM-Gewinne 
veranlagt. Ob diese Körperschaftsteuer auf Ebene der Kommune tatsächlich mit diesem 
oder mit einem geringeren Betrag anfällt, richtet sich aber nach den Gegebenheiten der 
einzelnen Kommune.  
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3. Bankdarlehen der BERK, vor allem die Nachrangdarlehen 
Im Zuge des Erwerbs von 51% der örtlichen Stromnetze nahm die BERK ab 2014 mehrere 
Bankdarlehen auf. Der betragsmäßig größte Teil dieser Darlehen, die sogenannten 
Nachrangdarlehen, wurden durch Bürgschaften der 17 Gesellschafter-Kommunen 
besichert. Die Nachrangdarlehen und die Bürgschaften wurden im Zusammenhang mit der 
EAM-Beteiligung in 2020 neu abgeschlossen; vgl. oben genannter Beschluss der 
Gemeindevertretung Calden vom 25.06.2020. Die Bürgschaftsbeträge mit Stand 2020 sind 
ebenfalls in der Anlage 1 aufgeführt. 
 
Die Gesamtheit der Bankdarlehen der BERK und der ungefähre Planverlauf der Restvaluten 
ist in der Anlage 2 dargestellt. Die rote Kurve steht für die Summe der schon erwähnten 
Nachrangdarlehen. Diese haben eine Verzinsung von 1,25% p.a.; dieser Zinssatz ist fest 
bis zum 30.09.2030. 

4. Ansparlösung 
Seit dem Jahr 2022 sind die Kreditzinsen am Kapitalmarkt erheblich gestiegen. Ein 
Zinsanstieg bei den Nachrangdarlehen ab Oktober 2030 in einer solchen Größenordnung 
würde die BERK erheblich belasten. 
  
Die Geschäftsführer der BERK, die Herren Bürgermeister Fred Dettmar (Reinhardshagen) 
und Michael Plätzer (Schauenburg), haben dazu einen Lösungsvorschlag erarbeitet. Er 
sieht vor, dass die 17 Gesellschafter-Kommunen die Rechnerische Körperschaftsteuer nicht 
aus der BERK entnehmen, sondern dort zur Stärkung der Kapitalbasis stehen lassen. Die 
zusätzlichen Bankguthaben sollen dabei nicht in etwaige Sondertilgungen fließen, sondern 
zumindest bis 2030 einen Kapitalpuffer auf einem Sonderkonto der BERK aufbauen 
(„Ansparlösung“).  
 
Das so angesparte Guthaben könnte auch zugunsten der kreditgebenden Banken 
verpfändet werden. Je nach Umfang der Rechnerischen Körperschaftsteuer, deren Höhe 
jährlich schwankt, könnte die BERK bis zum Jahr 2030 insgesamt einen Betrag bis etwa 1 
Mio. € ansparen. Der betragsmäßige Anteil der einzelnen Kommune an der Rechnerischen 
Körperschaftsteuer ergibt sich aus der Beteiligungsquote gemäß  
Anlage 1. 
 
Anmerkungen:  
a) Bisher haben die 17 Gesellschafter-Kommunen noch keine Rechnerische 
Körperschaftsteuer aus der BERK entnommen. Es wurden auch keine steuerlichen 
Gewinne ausgewiesen, für die auf Kommunen-Ebene eine Körperschaftsteuer angefallen 
wäre.  
 
b) Eine Anpassung der kommunalen Bürgschaften ist nicht erforderlich. 
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5. Auffassung der kreditgebenden Banken und der Kommunalaufsicht 
Die kreditgebenden Banken vertreten die Auffassung, dass die Rechnerische 
Körperschaftsteuer gar nicht von den Kommunen aus der BERK entnommen werden darf. 
Nach dieser Ansicht steht die Rechnerische Körperschaftsteuer also ohnehin nicht zur 
Disposition der Kommunen. Die BERK-Geschäftsführung hält diese Auffassung für fraglich. 
 
Allerdings befürwortet auch die Bankenseite die oben skizzierte Ansparlösung, d.h. das 
Ansparen der Steuerbeträge auf einem Sonderkonto der BERK, weil dies die Spielräume 
der BERK unstrittig deutlich erhöhen würde. 
 
Der Landkreis Kassel als Kommunalaufsicht hat sich dieser Ansicht angeschlossen. Er hält 
die Ansparlösung aufsichtsrechtlich nicht für genehmigungspflichtig, hat aber die 
Empfehlung ausgesprochen, dass die entsprechenden Gemeindevertretungen noch über 
diese beschließen (Anlage 3).  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung fasst folgenden Beschluss: 
 
Die Gemeinde Calden ist als Gesellschafterin an der Energie Region Kassel Beteiligungs- GmbH 
& Co. KG mit Sitz in Kassel (nachfolgend „BERK“) beteiligt. 
 
Die Gemeinde Calden wird als Gesellschafterin keine Körperschaftsteuer-Beträge aus der BERK 
entnehmen, das heißt sich von der BERK auszahlen lassen. Dies gilt zunächst für alle 
Steuerbeträge bis einschließlich Veranlagungsjahr 2030 und umfasst auch den 
Solidaritätszuschlag auf die Körperschaftssteuer. Die Steuerbeträge sollen in der BERK 
verbleiben, um dort einen Kapitalpuffer anzusparen. 
 
 
Anlage(n): 
1. Anlage 1 
2. Anlage 2 
3. Anlage 3 
 
 
 
Der Bürgermeister 



Kommune

Komman-

diteinlage in 

BERK

Beteili-

gungsquote 

(gerundet)

Gesamte 

Bürgschaft 2020 

(für Darlehen + 

Zinsen)

Ahnatal 2.484,00 €    6,427% 734.274,39 €        

Baunatal 4.122,00 €    10,665% 1.218.469,83 €     

Calden 2.667,60 €    6,902% 788.546,85 €        

Espenau 1.695,60 €    4,387% 501.222,08 €        

Fuldabrück 2.120,40 €    5,486% 626.793,65 €        

Fuldatal 3.456,00 €    8,942% 1.021.599,15 €     

Grebenstein 1.756,80 €    4,545% 519.312,90 €        

Helsa 1.879,20 €    4,862% 555.494,54 €        

Immenhausen 2.059,20 €    5,328% 608.702,83 €        

Lohfelden 3.150,00 €    8,150% 931.145,06 €        

Naumburg 250,00 €       0,647% 73.900,41 €          

Wesertal 1.274,40 €    3,297% 376.714,69 €        

Reinhardshagen 1.576,80 €    4,080% 466.104,61 €        

Schauenburg 2.400,00 €    6,210% 709.443,86 €        

Söhrewald 1.454,40 €    3,763% 429.922,98 €        

Vellmar 3.819,60 €    9,883% 1.129.079,90 €     

Zierenberg 2.484,00 €    6,427% 734.274,39 €        

Summe 38.650,00 €  100,000% 11.425.002,12 €   

D24868
Textfeld
Anlage 1



   

ÜBERBLICK DARLEHEN 

 

D24868
Textfeld
Anlage 2



D24868
Textfeld
Anlage 3



Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
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Fachbereich Gremien und 
Öffentlichkeitsarbeit, 
Bürgerservice 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter I 
Datum 24.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 

 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 

 
 
Beteiligung an der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH; Kapitalerhöhung 
 
Sachdarstellung: 
Die Gemeinde Calden plant, einer Kapitalerhöhung bei der KEAM Kommunale Energie aus der 
Mitte GmbH (nachfolgend „KEAM“) zuzustimmen, ohne weitere Anteile zu erwerben. 
 
Hintergrund: 
Hintergrund der KEAM ist, dass die EAM-Gruppe als regionaler Energieversorger interessierten 
Kommunen, kommunalen Einrichtungen und Landkreisen in ihrem Geschäftsgebiet die Möglichkeit 
bieten möchte durch eine Beteiligung an der Gesellschaft, effizient und unkompliziert Strom und 
Erdgas für ihre eigenen Liegenschaften zu beschaffen. 
Neben der Gemeinde Calden sind noch weitere 156 kommunale Gesellschafter und die 
EAM Beteiligungen GmbH (nachfolgend „EAMB“) an der KEAM beteiligt. Gegenwärtig können 
keine weiteren kommunalen Gesellschafter an der KEAM beteiligt werden, da EAMB keine Anteile 
mehr veräußern kann. Die Aufnahme neuer kommunale Gesellschafter soll durch eine 
Kapitalerhöhung ermöglicht werden. 
 
Umsetzung: 
Mit einer Satzungsänderung soll das Stammkapital der KEAM von 100.000 Anteilen auf 200.000 
erhöht werden. Sämtliche kommunalen Gesellschafter sollen auf ihr Recht zum Bezug der neuen 
Geschäftsanteile verzichten und allein EAMB soll die neuen Anteile übernehmen.  
Auch wenn sich die Beteiligung der Kommune durch den Verzicht auf den Erwerb weiterer Anteil 
reduzieren wird, ist dies irrelevant. Der Zweck der Beteiligung der Kommune, über die KEAM ohne 
ein Vergabeverfahren Energie zu beschaffen, wird durch die Kapitalerhöhung und den Erwerb der 
neuen Anteile durch die EAMB nicht berührt. Da EAMB zudem grundsätzlich kein Stimmrecht als 
Gesellschafter hat, ist die Erhöhung der Beteiligung auch in Bezug auf die Stimmrechte 
kommunalen Gesellschafter irrelevant. 
 
 
Die Beteiligung der EAMB an der KEAM wird sich durch die beabsichtigte Kapitalerhöhung von 
16,5 % auf 58,25 % erhöhen. Im Nachgang kann EAMB Anteile an neue kommunale Gesellschafter 
veräußern. Die Konditionen werden sich nicht von den Konditionen unterscheiden, zu denen die 
Kommune die Beteiligung ursprünglich erworben hat. 
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Weitere Details sind dem als Anlage F beigefügten Informationsmemorandum sowie der 
einsehbaren Beschlussvorlage (Anlage A, dort TOP 2 Ziffer 1) zu entnehmen. 
 
Dokumente: 
Als weitere Dokumente sind  

• die Beschlussvorlagen und Erläuterungen der KEAM als Anlage A 
• die Mustervollmacht der KEAM als Anlage B 
• der Gesellschaftsvertrag der KEAM als Anlage C und 
• der Konsortialvertrag der KEAM als Anlage D 

in der Verwaltung der Gemeinde Calden im Rahmen der üblichen Geschäftszeiten jederzeit 
einsehbar und werden bei Bedarf zur Verfügung gestellt. 
 
Kommunalrecht: 
Die Beteiligung ist kommunalrechtlich zulässig: Mit der Beteiligung wird ein öffentlicher Zweck, 
nämlich die Energieversorgung der kommunalen Liegenschaften und Anlagen verfolgt. Auch nach 
der Kapitalerhöhung steht die Beteiligungshöhe, die sich an der Einwohnerzahl orientiert, in 
angemessenem Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Gebietskörperschaft. 
Da sich durch den Verzicht auf den Bezug neuer Anteile die bisherige Beteiligungshöhe 
verwässert, bzw. reduziert, soll vorsorglich eine Zustimmung der kommunalen Gremien eingeholt 
werden 
 
Durchführung der Kapitalerhöhung: 
Zur Erhöhung des Stammkapitals ist eine Änderung des Gesellschaftsvertrages erforderlich. Ein 
entsprechender Gesellschafterbeschluss ist notariell zu beurkunden. Notarkosten fallen bei der 
Kommune nicht an. Der gesetzliche Vertreter der Gebietskörperschaft wird zur Umsetzung dieser 
Maßnahme ermächtigt. Darüber hinaus wird er ermächtigt, eine Vollmacht gemäß Anlage B zu 
erteilen. 
 
Anzeige: 
Die Beteiligung wird der zuständigen Aufsichtsbehörde nach Beschlussfassung angezeigt. 
 
Hinweis: 
Anlässlich der Kapitalerhöhung erfolgen weitere in der Beschlussvorlage (Anlage A) dargestellten 
Anpassungen am Konsortialvertrag, die nicht beschluss- und anzeigepflichtig sind. Dennoch sollen 
diese Themen kurz erläutert werden, um ein vollständiges Bild zu gewährleisten: 
 
• Für die KEAM besteht ein Risiko, dass einzelne Gesellschafter Energielieferverträge kündigen 

und die schon beschaffte Energiemengen mit einem Verlust für die KEAM und mittelbar für die 
übrigen Gesellschafter veräußern müsste. Für die Jahre 2024 und 2025 wurde dieses Risiko 
durch Erklärungen der Gesellschafter zur Laufzeit der Energielieferverträge ausgeschlossen, auf 
deren Basis die Beschaffung erfolgte. Zukünftig soll der Zeitraum der Energiebeschaffung mit 
den verbindlichen Laufzeiten der Energielieferverträge und des Konsortialvertrages der KEAM 
einheitlich auf drei Jahre angeglichen werden. Für weitere Details wird auf die Beschlussvorlage 
(Anlage A, dort TOP 2 Ziffer 2.) verwiesen. 
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• Im Konsortialvertrag sollen zudem die Beitrittsmöglichkeit für Kommunen des Landkreises 
Altenkirchen erweitert werden, die Regelungen zur Erbringung von Dienstleistungen zwischen 
EAM und KEAM aktualisiert werden und formale Anpassungen erfolgen. Insoweit wird auf die 
Beschlussvorlage (Anlage A dort TOP 2 Ziffer 3) verwiesen. 

 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden stimmt der Erhöhung des Stammkapitals von 
100.000 EUR auf 200.000 EUR durch Änderung des Gesellschaftsvertrages und der Anpassung 
des Konsortialvertrages der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sowie dem Verzicht 
auf den Erwerb neuer Geschäftsanteile zu. Der Anpassung des Konsortialvertrages auch zu den 
weiter dargestellten Themen wird zugestimmt. 
 
Der Bürgermeister der Gemeinde Calden bzw. sein gesetzlicher Vertreter werden ermächtigt und 
beauftragt, den Anteilserwerb umzusetzen und zur Umsetzung des Beschlusses einen 
Beauftragten gemäß Anlage B unter Befreiung von § 181 BGB zu bevollmächtigen, die 
notwendigen Beschlüsse zur Änderung des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale 
Energie aus der Mitte GmbH zur Erhöhung des Stammkapitals und zum Verzicht auf den Erwerb 
neuer Anteile an der KEAM zu fassen und alle weiteren Schritte zur Umsetzung einschließlich 
einer Anpassung des Konsortialvertrages auch zu weiteren Themen in die Wege zu leiten. 
 
 
Anlage(n): 
1. Anlage_A_Beschlussvorlagen und Erläuterungen 
2. Anlage_F_KEAM_Infomemo 

 
 
 
Der Bürgermeister 
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TOP 1 Beschlussfassung zur Änderung des Gesellschaftsvertrages 

 

Die Gesellschafter der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sollen den Gesell-
schaftsvertrag ändern. Es wird folgender Beschluss vorgeschlagen: 

 

Vorschlag zur Beschlussfassung: 

 

Im Gesellschaftsvertrag wird § 3 "Stammkapital und Geschäftsanteile“ wie folgt 
neu gefasst: 

§ 3 

Stammkapital und Geschäftsanteile 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 200.000,00; es ist eingeteilt in 

200.000 Geschäftsanteile zu je EUR 1. 
 

 

Begründung: 

 

In der Gesellschafterversammlung der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH 

(nachfolgend KEAM) am 22.06.2023 wurde bereits ein grundlegender Beschluss zu einer Ka-

pitalerhöhung bei der Gesellschaft gefasst, damit sich zukünftig wieder weitere kommunale 

Gesellschafter an der Gesellschaft beteiligen können. Nachfolgend wird der zugrundlie-

gende Sachverhalt nochmals dargestellt: 

 

Die KEAM wurde als eine Gesellschaft zur Energiebeschaffung und -belieferung für Kommu-

nen und Landkreise gegründet, um zukünftig effizient und unkompliziert Strom und Erdgas 

für an der KEAM beteiligte Städte, Gemeinden und Landkreise gebündelt zu beschaffen.  

 

Nachdem die Gesellschaft im Sommer 2017 allein von der EAM Beteiligung GmbH gegrün-

det wurde, beteiligten sich in einer 1. Beteiligungsrunde im Juni 2017 zunächst 2 kommunale 

Gesellschafter, die 0,75 % der Anteile übernahmen. Rund 5 Jahre später waren mit der 25. 

Beteiligungsrunde an der Gesellschaft im November 2022 bereits 157 kommunale Gesell-

schafter beteiligt, die insgesamt 83,5 % übernommen haben. Zu diesem Zeitpunkt hatte sich 

der Anteil der EAM Beteiligung GmbH auf 16,5 % verringert. Aktuell können keine weiteren 

kommunalen Gesellschafter aufgenommen werden, obwohl weiterhin Interessenten vor-

handen sind. Da sich das Geschäftsmodell der KEAM auch in den letzten Monaten der Ener-

giekrise als robust bewährt hat, ist damit zu rechnen, dass weitere kommunale Gesellschaf-

ter beabsichtigen der Gesellschaft beizutreten. 

 

Um dies zu ermöglichen, soll eine Kapitalerhöhung bei der KEAM erfolgen. EAM Beteili-

gung GmbH soll sämtliche neuen Geschäftsanteile übernehmen. Die Gesellschaft wurde 

2017 mit einem Stammkapital von EUR 100.000 (bei 100.000 Geschäftsanteilen) und einer 

Kapitalrücklage von EUR 200.000 durch die EAM Beteiligungen GmbH gegründet. Zu einem 

Kaufpreis von EUR 3 pro Geschäftsanteil wurden die kommunalen Gesellschafter beteiligt. 
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Im Rahmen der Kapitalerhöhung soll das Stammkapital von EUR 100.000 um weitere 

EUR 100.000 auf EUR 200.000 erhöht werden (bei 200.000 Geschäftsanteilen). Zudem soll 

eine weitere Einlage in die Kapitalrücklage von EUR 200.000 erfolgen. Sowohl das Stammka-

pital als auch die weitere Einlage sollen allein von der EAM Beteiligung GmbH erbracht wer-

den. Auch zukünftig können die neuen Geschäftsanteile damit zu einem Kaufpreis von EUR 3 

pro Geschäftsanteil an weitere kommunalen Gesellschafter veräußert werden. Bisherige Ge-

sellschafter und neue Gesellschafter werden somit gleich behandelt. 

 

Damit EAM Beteiligungen GmbH sämtliche neuen Geschäftsanteile erwerben kann, müssen 

die bisherigen 157 kommunalen Gesellschafter auf ihre Rechte zum Bezug neuer Geschäfts-

anteile im Rahmen der Kapitalerhöhung verzichten. Die Beteiligung der bisherigen kommu-

nalen Gesellschafter verwässert sich wie folgt: 

 

Kommunaler Gesellschafter Beteiligung 

bisher 

Beteiligung nach  

Kapitalerhöhung 

Kleine Kommune 

(bis 4.800 EW) 
0,25 % 0,125 % 

Mittelgroße Kommune 

(bis 8.200 EW) 
0,5 % 0,25 % 

Große Kommune 

(ab 8201 EW) 
0,75 % 0,375 % 

Landkreise und  

Kommunale Einrichtungen 

0,25 % bis 

1,50 % 

0,125 % bis 

 0,750 % 

 

Die Beteiligungshöhe der kommunalen Gesellschafter an der KEAM ist an sich irrelevant. 

Wichtig ist lediglich, dass die kommunalen Gesellschafter überhaupt beteiligt sind, um über 

die KEAM ohne ein Vergabeverfahren Energie beschaffen zu können. 

 

Der Anteil der EAM Beteiligungen GmbH würde sich -bei einem unterstellten Verzicht auf 

das Bezugsrecht durch die kommunalen Gesellschafter- wie folgt erhöhen: 

 

Gesellschafter Beteiligung 

bisher 

Beteiligung nach 

Kapitalerhöhung 

EAM Beteiligungen GmbH  16,5 % 58,25 % 

 

Da die EAM Beteiligungen GmbH entsprechend Ziffer 8.3 (b) i des Gesellschaftsvertrages 

grundsätzlich ohnehin kein Stimmrecht als Gesellschafter hat, ist die Erhöhung der Beteili-

gung sowohl für die EAM Beteiligungen GmbH als auch die kommunalen Gesellschafter irre-

levant. 

Lediglich wenn der Kernbereich der KEAM betroffen wäre (z.B. anlässlich einer Änderung 

des Gesellschaftsvertrages, einer Verschmelzung etc.) hätte die EAM Beteiligungen GmbH 

entsprechend Ziffer 8.3 (b) ii maximal 20 % der Stimmen. Insoweit wirkt sich die Erhöhung 

der Beteiligung bei der EAM Beteiligungen GmbH nur marginal aus. 
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Somit ist festzuhalten, dass sich zwar die Beteiligungshöhe in Folge einer Kapitalerhöhung 

mit Ausschluss der Bezugsrechte ändern würde, dies aber letztlich keine praktische Auswir-

kung auf die kommunalen Gesellschafter hätte. Die EAM Beteiligungen GmbH wäre indes 

wieder in der Lage, weitere kommunale Gesellschafter aufzunehmen. Mittelbar kommt dies 

allen kommunalen Gesellschaftern der KEAM zu Gute. 

 

Um die Kapitalerhöhung durchzuführen, ist folgende Anpassung der Ziffer 3 des Gesellschafts-

vertrages erforderlich: 

 

§ 3 

Stammkapital und Geschäftsanteile 

 

3.1 Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 2100.000,00; es ist eingeteilt in 

2100.000 Geschäftsanteile zu je EUR 1. 

 

3.2 Die Geschäftsanteile mit den Nr. 1 bis 100.000 im Nennbetrag von jeweils EUR 1 

übernimmt die EAM Beteiligungen GmbH mit dem Sitz in Kassel, eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Kassel unter HRB 16408. 

 

3.3 Die EAM Beteiligungen GmbH hat die Einlagen auf die Geschäftsanteile in bar zu 

erbringen. Diese sind sofort in voller Höhe einzuzahlen. 

 
[Änderung ist hervorgehoben] 

 

Weitere Änderungen am Gesellschaftsvertrag erfolgen nicht. Die erwähnte Einlage von 

EUR 200.000 in die Gesellschaft wird in Ziffer 2.5 des Konsortialvertrages abgebildet. Als 

Anlage C wird die Endfassung des Gesellschaftsvertrages beigefügt. 

 

 

Zuständigkeit: 

Entsprechend Ziffer 6.2 (a) des Gesellschaftsvertrages der KEAM Kommunale Energie aus 

der Mitte GmbH beschließt die Gesellschafterversammlung über Änderungen der Satzung 

mit einer Mehrheit von 85 % der abgegebenen Stimmen. Der EAM Beteiligungen GmbH 

steht bei dieser Beschlussfassung gemäß Ziffer 8.3 (b) ii der Satzung ein Stimmrecht im Um-

fang von maximal 20 % aller Stimmen zu. 
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TOP 2 Beschlussfassung zur Änderung des Konsortialvertrages 

 

Die Gesellschafter der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH sollen dem Abschluss 
des geänderten Konsortialvertrages zustimmen. Es wird folgender Beschluss vorgeschla-
gen: 

 

Vorschlag zur Beschlussfassung: 

 

Dem Abschluss des als Anlage D beiliegenden Konsortialvertrages wird zuge-
stimmt. 

 

 

Begründung: 

 

In der Gesellschafterversammlung der KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH 

(nachfolgend KEAM) am 22.06.2023 wurde bereits ein grundlegender Beschluss zu einer Än-

derung des Konsortialvertrages gefasst. Nachfolgend wird der zugrundliegende Sachverhalt 

nochmals dargestellt: 

 

Neben der unter TOP 1 dargestellten Anpassung des Gesellschaftsvertrages zum Thema 

„Kapitalerhöhung“ sind insoweit auch Anpassung am Konsortialvertrag erforderlich (nach-

folgende Ziffer 1). Zudem soll der Konsortialvertrag bzgl. des Themas „Synchronisierung Be-

teiligung und Beschaffung“ (nachfolgende Ziffer 2) angepasst werden. Bei Gelegenheit sol-

len weitere einzelne Aspekte (nachfolgende Ziffer 3) ebenfalls geändert werden. Die Ände-

rungen sollen erfolgen, indem der Konsortialvertrag insgesamt neu abgeschlossen wird.  

 

 

1. Kapitalerhöhung 

 

Die bereits oben dargestellte Erhöhung des Stammkapitals von EUR 100.000 um 

EUR 100.000 auf EUR 200.000 erfordert neben der Anpassung des Gesellschaftsvertra-

ges auch eine Anpassung des Konsortialvertrages. 

 

In Ziffer 2.2 des Konsortialvertrages ist folgende inhaltliche Anpassung erforderlich, um 

klarzustellen, dass sich das Stammkapital bei der Gründung auf EUR 100.000,00 belief.  

 

2.2 Stammkapital. Die Gesellschaft wurde bei der Gründung mit einem Stammkapital 

von EUR 100.000,00 ausgestattet. 

 
[Ergänzung ist hervorgehoben] 

 

In Ziffer 2.5 des Konsortialvertrages ist eine neue Regelung zur Kapitalerhöhung aufge-

nommen worden. Diese umfasst neben der Erhöhung des Stammkapitals auf 
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EUR 200.000 auch eine weitere Einzahlung in die Kapitalrücklage der Gesellschaft durch 

die EAM Beteiligungen GmbH. 

 

2.5 Kapitalerhöhung. Nach Gründung der Gesellschaft hat EAM Beteiligungen Ge-

schäftsanteile an insgesamt 157 kommunale Gesellschafter veräußert. Damit zu-

künftig weitere kommunale Gesellschafter aufgenommen werden können, wurde 

das Stammkapital der Gesellschaft um 100.000 € auf 200.000 € erhöht und allein 

EAM Beteiligungen hat diese neuen Geschäftsanteile übernommen. Im Zuge der 

Kapitalerhöhung hat EAM Beteiligungen zudem eine weitere Einzahlung in Höhe 

von 200.000 € in die Kapitalrücklage der Gesellschaft geleistet. 
 

[Ergänzung ist hervorgehoben] 

 

In der Ziffer 3.4 des Konsortialvertrages sind die Beteiligungshöhe abzubilden zu denen 

die kommunalen Gesellschafter vor der Kapitalerhöhung Anteile erworben haben und 

zu denen die neuen kommunalen Gesellschafter nach der Kapitalerhöhung Anteile er-

werben können. 

 

3.4 Beteiligungshöhe. Kommunale Gesellschafter wuerden bis zum 31.12.2022 ent-

sprechend den nachfolgenden Größenklassen an der Gesellschaft beteiligt: 

 

Kommunaler Ge-

sellschafter 

Anteil Kaufpreis 2017 

(Buchwert 300.000 €) 

Kleine Kommune 

(bis 4.800 EW) 

0,25 % 750 € 

Mittelgroße Kom-

mune 

(bis 8.200 EW) 

0,5 % 1.500 € 

Große Kommune 

(ab 8201 EW) 

0,75 % 2.250 € 

Landkreise und Kom-

munale Einrichtun-

gen 

0,25 % bis 1,50 % 750 € bis 

4.500 € 

 

Aufgrund der erfolgten Kapitelerhöhung hat sich der Anteil der bis zum 

31.12.2022 beteiligten kommunalen Gesellschafter halbiert. Deren Anteil ent-

spricht der Anteilshöhe, zu der kommunale Gesellschafter ab dem 1.1.2023 ent-

sprechend den nachfolgenden Größenklassen an der Gesellschaft beteiligt wer-

den: 

 

Kommunaler Ge-

sellschafter 

Anteil Kaufpreis 2023 

(Buchwert 600.000 €) 

Kleine Kommune 

(bis 4.800 EW) 

0,125 % 750 € 
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Mittelgroße Kom-

mune 

(bis 8.200 EW) 

0,25 % 1.500 € 

Große Kommune 

(ab 8201 EW) 

0,375 % 2.250 € 

Landkreise und 

Kommunale Ein-

richtungen 

0,125 % bis 

0,750 % 

750 € bis 

4.500 € 

 
[Ergänzungen sind hervorgehoben] 

 

In der Ziffer 3.5 des Konsortialvertrages sind die Regelungen zum Kaufpreis abgebildet. 

Auch insoweit ist eine Abbildung des Kaufpreises nach der Kapitalerhöhung erforder-

lich. 

 

3.5 Kaufpreis. Der Kaufpreis für einen Geschäftsanteil entspricht dem realen Wert des 

Geschäftsanteils. Der reale Wert des Geschäftsanteils entspricht dem anteiligen 

Buchwert des Eigenkapitals, mithin (i) bei Gründung dem eingezahlten Stammka-

pital (i.H.v. 100.000 €) und sowie der Einzahlungen in die Kapitalrücklage (i.H.v. 

200.000 €) und (ii.) nach der Kapitalerhöhung dem gesamten eingezahlten 

Stammkapital (i.H.v. 200.000 €) sowie der gesamten Einzahlungen in die Kapital-

rücklage (i.H.v. 400.000 €). 

 
[Änderungen sind hervorgehoben] 

 

Vorstehend sind sämtliche Anpassungen zum Thema „Kapitalerhöhung“ im Konsortial-

vertrag dargestellt. 

 

 

2. Synchronisierung Beteiligung und Beschaffung 

 

Entsprechend der Verpflichtung aus dem Konsortialvertrag der KEAM beschaffen die 

Gesellschafter die von ihnen benötigte Energie über die KEAM.  

 

Die Lieferverträge zwischen der KEAM und den Kunden haben Kündigungsfristen von 

sechs Monaten zum Jahresende. Die KEAM beginnt mit der Beschaffung der benötigten 

Energiemengen drei Jahre im Voraus. Die Kündigungsfristen in den Lieferverträgen und 

der zeitliche Vorlauf der Energiebeschaffung weichen mithin voneinander ab.  

 

Für die KEAM besteht folgendes theoretisches Risiko: Ein Gesellschafter könnte den Lie-

fervertrag unter Missachtung der Verpflichtung aus dem Konsortialvertrag kündigen, 

wenn er Energiemengen anderweitig günstiger einkaufen könnte. Im Fall einer derarti-

gen Kündigung eines Liefervertrages mit einer Frist von sechs Monaten hätte die KEAM 

benötigte Energiemengen (mindestens) teilweise schon beschafft und müsste die nicht 

benötigten Energiemengen vermutlich unter dem Einkaufswert am Markt verkaufen. 
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Dadurch entstünde der Gesellschaft und mittelbar auch den anderen Gesellschaftern 

ein finanzieller Schaden. 

 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wird dieses Risiko ausgeschlossen, indem die Energiebe-

schaffung nur für den gesicherten Zeitraum des Lieferzeitraums erfolgt. Dafür wurden 

sämtliche Gesellschafter angeschrieben und um Bestätigungen gebeten, dass eine 

Energielieferung auch in den Jahren 2024 und 2025 erfolgen soll. Auf dieser Basis er-

folgte eine Beschaffung der benötigten Mengen durch KEAM. Sofern diese Erklärung 

nicht abgegeben wurde oder wird, erfolgt eine Energiebeschaffung beispielsweise für 

das Jahr 2025 erst nach dem 30.06.2024, da eine Kündigung dann frühestens zum 

1.1.2026 greifen würde. 

 

Für die Jahre nach 2025 müssten sämtliche Gesellschafter erneut jährlich angeschrieben 

werden. Dieser Prozess soll vereinfacht werden. 

 

Zukünftig sollen die Zeiträume der Energiebeschaffung, die Laufzeit der Energieliefer-

verträge und die gesellschaftsrechtliche Beteiligung an der KEAM vereinheitlicht wer-

den. Derzeit können die kommunalen Gesellschafter mit einer Frist von sechs Monaten 

zum Ende eines Kalenderjahres aus der KEAM ausscheiden. Diese Frist wird auf drei 

Jahre erhöht. Zudem wird auch in Energielieferverträgen die Kündigungsfrist auf drei 

Jahre zum Ende eines Kalenderjahres verlängert. 

 

Dadurch wird eine Synchronisierung mit der Energiebeschaffung erreicht. Zukünftig 

entspricht der Zeitraum der Energiebeschaffung (drei Jahre) dem Zeitraum, mit dem 

kommunale Gesellschafter aus der KEAM ausscheiden können (drei Jahre). Solange die 

Mitglieder an der KEAM beteiligt sind, besteht eine grundsätzliche Verpflichtung den 

Energiebedarf ihrer Liegenschaften über die KEAM zu beschaffen. Auch die Lieferver-

träge werden Laufzeiten von drei Jahren haben.  

 

Konkret ist dafür eine Anpassung in Ziffer 9.1 des Konsortialvertrages erforderlich: 

 

9.1 Laufzeit; ordentliche Kündigung. Der Vertrag hat eine unbestimmte Laufzeit. Jede 

Partei kann diesen Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 3 Jahren 6 Monaten 

zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kündigen, erstmals jedoch mit Wirkung 

zum Ablauf des 31. Dezember 2022. 
 

Zudem soll in Ziffer 6.1 folgende redaktionelle Klarstellung hinsichtlich der Energielie-

ferverträge erfolgen: 

 

 

6.1 Verpflichtung zur vollständigen Beschaffung. Die kommunalen Gesellschafter ver-

pflichten sich grundsätzlich den über eine etwaige Eigenerzeugung hinausgehen-
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den gesamten Energiebedarf ihrer Liegenschaften über die Gesellschaft zu bezie-

hen. Zu diesem Zweck werden die kommunalen Gesellschafter mit der Gesell-

schaft gesonderte Energielieferverträge abschließen. 

 
[Ergänzung ist hervorgehoben] 

 
 

Vorstehend sind sämtliche Anpassungen zum Thema „Synchronisierung Beteiligung und 

Beschaffung“ im Konsortialvertrag dargestellt. 

 

 

3. Sonstiges 

 

3.1 Zum gegenwärtigen Zeitpunkt können sich aus dem Landkreis Altenkirchen lediglich 

diejenigen Kommunen beteiligen, die auch Anteilseigner oder Konzessionsgeber der 

EAM sind. Mit der nachfolgenden Anpassung der Ziffer 3.1 des Konsortialvertrages 

können sich sämtliche Kommunen des Landkreises Altenkirchen an der Gesellschaft 

beteiligen. 

 

3.1 Kommunale Gesellschafter. Kommunale Gesellschafter der Gesellschaft können  

(i.) Anteilseigner der EAM, 

(ii.) konzessionsgebende Kommunen der EAM, 

(iii.) Zweckverbände, 

(iv.) kreisangehörige Kommunen der an EAM beteiligten Landkreise,und 

(v.) kreisangehörige Kommunen des Landkreis Altenkirchen und 

(vi.) 100% kommunale Einrichtungen, die in dem Geschäftsgebiet der EAM-

Gruppe tätig sind,  
werden, welche jeweils die Energieversorgung der eigenen Liegenschaften über 

die KEAM sicherstellen möchten. 

 

[Ergänzung ist hervorgehoben] 

 

3.2 Zum gegenwärtigen Zeitpunkt bezieht die Gesellschaft Leistungen über die EAM Ener-

gie GmbH. Damit zukünftig benötigte Leistungen auch von anderen Gesellschaften 

der EAM-Gruppe bezogen werden können, sollen Anpassungen in Ziffer 1.3 erfolgen 

und Ziffer 7.3 ergänzt werden: 

 

1.3 KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH.  

… 

Die EAM Energie oder eine andere Tochtergesellschaft der EAM Beteiligun-

gen GmbH wird in Form eines Dienstleistungsverhältnisses Know-how insbeson-

dere im Bereich des Energieeinkaufs, der Lieferabwicklung und der Kundenbetreu-

ung einbringen. Sie wird selbst nicht Gesellschafterin der KEAM. 

 



Anlage A 
Beschlussvorlagen und Erläuterungen 

Seite 10 von 10 

7.3 Dritte. Die KEAM ist berechtigt, anstelle der EAM Energie auch eine andere Toch-

tergesellschaft der EAM Beteiligungen GmbH mit den entsprechenden Dienstleis-

tungen zu beauftragen. 
 

[Ergänzungen sind hervorgehoben] 

 

3.3 Nachdem die EnergieNetz Mitte GmbH zwischenzeitlich in EAM Netz GmbH umfir-

miert wurde, ist Ziffer 6.2 des Konsortialvertrages anzupassen: 

 

6.2 Teilweise Beschaffung. Ein kommunaler Gesellschafter ist berechtigt, die Energie-

belieferung zwischen der Gesellschaft und einem Dritten aufzuteilen, wenn im Ho-

heitsgebiet des kommunalen Gesellschafters neben der EAM ein anderer kommu-

naler Energielieferant tätig ist. In diesen Fällen ist der kommunale Gesellschafter 

lediglich verpflichtet, den Energiebedarf von der Gesellschaft für diejenigen Zähl-

punkte im Hoheitsgebiet zu beziehen, die im Netzgebiet des Netzbetreibers der 

EAM, der EAM nergieNetz MitteGmbH, liegen. 
 

[Ergänzung ist hervorgehoben] 

 

3.4 Da die KEAM bereits gegründet wurde, kann schließlich in der Überschrift des Konsor-

tialvertrages eine redaktionelle Aktualisierung erfolgen und das Datum auf den Tag 

der notariellen Umsetzung geändert werden: 

 

Konsortialvertrag  

bezüglich der Gründung und der Beteiligung an der 

KEAM Kommunale Energie aus der Mitte GmbH 

 

Stand: 24.01.2024.2023 
 

[Streichung ist hervorgehoben] 

 

Als Anlage D wird die Endfassung des Konsortialvertrages beigefügt, in der auch Anschrif-

ten der Parteien aktualisiert wurden. 

 

Zuständigkeit: 

Entsprechend § 10.1 des Konsortialvertrages sind die Geschäftsführer der KEAM zur Ände-

rung des Konsortialvertrages nach einer Beschlussfassung der Gesellschafter bevollmäch-

tigt. Nachdem die Änderung beschlossen wurde, können die Geschäftsführer den Konsorti-

alvertrag entsprechend anpassen. 
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Informationsmemorandum 

Kurzdarstellung KEAM Kommunale Energie aus der Mitte 

GmbH und Kapitalerhöhung 
 

1. Ausgangslage 

Die KEAM ist eine Gesellschaft zur Energiebeschaffung und -belieferung für Kommunen und 

Landkreise. Sie wurde im Sommer 2017 gemeinsam von der EAM Beteiligungen GmbH und 

47 interessierten Kommunen und Landkreisen gegründet, um zukünftig effizient und un-

kompliziert Strom und Erdgas für an der KEAM beteiligte Städte, Gemeinden und Landkreise 

zu beschaffen. Dabei beliefert die KEAM ausschließlich eigene Liegenschaften und Einrich-

tungen ihrer kommunalen Gesellschafter, jedoch nicht die Privat- und Gewerbekunden in 

den jeweiligen Städten und Gemeinden. Die KEAM verfügt nicht über eigenes Personal. Über 

einen Dienstleistungsvertrag mit der EAM Energie GmbH bezieht sie alle im Zusammenhang 

mit der Energiebeschaffung notwendigen Leistungen. KEAM beschafft die benötigte Ener-

gie am Markt mittels Dienstleistungen der EAM Energie GmbH, die darüber hinaus die Belie-

ferung der kommunalen Gesellschafter für KEAM abwickelt. 

 

Der Vorteil der gemeinschaftlichen Energiebeschaffung und -belieferung durch die KEAM 

liegt in der Bündelung und damit effizienteren Durchführung der Beschaffungsvorgänge für 

den Energiebedarf der beteiligten Kommunen. Die Energie wird langfristig und voraus-

schauend beschafft, so dass sich kurzzeitige Preisschwankungen am Energiemarkt nicht ne-

gativ auswirken und langfristig eine sichere, preisgünstige und umweltbewusste Energie-

versorgung ermöglicht wird. Die Energiebeschaffung gestaltet sich dadurch wesentlich risi-

koärmer als bei der Beschaffung im Wege der Ausschreibung, da ähnlich einem Fondsspar-

plan in Tranchen beschafft wird. Dies entspricht damit dem kommunalrechtlich gebotenen 

Grundsatz des wirtschaftlichen und sparsamen Handelns. Hinzu kommt, dass mit diesem Mo-

dell die Wertschöpfung in der Region weiter gestärkt wird.  

 

Das Modell ist gesellschaftsrechtlich, kommunalverfassungsrechtlich und vergaberechtlich 

geprüft. Das Regierungspräsidium Kassel hat bestätigt, dass es keine kommunalverfas-

sungsrechtlichen Bedenken gibt. Außerdem wurde eine Markterkundung durchgeführt, die 

entsprechende Bestätigung der IHK liegt vor. Die Vergaberechtsexperten des Hessischen 

Städte- und Gemeindebunds sowie des Hessischen Wirtschaftsministeriums haben das Mo-

dell geprüft und für zulässig erachtet. 
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2. Aktuelle Gesellschafterstruktur 

Seit der Gründung der KEAM haben sich kommunale Anteilseigner der EAM, konzessionsge-

bende Kommunen sowie alle kreisangehörigen Städte und Gemeinden der an EAM beteilig-

ten Landkreise an der KEAM beteiligt und die Anzahl der kommunalen Gesellschafter ist auf 

157 angewachsen. Die Höhe des jeweiligen Anteils bemisst sich nach der Leistungsfähigkeit 

der jeweiligen Gebietskörperschaft (Einwohnerzahl bzw. Absatzprognose) und beträgt 0,25 

bis 1,5 %. Gegenwärtig hält die EAM 16,5 % und die kommunalen Gesellschafter 83,5 % der 

Geschäftsanteile. 

 

Da EAM dauerhaft mindestens 15 % der Anteile halten soll, können zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt die interessierten kommunalen Gesellschafter der KEAM nicht mehr beitreten. 

Um dies für die Zukunft wieder zu ermöglichen, soll eine Kapitalerhöhung erfolgen. 

 

3. Kapitalerhöhung  

Damit sich zukünftig wieder interessierte kommunale Gesellschafter an der KEAM beteili-

gen können, soll eine Kapitalerhöhung bei der KEAM erfolgen und EAM Beteiligung GmbH 

soll sämtliche neuen Geschäftsanteile übernehmen.  

 

Die Gesellschaft wurde 2017 mit einem Stammkapital von EUR 100.000 Stammkapital (bei 

100.000 Geschäftsanteilen) und einer Kapitalrücklage von EUR 200.000 durch die EAM Be-

teiligungen GmbH gegründet. Zu einem Kaufpreis von EUR 3 pro Geschäftsanteil wurden die 

kommunalen Gesellschafter beteiligt. 

 

Im Rahmen der Kapitalerhöhung soll das Stammkapital von EUR 100.000 um EUR 100.000 

auf EUR 200.000 erhöht werden (bei 200.000 Geschäftsanteilen). Zudem soll eine weitere 

Einlage in die Kapitalrücklage von EUR 200.000 erfolgen. Sowohl das Stammkapital als auch 

die weitere Einlage sollen allein von der EAM Beteiligung GmbH erbracht werden. Auch zu-

künftig sollen die neuen Geschäftsanteile damit zu einem Kaufpreis von EUR 3 pro Ge-

schäftsanteil an weitere kommunalen Gesellschafter veräußert werden. Bisherige Gesell-

schafter und neue Gesellschafter werden somit gleich behandelt. 

 

Damit EAM Beteiligungen GmbH sämtliche neuen Geschäftsanteile erwerben kann, müssen 

die bisherigen 157 kommunalen Gesellschafter auf ihre Rechte zum Bezug neuer Geschäfts-

anteile im Rahmen der Kapitalerhöhung verzichten. Die Beteiligung der bisherigen kommu-

nalen Gesellschafter wird sich somit verwässern. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Be-

teiligungshöhe der kommunalen Gesellschafter an der KEAM irrelevant ist. Wichtig ist ledig-

lich, dass die kommunalen Gesellschafter überhaupt beteiligt sind, um über die KEAM ohne 

ein Vergabeverfahren Energie beschaffen zu können. 



KEAM, Kapitalerhöhung 
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Mit der Übernahme der neuen Geschäftsanteile durch die EAM Beteiligungen GmbH würde 

sich deren Beteiligung zwar erhöhen. Da die EAM Beteiligungen GmbH grundsätzlich jedoch 

ohnehin kein Stimmrecht als Gesellschafter hat, ist die Erhöhung der Beteiligung sowohl für 

die EAM Beteiligungen GmbH als auch die kommunalen Gesellschafter irrelevant. 

 

Somit ist festzuhalten, dass sich die Beteiligungshöhe der kommunale Gesellschafter und 

der EAM Beteiligungen GmbH in Folge einer Kapitalerhöhung zwar ändern, dies aber letzt-

lich keine praktische Auswirkung auf die kommunalen Gesellschafter hätte. Die EAM Betei-

ligungen GmbH wäre indes wieder in der Lage, Geschäftsanteile an weitere kommunale Ge-

sellschafter zu veräußern, so dass diese Gesellschafter der KEAM werden könnten. Mittelbar 

kommt dies allen kommunalen Gesellschaftern der KEAM zu Gute. 

 

4. Umsetzung 

Für die Kapitalerhöhung ist eine Änderung des Gesellschaftsvertrages erforderlich. Dies er-

fordert einen notariell zu beurkundenden Beschluss der Gesellschafter. Zudem muss die 

EAM Beteiligungen GmbH die Übernahme der Anteile erklären und die kommunalen Gesell-

schafter den Verzicht auf den Bezug der neuen Anteile. Da sich durch diesen Verzicht die 

Anteile der Kommunen verwässern und sich die bisherige Beteiligungshöhe reduziert, soll 

vorsorglich eine Zustimmung der kommunalen Gremien eingeholt werden. 

 

Die vorgesehen Kapitalerhöhung wurde im Vorfeld mit den zuständigen Kommunalaufsich-

ten abgestimmt. Diese hatten keine Bedenken. 
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Gemeinde Calden 
 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Ausschuss für Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 
Soziales 08.11.2023 vorberatend 

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 
 
 
Erneuerung der „Wilhelmsthaler Straße“ (Kreisstraße 46) – Ortsdurchfahrt Calden 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Ausführungsplanung 
 
 
Sachdarstellung: 
Dem Beschluss der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden vom 10.06.2021 folgend, hat der 
Gemeindevorstand die Entwurfsplanung für den gemeinschaftlichen Ausbau der in der Gemarkung 
Calden gelegenen „Wilhelmsthaler Straße“ (Kreisstraße 46) in Abstimmung mit dem 
Straßenbaulastträger, dem Landkreis Kassel, sowie den Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange so weit konkretisiert, dass nunmehr am 14. Juli 2023 der für die Baumaßnahme 
erforderliche Entfall der Planfeststellung im Sinne des § 33 Abs. 1 Hessisches Straßengesetz 
(HStrG) bei Hessen Mobil beantragt werden konnte.  
 
Den Antrag auf Entfall der Planfeststellung hat Hessen Mobil daraufhin am 17. Oktober 2023 
genehmigt. Die dem Verfahren zugrunde gelegte Genehmigungsplanung ist dieser 
Beschlussvorlage als Anlage beigefügt.  
 
Die Regelquerschnitte der Verkehrsanlage gestalten sich bei vergleichender Betrachtung der 
Entwurfsplanung aus dem Jahr 2021 und der nunmehr vorliegenden Ausführungsplanung aus dem 
Jahr 2023 wie folgt: 
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Von Einmündung Holländische Straße bis zur Fahrschule 
 
Entwurfsplanung 2021 (Fahrbahnbreite 4,66 m – niveaugleich mit Mischfläche) 

 
 
Ausführungsplanung 2023 (Fahrbahnbreite 5,50 m – durch Rundbord abgesetzt) 
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Von Fahrschule bis zur Apotheke 
 
Entwurfsplanung 2021 (Fahrbahnbreite 4,66 m – niveaugleich zur Mischfläche) 

 
 
Ausführungsplanung 2023 (Fahrbahnbreite 5,00 m – niveaugleich zur Mischfläche) 
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Von Apotheke bis ca. in Höhe Wilhelmsthaler Platz 
 
Entwurfsplanung 2021 (Fahrbahnbreite 4,66 m – niveaugleich zur Mischfläche) 

 
 
Ausführungsplanung 2023 (Fahrbahnbreite 5,50 m – durch Rundbord abgesetzt) 
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Von ca. in Höhe Wilhelmsthaler Platz bis in Höhe B-Platz  
 
Entwurfsplanung 2021 (Fahrbahnbreite 6,00 m – durch Rundbord abgesetzt) 

 
 
Ausführungsplanung 2023 (Fahrbahnbreite 6,00 m – durch Rundbord abgesetzt) 

 
 
Der Gemeindevorstand empfiehlt der Gemeindevertretung der Gemeinde Calden die 
Ausführungsplanung zu beschließen, sodass die baulichen Leistungen alsbald ausgeschrieben und 
vergeben werden können. Der Gemeindevorstand plant den Baubeginn für April 2024.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Inanspruchnahme der maßnahmenzugehörigen Ansätze im Finanzhaushalt.    
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden beschließt für die in gemeindlicher Baulast 
stehenden Flächen die als Anlage beigefügte Ausführungsplanung zur grundhaften Erneuerung 
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der „Wilhelmsthaler Straße“ und beauftragt den Gemeindevorstand, die baulichen Leistungen in 
der dargelegten Form auszuschreiben und zu vergeben. 
 
 
 
Anlage(n): 
1. GemVE_Anlage_Planung_1_1 
2. GemVE_Anlage_Planung_1_2 
 
 
 
Der Bürgermeister 
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Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-147/2023 

Fachbereich FB II - Fachbereich 
Finanzmanagement 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter II 
Datum 24.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 
 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 

 
 
Haushaltswirtschaft der Gemeinde Calden  
hier: Beratung und Beschlussfassung zum Jahresabschluss 2021 
 
Sachdarstellung: 
Die Kommunen sind nach § 112 HGO (Hessische Gemeindeordnung) verpflichtet, für den 
Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen. Der 
Jahresabschluss enthält sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, 
Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen 
und gibt Auskunft über die tatsächliche Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Kommune. Mit dem Jahresabschluss legt der Gemeindevorstand gegenüber der 
Gemeindevertretung und den Einwohnerinnen und Einwohnern Rechenschaft über die 
Haushaltswirtschaft des Jahres, insbesondere über die Verwendung der Erträge und 
Einzahlungen auf der Grundlage des von der Gemeindevertretung beschlossenen 
Haushaltsplans. Der Jahresabschluss wird vom zuständigen Rechnungsprüfungsamt 
(Revision) geprüft und danach mit dem Prüfbericht der Gemeindevertretung zur Beratung 
und Beschlussfassung vorgelegt. Dabei ist auch über die Entlastung des 
Gemeindevorstands zu entscheiden. Dieser Beschluss ist mit dem Prüfbericht der 
Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen und öffentlich bekannt zu machen. Danach ist der 
Jahresabschluss an sieben Tagen öffentlich auszulegen. Zwischenzeitlich wurde der 
Jahresabschluss 2021geprüft und vom Revisionsamt mit einem uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk versehen.. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Betrifft rückblickend die Haushaltswirtschaft des Jahres 2021. 
 
 . 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt auf der Grundlage des § 114 HGO den von der 
Revision des Landkreises Kassel geprüften Jahresabschluss 2021 und erteilt gleichzeitig 
dem Gemeindevorstand die Entlastung für dieses Haushaltsjahr. 
 
 
Anlage(n): 
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1. Prüfung Jahresabschluss 2021 
 
 
 
Der Bürgermeister 



























































































































Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-153/2023 

Fachbereich Finanzen, Personal, 
Ordnungswesen 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter II 
Datum 26.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 
 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Ausschuss für Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 
Soziales 08.11.2023 vorberatend 

Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 

 
 
Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile Calden, Meimbressen, 
Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten 
hier: Beratung und Beschlussfassung über die Friedhofsordnung 
 
 
Sachdarstellung: 
Nachdem die entsprechenden Kirchenvorstände die Beschlüsse gefasst hatten, die Aufgaben der 
Friedhofsverwaltung nicht länger wahrzunehmen, hat eine dafür gebildete Arbeitsgruppe in der 
Verwaltung die nötigen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass ein reibungsloser Übergang der 
Aufgaben zum 01.01.2024 an die Gemeinde Calden erfolgen kann.  
 
In diesem Zusammenhang wurden neben zahlreichen anderen Arbeiten sowohl ein Entwurf einer 
Friedhofsordnung als auch ein Entwurf einer Friedhofsgebührenordnung erstellt, die 
Grundvoraussetzung für die Erfüllung der anstehenden Aufgaben darstellen. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt die Friedhofsordnung und damit die Übernahme der 
Angelegenheiten des Friedhofs- und Bestattungswesens zum 01.01.2024 in der vorlegten Form. 
Die Friedhofsordnung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.  
 
Der Gemeindevorstand wird damit beauftragt, die erforderlichen Verträge mit den betroffenen 
Kirchenvorständen auszufertigen und im Vorgriff auf den angepassten Stellenplan 2024 die 
Personalgewinnung für die Schaffung einer Friedhofsverwaltung einzuleiten.  . 
 
 
Anlage(n): 
1. Friedhofsordnung 
 
 
 
Der Bürgermeister 



Friedhofsordnung 

der Gemeinde Calden 

 

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung 

v. 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 

(GVBI. S. 90, 93) i.V.m. § 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) v. 

05.07.2007 (GVBl. I S. 338), zuletzt geändert durch Gesetz v. 23.08.2018 (GVBl. I S. 381) hat die 

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden am                folgende Friedhofsordnung beschlossen: 

 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Friedhofsordnung gilt für die nachstehend genannten Friedhöfe der Gemeinde Calden: 

1) Friedhof Calden 

2) Friedhof Meimbressen 

3) Friedhof Westuffeln 

4) Friedhof Obermeiser 

5) Friedhof Ehrsten 

 

§ 2 

Verwaltung der Friedhöfe 

 

Die Verwaltung der Friedhöfe obliegt dem Gemeindevorstand, im folgenden Friedhofsverwaltung 

genannt, bzw. von ihm beauftragten Dritten. 

 

§ 3 

Friedhofszweck und Bestattungsberechtigte 

 

(1) Die Friedhöfe dienen der Bestattung und der Pflege der Gräber im Andenken an  

     die Verstorbenen. 

 

(2) Zulässig ist die Bestattung von: 

 

a) Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner der Gemeinde Calden   

          waren oder 

 

b) Personen, die ein Recht auf Benutzung einer Grabstätte auf dem Friedhof hatten oder 

 

c) Personen, die innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind und nicht auf einem Friedhof           

        außerhalb der Gemeinde beigesetzt werden oder 

 

d) Personen, die früher Einwohnerinnen oder Einwohner waren und zuletzt in einem Pflegeheim  

oder einer ähnlichen Einrichtung außerhalb der Gemeinde gelebt haben oder 
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e) totgeborenen Kindern, die mit einem Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder nach  

    der 24. Schwangerschaftswoche geboren wurden (Gebührenfrei). 

 

(3) Die Bestattung derjenigen Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner  

     der Gemeinde waren, erfolgt in der Regel auf dem Friedhof des Ortsteils, in dem sie zuletzt ihren  

     Wohnsitz hatten. 

 

(4) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.  

     Ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung besteht nicht. Totgeborene Kinder  

     und Föten, die die Voraussetzungen in Abs. 2 e) nicht erfüllen, können auf Wunsch einer  

     oder eines Angehörigen bestattet werden. (Gebührenfrei) 

 

§ 4 

Begriffsbestimmung 

 

(1) Unter einer Grabstätte ist ein für Bestattungen oder Beisetzungen vorgesehener, genau  

     bestimmter Teil des Friedhofsgrundstückes mit dem darunterliegenden Erdreich zu verstehen.    

     Eine Grabstätte kann eine (Reihen-) oder mehrere (Wahl-)Grabstellen umfassen. 

 

(2) Unter einer Grabstelle ist der Teil der Grabstätte zu verstehen, der der Aufnahme einer   

     menschlichen Leiche bzw. bei Urnengrabstätten einer Aschenurne dient. 

 

(3) Unter einer Leiche wird der tote Körper eines Menschen verstanden. Die nähere Bestimmung  

      ergibt sich aus § 9 Abs. 2 Friedhofs- und Bestattungsgesetz (FBG). 

 

(4) Nutzungsberechtigter ist derjenige, dem eine Grabstätte überlassen bzw. im Wege der  

     Rechtsnachfolge übertragen wurde. 

 

(5) Die Nutzungszeit ist die Laufzeit einer Grabstätte, für die das Nutzungsrecht erworben,  

     wiedererworben oder verlängert wurde. 

 

(6) Die Ruhefrist ist die Zeitspanne, innerhalb derer die Grabstelle nicht erneut belegt werden darf. 

 

§ 5 

Schließung und Entwidmung 

 

(1) Ein Friedhof und Friedhofsteile können geschlossen oder entwidmet werden. 

 

(2) Durch die Schließung sind weitere Bestattungen nicht möglich. Durch die Entwidmung geht    

     die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestätte der Toten verloren. Die Entwidmung ist erst  

     mit Wirkung von dem Zeitpunkt an zulässig, zu dem sämtliche Ruhefristen der auf dem Friedhof     

     vorgenommenen Beisetzungen abgelaufen sind. 

 

(3) Die Schließung und Entwidmung sind öffentlich bekannt zu machen. 

 

 

 

- 2 - 



II. Ordnungsvorschriften 

§ 6 

Öffnungszeiten 

 

Die Friedhöfe sind während der durch die Friedhofsverwaltung festgesetzten Zeiten, ganztags von 

Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang, für den Besuch geöffnet. Sonderregelungen können durch 

die Friedhofsverwaltung getroffen werden. Das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile kann 

durch die Friedhofsverwaltung aus besonderem Anlass eingeschränkt oder vorübergehend 

untersagt werden. 

 

 

§ 7 

Nutzungsumfang 

 

(1) Jede Friedhofsbesucherin oder jeder Friedhofsbesucher haben sich der Würde des Ortes  

 entsprechend zu verhalten. Den Anordnungen des aufsichtsbefugten Friedhofspersonals ist  

 Folge zu leisten. Kinder unter 10 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener  

 betreten. 

 

(2) Nicht gestattet ist innerhalb des Friedhofes: 

a) Das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, soweit nicht eine besondere Erlaubnis hierzu   

erteilt ist; ausgenommen von diesem Verbot sind Kinderwagen und Rollstühle sowie 

Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung, Fahrzeuge des Bauhofes Calden oder gewerblich Tätiger 

im Sinne des § 9, 

 

 b) Waren aller Art und gewerbliche Dienste anzubieten, 

 

c) an Sonn- und Feiertagen sowie in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten   

auszuführen, 

 

d) die Erstellung oder Verwertung von Film-, Ton-, Video- oder Fotoaufnahmen, außer zu   

privaten Zwecken, 

 

e) Plakate anzubringen bzw. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im      

        Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig und üblich sind sowie Plakate und 

        Informationsschriften der Friedhofsverwaltung, 

 

f) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen und zu beschädigen  

   sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigterweise zu betreten, 

 

g) Abraum und Abfälle aller Art außerhalb der hierfür vorgesehenen Plätze abzulegen, 

 

h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde 

 

i) abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente zu spielen oder Tonwiedergabegeräte für  

       Dritte hörbar zu betreiben.  
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Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes   

und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

 

(3) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende  

      Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens  

      2 Wochen vor Durchführung anzumelden. 

 

§ 8 

Sitzgelegenheiten 

 

Ruhebänke und Stühle sowie sonstige Sitzgelegenheiten dürfen nur mit Einwilligung der 

Friedhofsverwaltung an oder auf Grabstätten aufgestellt werden. 

 

§ 9 

Gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof 

 

(1) Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof (insbesondere Steinmetze, Steinbildhauer, Gärtner,   

Bestatter, Tischler) bedürfen, soweit nicht Arbeiten in Auftrag der Friedhofsverwaltung  

durchgeführt werden, der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung. 

 

(2) Die Zulassung erfolgt auf Antrag. Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die 

(a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und 

(b) diese Friedhofsordnung durch Unterschrift für alle einschlägigen Arbeiten als verbindlich  

anerkannt haben. 

 

Über den Antrag wird unverzüglich, spätestens innerhalb von 2 Wochen nach Vorlage aller  

Unterlagen entschieden. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Zulassung als erteilt. 

 

(3) Die gewerblichen Tätigkeiten müssen mit dem Friedhofszweck vereinbar sein und dürfen  

Bestattungsfeierlichkeiten nicht stören. 

 

(4) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung davon abhängig machen, dass die Antragstellerin  

oder der Antragsteller einen für die Ausführung ihrer oder seiner Tätigkeit ausreichenden  

Haftpflichtversicherungsschutz nachweist. 

 

(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofsordnung zu beachten. Die  

Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang    

mit einer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 

 

(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungszeiten  

ausgeführt werden. Die Arbeiten sind frühestens um 7.00 Uhr aufzunehmen und spätestens um 

20.00 Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen. 

 

(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur  

 an den von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen vorübergehend gelagert werden.  

 Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in Ordnung zu bringen. 

 Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt    

 werden.      - 4 - 



(8) Gewerbetreibenden, die wiederholt oder schwerwiegend gegen diese Friedhofsordnung  

     verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr  

     gegeben sind, kann die Friedhofsverwaltung die Zulassung nach schriftlicher Mahnung auf Zeit  

     oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. 

 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

§ 10 

Bestattungen 

 

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung unter  

     Vorlage der erforderlichen Unterlagen anzumelden. 

 

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, ist das    

Nutzungsrecht nachzuweisen. Bei einer Bestattung in einer schon vorhandenen Wahlgrabstätte 

ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. Ist die nutzungsberechtigte Person einer 

vorhandenen Wahlgrabstätte verstorben, so hat die neue nutzungsberechtigte Person durch 

ihre Unterschrift die Übernahme des Nutzungsrechts in der Anmeldung schriftlich zu 

beantragen. 

 

(3) Ort und Zeit der Bestattung werden durch die Friedhofsverwaltung festgelegt. Dabei werden  

     Wünsche der für die Bestattung sorgepflichtigen Personen nach Möglichkeit berücksichtigt. 

 

(4) Bestattungen finden von Montag bis Freitag in der Zeit von 10:00 bis 16:00 Uhr statt.  

     An Wochenenden/Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen finden keine Bestattungen statt.  

     In begründeten Fällen sind mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung Ausnahmen zulässig. 

 

§ 11 

Friedhofshalle und Beschaffenheit der Särge 

 

(1) Die Friedhofshalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur in   

      Begleitung eines Angehörigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der    

      Friedhofsverwaltung betreten werden. 

 

(2) Leichen sind in verschlossenen Särgen in die Friedhofshalle zu verbringen. Die Särge dürfen  

nicht aus Metall, Kunststoff oder sonstigen schwer vergänglichen Stoffen hergestellt werden.  

 

(3) Die Särge dürfen nach der Einlieferung in die Leichenhalle grundsätzlich nicht mehr geöffnet  

werden.      

 

(4) Die Gemeinde haftet nicht für den Verlust von Wertgegenständen, die den Leichen beigegeben  

      worden sind. 

 

(5) Trauerfeiern können in der Friedhofskapelle, in der Friedhofshalle, am Grab oder an einer  

      anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

 

(6) Der Transport des Sarges zur Grabstätte erfolgt grundsätzlich durch die Mitarbeiterinnen  

      und Mitarbeiter eines beauftragten Beerdigungsinstitutes.  
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§ 12 

Grabstätte und Ruhefrist 

 

(1) Die Gräber werden nur durch die Beschäftigten der Friedhofsverwaltung bzw. durch  

      Beauftragte der Friedhofsverwaltung ausgehoben, geöffnet und geschlossen. 

 

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur   

     Sargoberkante mindestens 0,90 m, bis zur Urnenoberkante mindestens 0,50 m. 

 

(3) Werden bei der Wiederbelebung einer Grabstätte beim Ausheben Leichenteile, Sargteile oder  

      sonstige Überreste gefunden, so sind diese mindesten 0,30 m unter die Sohle des neuen  

      Grabes zu verlegen. 

 

(4) Die Ruhefrist bis zur Wiederbelebung einer Grabstätte beträgt für Leichen 30 Jahren und Aschen   

 25 Jahre. 

 

§ 13 

Totenruhe und Umbettung 
 

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

 

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der Regelung in § 26 FBG  

     und sonstiger gesetzlicher Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.   

     Die Zustimmung kann nur auf Antrag und bei Vorliegen eines besonderen Grundes erteilt 

     werden. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte in eine andere  

     Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte sind innerhalb der Gemeinde nicht zulässig. 

 

(3) Alle Umbettungen werden von Beauftragten der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Die  

     Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. Nach Rücksprache mit der   

     Friedhofsverwaltung kann die Umbettung auf Antrag durch einen Bestatter/Dritten erfolgen. 

 

(4) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten  

     und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat die Antragstellerin oder der Antragsteller  

     zu tragen. 

 

(5) Der Ablauf der Ruhefrist und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen  

     oder gehemmt. 

 

IV. Grabstätten 

§ 14 

Grabarten 

 

(1) Auf den Friedhöfen werden folgende Arten von Grabstätten zur Verfügung gestellt: 

 

a) Reihengrabstätten  

b) Wahlgrabstätten (Einzel- und Doppelgrabstellen)  
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c) Rasengrabstätten  

d) Urnenreihengrabstätten  

e) Urnenwahlgrabstätten (Einzel- und Doppelgrabstellen) 

f) Urnenrasengrabstätten (außer in Meimbressen und Ehrsten) 

g) Feld für anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden) 

h) Baumgrabstätten (nur in Meimbressen, Ehrsten und Westuffeln) 

i) Friedwiese (Urnenrasengrabstätten und Rasengrabstätten) (nur in Calden) 

j) Kinderreihengrabstätten  

 

(2) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten  

      Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

 

§ 15 

Nutzungsrechte an Grabstätten 

 

(1) Nutzungsrechte an Grabstätten können nur nach Maßgabe dieser Friedhofsordnung begründet  

      werden. Sie sind öffentlich-rechtlicher Natur und ein räumlich abgegrenzter Teil der   

      Erdoberfläche. Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. 

 

(2) Bei Streitigkeiten zwischen den Beteiligten über Rechte an Grabstätten, über die Verwaltung  

      oder Gestaltung einer Grabstätte oder eines Grabmals, kann die Friedhofsverwaltung bis zur  

      gütlichen Einigung oder rechtskräftig gerichtlichen Entscheidung über diese Streitigkeiten die  

      erforderlichen vorläufigen Regelungen treffen. 

 

§16 

Grabbelegung 

 

(1) In jeder Grabstelle darf während des Laufs der Ruhefrist grundsätzlich nur eine Erdbestattung  

      oder Urnenbestattung vorgenommen werden. Die Friedhofsverwaltung kann in Ausnahmefällen   

      gestatten, dass auf Antrag auch in bereits belegten Doppelwahlgrabstätten für Erdbestattungen     

      zusätzlich eine Ascheurne beigesetzt werden kann. Das Nutzungsrecht ist entsprechend zu     

      verlängern.       

 

(2) Es ist zulässig, eine mit ihrem neugeborenen Kind verstorbene Mutter oder zwei zur gleichen  

     Zeit verstorbene Kinder bis zu 5 Jahren in einem Sarg beizusetzen. 

 

§ 17 

Verlegung von Grabstätten 

 

Aus zwingenden Gründen des öffentlichen Rechts kann die Friedhofsverwaltung Grabstätten 

verlegen. Die Leichen oder Aschenreste sind in diesen Fällen in eine andere Grabstätte gleicher Art  

umzubetten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen sind umzusetzen. Die Kosten der 

Maßnahme trägt der Veranlasser. 
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A. Reihengrabstätten 

§ 18 Definition der Reihengrabstätte 

 

Reihengrabstätten sind Grabstätten für eine Erdbestattung. Sie werden der Reihe nach belegt  

und im Todesfall für die Dauer der Ruhefrist des zu Bestattenden zugeteilt. Ein Wiedererwerb oder 

die Verlängerung des Nutzungsrechts ist, außer bei Kindergräbern, nicht möglich. Bei 

Kindergräbern kann das Nutzungsrecht gegen Zahlung einer Gebühr gemäß der geltenden 

Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden einmalig um höchstens 30 Jahre oder auch um 

kürzere Zeiträume verlängert werden.  

Überschreitet bei der Beisetzung einer Urne die Ruhefrist das noch laufende Nutzungsrecht, so  

ist zur Wahrung der Ruhefrist das Nutzungsrecht um den notwendigen Zeitraum zu verlängern.  

Die Gebühren richten sich nach der gültigen Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden. 

 
Reihengräber sind spätestens 6 Monate nach der Beisetzung würdig herzurichten. Wird ein 

Reihengrab während der Dauer der Ruhefrist über einen längeren Zeitraum nicht entsprechend der 

Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger Weise instand gehalten und gepflegt, so 

ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur Durchführung der 

erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege 

der Grabstätte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der oder des 

Nutzungsberechtigten abräumen, einebnen und einsähen lassen. 

 

§ 19 

Maße der Reihengrabstätte 

(1) Es werden eingerichtet 

a) Reihengrabstätten für die Beisetzung Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr, 

b) Reihengrabstätten für die Beisetzung Verstorbener ab dem vollendetem 5. Lebensjahr. 

 

(2) Die Reihengrabstätten haben folgende Maße: 

     a) Für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 

Länge: 1,50 m  Obermeiser: Länge: 1,10 m 

Breite: 0,90 m    Breite: 0,60 m 

 

b) Für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 

Meimbressen:  Calden/Westuffeln/Obermeiser:  Ehrsten: 

Länge: 2,00 m  Länge: 2,20 m    Länge: 2,10 m 

Breite: 1,00 m  Breite: 1,20 m    Breite: 1,00 m 

 

(3) Der Abstand zwischen den Reihengrabstätten beträgt 0,60 m. 
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§ 20 

Wiederbelegung und Abräumung 

(1) Über die Wiederbelegung von Reihengrabstätten, für die die Ruhefrist abgelaufen ist,        
      entscheidet die Friedhofsverwaltung. 
 
 

B. Wahlgrabstätten 

§ 21 

Definition, Entstehung und Übergabe des Nutzungsrechtes 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für bis zu zwei Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein  

Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Auf Verleihung eines 

Nutzungsrechts an seiner Wahlgrabstätte besteht kein Rechtsanspruch. Wünsche des Erwerbers 

bezüglich der Lage der Wahlgrabstätte werden nach Möglichkeit berücksichtigt. Der Ersterwerb 

eines Nutzungsrechts ist nur möglich anlässlich eines Todesfalles und umfasst die gesamte 

Grabstätte.  

Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworben oder verlängert werden.   

Wiedererwerb oder Verlängerung sind nur auf Antrag und nur für die gesamte Wahlgrabstätte 

möglich. Ein Rechtsanspruch auf Verlängerung oder Wiedererwerb besteht nicht. Eine 

Ausnahme hiervon gilt bei der Verlängerung oder dem Wiedererwerb bezüglich einer nicht voll 

belegten Wahlgrabstätte. 

 
(2) Unter dem Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstätte ist die Einräumung  

einer zweiten Nutzungszeit zu verstehen. Der Antrag kann frühestens sechs Monate vor Ablauf 

des Nutzungsrechtes gestellt werden. 

 

Die Verlängerung des Nutzungsrechtes umfasst einen kürzeren Zeitraum als die komplette 

Nutzungszeit. 

 

Der Wiedererwerb und die Verlängerung sind von der Entrichtung einer entsprechenden 

Gebühr gemäß der geltenden Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden abhängig. 

(3) Es werden ein- und zweistellige Wahlgrabstätten abgegeben. Nach Ablauf der Ruhefrist einer  

 Leiche kann in der betreffenden Grabstätte eine weitere Beisetzung erfolgen, wenn die restliche  

 Nutzungszeit die Ruhefrist erreicht oder das Nutzungsrecht wiedererworben bzw. mindestens     

 für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist verlängert worden ist. 

 Anstelle einer Erdbestattung kann eine Urne in eine nicht belegte Grabstelle beigesetzt werden. 

 

(4) Über den Erwerb des Nutzungsrechtes wird eine Verleihungsurkunde ausgehändigt. Die oder  

der Nutzungsberechtigte hat das Recht auf Beisetzung nach seinem Ableben sowie im Falle  

des Erwerbs einer mehrstelligen Wahlgrabstätte das Recht auf Beisetzung ihrer oder seiner  

verstorbenen Angehörigen in dem Wahlgrab. Angehörige im Sinne dieser Bestimmung sind: 

 

a) Ehegatten, 

b) Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, 

c) Verwandte auf- und absteigender Linie, angenommene Kinder und Geschwister, 
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d) Ehegatten und Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz der unter Abs. 4 Nr. 3  

bezeichneten Personen. 

Die Beisetzung anderer Personen in dem Wahlgrab bedarf der Einwilligung der 

Friedhofsverwaltung. 

 

(5) Das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte kann nur mit Einwilligung der Friedhofsverwaltung  

und nur auf Angehörige im Sinne des § 21 Abs. 4 übertragen werden. 

 

(6) Die Erwerberin oder der Erwerber einer Wahlgrabstätte soll für den Fall ihres oder seines  

Ablebens ihre Nachfolgerin oder seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen. Diese oder  

dieser ist aus dem in § 21 Abs. 4 aufgeführten Personenkreis zu benennen. Wird keine Regelung 

getroffen oder verzichtet eine bestimmte Person, so geht das Nutzungsrecht in der in § 21 Abs. 

4 genannten Reihenfolge auf die Angehörigen der verstorbenen Erwerberin oder des 

verstorbenen Erwerbers über. Innerhalb der einzelnen Gruppen wird jeweils die oder der Älteste 

nutzungsberechtigt. Das gleiche gilt beim Tod einer oder eines Nutzungsberechtigten, auf den 

das Nutzungsrecht früher übergegangen war.  

 

Jede Person, auf die ein Nutzungsrecht übergeht, kann durch Erklärung gegenüber der 

Friedhofsverwaltung auf das Nutzungsrecht verzichten. 

 

(7) Das Recht auf Beisetzung in einer Wahlgrabstätte läuft mit der Nutzungszeit ab. Während der  

  Nutzungszeit darf eine Beisetzung jedoch nur stattfinden, wenn die Ruhefrist für diese  

Beisetzung die Nutzungszeit nicht übersteigt oder das Nutzungsrecht wiedererworben bzw.  

mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist für diese Beisetzung verlängert worden  

ist. 

 

(8) Wahlgrabstätten können auf Antrag der Nutzungsberechtigten in Rasengrabstätten  

umgewandelt werden. Der Nutzungsberechtigte zahlt im Voraus pro volles Kalenderjahr und pro 

Grabstelle eine Pflegekostenpauschale der noch laufenden Ruhezeit der Grabstätte und die 

Kosten für ein Rasengrabmal. Die Kosten richten sich nach der gültigen 

Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden. 

 

(9) Wahlgräber sind spätestens 6 Monate nach einer Beisetzung würdig herzurichten. Wird ein 

 Wahlgrab während der Dauer des Nutzungsrechts über einen längeren Zeitraum nicht 

 entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger Weise instand 

 gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene   

 Frist zur Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen.  

 Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die    

 Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abräumen,   

 einebnen und einsähen lassen. 
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§ 22 

Maße der Wahlgrabstätte 

(1) Jede Wahlgrabstätte hat folgende Maße: 

Meimbressen:  Calden:  Ehrsten:  Westuffeln/Obermeiser: 

Länge: 2,00 m  Länge: 2,20 m Länge: 2,10m Länge: 2,20 m  

Breite: 1,00 m  Breite: 1,00 m Breite: 1,00 m Breite: 1,20 m  

 

(2) Auf den Friedhöfen werden zusätzlich einstellige Wahlgrabstätten für die Beisetzung   

     Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr eingerichtet mit den folgenden  

 Maßen:     

Obermeiser: 

 

 Länge: 1,50 m   Länge: 1,10 m 

 Breite: 0,90 m   Breite: 0,60 m 

 

(3) Die Breite des Weges zwischen den Grabreihen beträgt 1,00 m. 

Der Abstand zwischen den Wahlgrabstätten beträgt 0,60 m. 

 

C. Rasengrabstätten 

§ 23 

Definition der Rasengrabstätte 

(1) Rasenerdgrabstätten werden im Beerdigungsfall der Reihe nach einzeln für die Dauer einer  

Ruhefrist von 30 Jahren zur Beisetzung einer Leiche abgegeben. Nutzungsrechte über die 

Ruhefrist hinaus können nicht geltend gemacht werden. Ein Wiedererwerb oder die Verlängerung 

des Nutzungsrechts ist nicht möglich. Das Ablaufen der Ruhefrist wird spätestens sechs Monate 

vorher mit einem Schild am Grab bzw. mit einem Anschreiben an die Nutzungsberechtigten 

bekannt gegeben.  

 

(2) Auf einer Rasenerdgrabstätte ist keine Mehrfachbelegung erlaubt. 

 

(3) Jede Rasengrabstätte hat folgende Maße: 

Länge: 2,20 m 

Breite: 1,20 m 

Der Abstand zwischen den Rasengrabstätten beträgt 0,60 m. 

 

(4) Auf einer Rasengrabstätte dürfen keine Einfassungen gesetzt werden.  

Das Grabmal mit einer Größe von 0,50 m x 0,40 m in Calden, Ehrsten, Westuffeln und 

Obermeiser (in Meimbressen: 0,30m x 0,40 m) wird ebenerdig in den Boden eingelassen. Eine 

Bepflanzung der Grabstätte durch die Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.  
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Das Aufstellen von Schalen und Ablegen von Blumen und Dekorationen ist nur zwischen 

November und März auf dem Grab erlaubt. 

 

(5) Die Anlage und Pflege der Rasengräber obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. Auf  

den Rasengräbern dürfen nur Sargauflagen sowie Kränze bzw. Blumen im Rahmen der 

Trauerfeier abgelegt werden.  

 

 

§ 23 a 

Rasenerdgrabstätten auf der Friedwiese in Calden 

 

(1) Rasenerdgrabstätten werden im Beerdigungsfall der Reihe nach einzeln für die Dauer einer  

Ruhefrist von 30 Jahren zur Beisetzung einer Leiche abgegeben. Nutzungsrechte über die 

Ruhefrist hinaus können nicht geltend gemacht werden. Es gelten dieselben Regeln wie für 

Reihengrabstätten.  

 

(2) Die Größe der Rasenerdgrabstätte beträgt: Länge 2,20 m, Breite 1,20 m.  

  

(3) Auf einer Rasenerdgrabstätte dürfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die  

Nutzungsberechtigten gesetzt werden. Das Grabmal mit einer Größe von 0,40 m X 0,50 m wird 

ebenerdig von der Friedhofsverwaltung oder einen von ihm eingesetzten Unternehmen in den 

Boden eingelassen. Eine Bepflanzung der Rasenurnengrabstätte durch die 

Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.  

 

(4) Grabstellen dürfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und  

Größe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.  

Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag 

gegeben. 

 

Die Grabstätte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesät, während der 

Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten 

Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeräumt und eingeebnet. 

 

Das Aufstellen von Schalen und das Ablegen von Kränzen und Blumen ist nur an der dafür 

vorgesehenen Stelle erlaubt.  

  

(5) Auf einer Rasenerdgrabstätte ist keine Mehrfachbelegung erlaubt.   
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D. Urnengrabstätten 

§ 24 

Formen der Aschenbeisetzung 

 

(1) Ascheurnen können beigesetzt werden in 

a) Urnenreihengrabstätten, 

b) Urnenwahlgrabstätten (Einzel- und Doppelgrabstellen), 

c) Urnenrasengrabstätten (außer in Meimbressen und Ehrsten), 

d) einem Feld für anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden), 

e) Baumgrabstätten (nur in Meimbressen und Ehrsten), 

f) Friedwiese (nur in Calden) 

 

(2) Die Beisetzung darf nur unterirdisch erfolgen. 

 

(3) Auf Antrag kann eine Ascheurne in eine bereits belegte Wahlgrabstätte für Erdbestattung  

 beigesetzt werden.  
 

§ 25 

Definition der Urnenreihengrabstätte 

(1) Urnenreihengrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, die der Reihe nach  

      einzeln belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer   

      Aschenurne abgegeben werden.  

 

(2) Ein Wiedererwerb oder eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist grundsätzlich nicht möglich.  

 

(3) Urnenreihengräber sind spätestens 6 Monate nach einer Beisetzung würdig herzurichten. Wird  

 ein Urnenreihengrab während der Dauer des Nutzungsrechts über einen längeren Zeitraum nicht 

 entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger Weise instand 

 gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene   

 Frist zur Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist   

 zur Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf   

 Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abräumen, einebnen und einsähen lassen. 

 

(4) Die Urnenreihengrabstätten haben folgende Maße: 

 

Länge: 1,00 m 

Breite: 1,00 m 

 

Der Abstand zwischen den Urnenreihengrabstätten beträgt 0,60 m. 
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§ 26 

Definition der Urnenwahlgrabstätte 

(1) Urnenwahlgrabstätten sind für bis zu zwei Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an  

denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. 

 

(2) Jede Urnenwahlgrabstätte hat folgende Maße: 

 

Länge: 1,00 m 

Breite: 1,00 m / 1,20 m (Calden) 

 

Der Abstand zwischen den Urnenwahlgrabstätten beträgt 0,60 m. 

 

(3) Es werden ein- und zweistellige Wahlgrabstätten abgegeben. In einer Urnenwahlgrabstätte  

  können bis 2 Urnen beigesetzt werden. Die für eine Urne bestimmte Mindestfläche beträgt  

  0,25 m². 

 

(4) Urnenwahlgrabstätten sind spätestens 6 Monate nach einer Beisetzung würdig herzurichten.  

Wird eine Urnenwahlgrabstätte während der Dauer des Nutzungsrechts über einen längeren    

Zeitraum nicht entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger   

Weise Instand gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine  

angemessene Frist zur Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem  

Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die Friedhofsverwaltung die  

Grabstätte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abräumen, einebnen und einsähen  

lassen. 

 

§ 27 

Definition der Urnenrasengrabstätten 

(1) Urnenrasengrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, die der Reihe  

nach belegt und im Todesfall die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer 

Ascheurne abgegeben werden. 

 

(2) Ein Wiedererwerb einer einzelnen Urnenrasengrabstätte ist nicht möglich.  

 

(3) Die Urnenrasengrabstätten haben folgende Maße: 

 

Länge: 1,00 m 

Breite: 1,00 m 

 

Der Abstand zwischen den Urnenrasengrabstätten beträgt: 0,50 m.  

 

(4) Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen in Gestaltung und Verarbeitung folgenden  

 Anforderungen entsprechen: 
 

a. Für Grabmale dürfen nur Platten aus Naturstein und geschmiedetes oder gegossenes Metall  

verwendet werden. 

b. Die Platten müssen plan ohne jegliche Erhebung in die Grabfläche eingepasst werden. 
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c. Die Platten dürfen nur mit eingravierter-n / eingelassener-n Schrift, Ornamenten  

und Symbolen versehen werden. 

d. Die Größe der Platten für die Rasengräber beträgt 40 x 40 cm (0,40 x 0,30 m Westuffeln) mit  

einer Mindeststärke von 5 cm. 

 

(5) Die Anlage und Pflege der Urnenrasengräber obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung.  

     Auf einer Rasenurnengrabstätte dürfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die  

Nutzungsberechtigten gesetzt werden.  

 

Auf den Urnenrasengräbern dürfen nur Kränze bzw. Blumen im Rahmen der Trauerfeier 

abgelegt werden, die nach Verwelken von der Friedhofsverwaltung gegen eine Gebühr entsorgt  

werden.  

 

 

§ 27a 

Rasenurnengrabstätten auf der Friedwiese (nur Calden) 

 

(1) Rasenurnengrabstätten (Einzelgrab) werden im Beerdigungsfall einzeln für die Dauer der  

Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer Aschenkapsel abgegeben. Nutzungsrechte über 

die Ruhefrist hinaus können nicht geltend gemacht werden. Ein Wiedererwerb oder die 

Verlängerung des Nutzungsrechts ist nicht möglich. Das Ablaufen der Ruhefrist wird spätestens 

sechs Monate vorher bekannt gegeben.  

 

(2) Auf der Friedwiese kann eine Rasenurnengrabstätte zu Lebzeiten reserviert werden. Für diese  

Reservierung erhebt die Friedhofsverwaltung eine Reservierungsgebühr nach der geltenden 

Friedhofsgebührenordnung. 

 

(3) Die Größe der Rasenurnengrabstätte beträgt: Länge 1,00 m, Breite 1,00 m.  

  

(4) Auf einer Rasenurnengrabstätte dürfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die  

Nutzungsberechtigten gesetzt werden. Das Grabmal mit einer Größe von 0,30 m X 0,30 m wird 

ebenerdig von der Friedhofsverwaltung oder einen von ihm eingesetzten Unternehmen in den 

Boden eingelassen. Eine Bepflanzung der Rasenurnengrabstätte durch die 

Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.  

 

(5) Grabstellen dürfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und  

Größe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.  

Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag 

gegeben. 

 

Die Grabstätte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesät, während 

der Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten 

Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeräumt und eingeebnet. 

 

Das Aufstellen von Schalen und das Ablegen von Kränzen und Blumen ist nur an der dafür 

vorgesehenen Stelle erlaubt.  
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§ 28 

Verweisungsnorm 

Die Vorschriften dieser Friedhofsordnung über Reihen-, Wahl- und Rasengrabstätten für 

Erdbestattungen gelten für Urnengrabstätten und Urnenrasengrabstätten entsprechend, soweit sich 

aus den vorstehenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt. 
 

§ 29 

Feld für anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden) 

Bei der Beisetzung einer Aschenurne in einem Feld für anonyme Bestattungen wird eine 

Einzelgrabstelle (Maße 1,00 x 1,00 m) für die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren erworben, die als 

Beisetzungsstelle nicht kenntlich gemacht wird. Das Grabfeld wird als einheitliche Rasenfläche 

angelegt. Anonyme Urnenreihengrabstätten (Einzelgrab) dürfen nur dann vergeben werden, wenn 

dies der (schriftlich) erklärte Wille des Verstorbenen ist. Nach der Beisetzung einer Urne wird die 

Beisetzungsstelle nicht durch Hügel, Einfassung oder sonstige Gestaltung als Grabstätte kenntlich 

gemacht. Ein besonderer Hinweis auf den Beigesetzten durch Grabkreuz, Namensschilder oder 

Gedenktafel ist nicht möglich. Grabschmuck und Anpflanzungen sind nicht gestattet. 
 

§ 30 

Baumgrabstätten 

(1) Bestattungen von Aschenresten sind an besonders ausgewiesenen Bäumen im Wurzelbereich  

der Bäume möglich. Dabei wird jeder Urne eine räumlich abgrenzbare und individuelle  

Parzelle überlassen. Die Beisetzung darf nur in einer biologisch abbaubaren Urne erfolgen. 

 

(2) Das Nutzungsrecht an Baumgrabstätten wird für die Dauer von 25 Jahren verliehen.  

 Ein Wiedererwerb bzw. eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist nicht möglich. 

 

(3) Sollte der Baum im Laufe des Nutzungsrechts beschädigt oder zerstört werden, ist die  

Gemeinde zur Ersatzpflanzung eines neuen Baumes berechtigt. 

 

(4) Es ist nicht erlaubt, Einfassungen, eigene Grabzeichen, Grabschmuck und dergleichen, egal  

in welcher Form und Ausführung, anzubringen. 

 

(5) Grabstellen dürfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und  

Größe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.  

Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag 

gegeben. 

 

(6) Das Ablegen von Grabschmuck bzw. anderen Gegenständen auf der Grabstätte ist nicht  

     gestattet. Der Grabschmuck darf nur an einer gesondert ausgewiesenen Stelle abgelegt werden. 

 

(7) Die Anlage und Pflege der Grabstätte obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung.   

     Pflegeeingriffe sind insbesondere zulässig, soweit dieses aus Gründen der Verkehrssicherheit    

     geboten ist. Ansonsten soll der Baumbestand in weitgehend naturbelassenem Zustand  

     verbleiben. Eine Pflege oder Gestaltung der Gräber durch Angehörige oder deren Beauftragte   

     findet ausdrücklich nicht statt. 
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Die Grabstätte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesät, während 

der Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten 

Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeräumt und eingeebnet. 

 

V. Gestaltung der Grabstätten 

§ 31  

Wahlmöglichkeit 

 

(1) Auf dem Friedhof/den Friedhöfen werden in gleichwertiger Lage Grabfelder, für die allgemeine  

Gestaltungsvorschriften, und Grabfelder, für die besondere Gestaltungsvorschriften gelten, 

eingerichtet.  

 

(2) Bei der Zuweisung einer Grabstätte bestimmt die Antragstellerin oder der Antragsteller, ob diese  

in einem Grabfeld mit allgemeinen oder in einem Grabfeld mit besonderen 

Gestaltungsvorschriften liegen soll. Die Friedhofsverwaltung hat auf diese Wahlmöglichkeit vor 

dem Erwerb des Nutzungsrechtes hinzuweisen.  

Wird von dieser Wahlmöglichkeit bei der Anmeldung der Bestattung nicht Gebrauch gemacht, 

erfolgt die Bestattung grundsätzlich in einem Grabfeld, für dass die allgemeinen Gestaltungs-

vorschriften gelten. 

§ 32 

Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

Für sämtliche Friedhöfe gelten folgende allgemeine Gestaltungsvorschriften: 

 

(1) Jede Grabstätte ist spätestens nach 6 Monaten mit einem Grabmal und einer Grabeinfassung  

(zunächst aus Holz) zu versehen, mit Ausnahme folgender Grabarten: Rasengräber,  

Urnenrasengrabstätten, Feld für anonyme Urnenbeisetzungen, Gräber auf der Friedwiese 

Calden und Baumgrabstätten. 

 

(2) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der  

Friedhofszweck sowie die Würde des Ortes und die Pietät gewahrt werden. 

 

(3) Auf den Grabstätten dürfen insbesondere zum Gedenken an die dort Ruhenden Grabmale  

errichtet und sonstige Grabausstattungen angebracht werden, mit Ausnahme folgender 

Grabarten: Rasengräber, Urnenrasengräber, Feld für anonyme Urnenbeisetzungen, Gräber auf 

der Friedwiese Calden und Baumgrabstätten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen 

müssen aus wetterbeständigem Werkstoff hergestellt sein. 
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(4) Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen standsicher im Sinne von § 35 sein. 

 

(5) Die Mindeststärke der Grabmale beträgt: 

 

ab 0,40 m bis 1,00 m Höhe  0,14 m 

ab 1,00 m bis 1,50 m Höhe  0,16 m 

ab 1,50 m    0,18 m 

 

(6) Grabmale dürfen nicht größer als die Grabstätte selbst sein. 

 

(7) Firmenbezeichnungen dürfen nur an Grabmalen, und zwar in unauffälliger Weise seitlich  

angebracht werden. 

 

§ 33 

Besondere Gestaltungsvorschriften (optionale Vorgabe) 

 

(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen in Grabfeldern mit besonderen Gestaltungs- 

vorschriften müssen in Gestaltung und Verarbeitung nachstehenden Anforderungen 

entsprechen: 

 

a) Für Grabmale dürfen nur Natursteine, Holz und geschmiedetes oder gegossenes Metall  

verwendet werden. Findlinge, findlingsähnliche, unbearbeitete, bruchrauhe und grellweiße 

Grabmale sind nicht zugelassen. 

  

b) Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind folgende Vorschriften einzuhalten: 

 

1) Die Grabmale müssen allseitig und gleichmäßig bearbeitet sein. 

2) Die Grabmale dürfen nicht gespalten, gesprengt oder bossiert sein. 

3) Politur und Feinschliff sind nur zulässig als gestalterisches Element für  

Schriften, Ornamente und Symbole, die nur eine der Größe des Grabmals  

angemessene Fläche einnehmen dürfen. 

4) Die Grabmale müssen aus einem Stück hergestellt sein. 

5) Nicht zugelassen sind Grabmale aus Beton, Glas, Emaille, Kunststoff,  

Gold, Silber, Farben. 
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(2) Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind Grabmale mit folgenden Maßen zulässig: 

 

a) auf Reihengrabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren: 

1) stehende Grabmale: Höhe : 0,60 bis 0,80 m 

Breite : bis 0,45 m, 

Mindeststärke: 0,14 m. 

2) liegende Grabmale: Breite : bis 0,35 m, 

Höchstlänge: 0,40 m, 

Mindeststärke: 0,14 m. 

 

b) auf Reihengrabstätten für Verstorbene über 5 Jahren: 

1) stehende Grabmale: Höhe : bis 1,20 m, 

Breite : bis 0,45 m, 

Mindeststärke: 0,16 m. 

2) liegende Grabmale: Breite : bis 0,50 m, 

Höchstlänge 0,70 m, 

Mindeststärke: 0,14 m. 

 

Das Verhältnis der Grabzeichen – Breite zur Höhe – soll mindestens 1:2 betragen. 

 

c) auf Wahlgrabstätten: 

1) stehende Grabmale: 

aa) bei einstelligen Wahlgräbern im Hochformat: 

Höhe : 1,00 m bis 1,30 m, 

Breite : bis 0,60 m, 

Mindeststärke: 0,18 m; 

 

bb) bei zwei- und mehrstelligen Wahlgräbern sind auch folgende  
         Maße zulässig: 

Höhe : 0,80 m bis 1,00 m, 

Breite : bis 1,40 m, 

Mindeststärke: 0,22 m; 

 

2) liegende Grabmale: 

aa) bei einstelligen Grabstätten: 

Breite : bis 0,50 m, 

Länge : bis 0,90 m, 

Mindesthöhe : 0,16 m; 
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bb) bei zweistelligen Grabstätten: 

Breite: bis 1,00 m, 

Länge: bis 1,20 m,  

Mindesthöhe 0,18 m; 

 

cc) bei mehr als zweistelligen Grabstätten: 

Breite : bis 1,20 m, 

Länge : bis 1,20 m, 

Mindesthöhe: 0,18 m. 

 

Es darf nicht mehr als 1/3 der Grabstätte durch Stein abgedeckt werden. 

Das Verhältnis der Grabzeichen – Breite zur Höhe – soll mindestens 1:2 betragen. 

 

d) auf Rasengrabstätten: 

1) liegende Grabmale: 

 Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen, 

 Größe: 0,50 x 0,40 cm (in Meimbressen: 0,30 cm x 0,40 cm) 

 

Das Verhältnis der Grabzeichen – Breite zur Höhe – soll mindestens 1:2 betragen. 

 

(3) Auf Urnengrabstätten sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 

a) auf Urnenreihengrabstätten: 

1) liegende Grabmale: 

Größe: 0,40 x 0,40 m, 

Höhe der Hinterkante: 0,15 m; 

 

2) stehende Grabmale: 

Grundriss max. 0,35 x 0,35 m, 

Höhe bis 0,90 m; 

 

b) auf Urnenwahlgrabstätten: 

1) stehende Grabmale mit quadratischem oder rundem Grundriss  

max. 0,40 m x 0,40 m, Höhe: 0,80 bis 1,20 m; 

 

2) liegende Grabmale mit quadratischem Grundriss bis 0,60 x 0,60 m,  

Mindesthöhe: 0,16 m. 
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c) auf Urnenrasengrabstätten: 

1) liegende Grabmale: 

    Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen, 

    Größe: 0,30 x 0,30 cm  

 

d) auf Baumgrabstätten: 

1) liegende Grabmale: 

    Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen, 

    Größe: 0,30 x 0,40 cm (in Meimbressen und Ehrsten: 0,30 cm x 0,30 cm) 

 

(4) Grabeinfassungen jeder Art - auch aus Pflanzen - sind nur zulässig, soweit nicht zwischen den  

Gräbern und vor den Grabstätten Platteneinfassungen durch die Gemeinde verlegt werden. 

 

(5) Grabflächen von Grabstätten in Feldern mit besonderen Gestaltungsvorschriften dürfen nicht mit  

Kies bestreut oder vollständig mit Steinen belegt werden. 

 

(6) Unbeschadet der Vorschrift des § 32 kann der Friedhofsträger Ausnahmen von den Vorschriften  

der Abs. 1 bis 3 zulassen. 

 

Die Inschrift auf den Grabzeichen soll das Andenken an den/die Verstorbene/n würdig bewahren.  

 

§ 34 

Genehmigungserfordernis für Grabmale und -einfassungen 

 

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und Grabeinfassungen bedarf der  

vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Ohne Zustimmung sind bis zur  

Dauer von 2 Jahren nach der Bestattung provisorische Grabmale als Holztafeln bis zur Größe 

von 15 x 30 cm und Holzkreuze zulässig. 

 

(2) Die Zustimmung ist unter Vorlage von Zeichnungen in doppelter Ausfertigung im Maßstab  

1:10 zu beantragen. Auf dem Antrag und den Zeichnungen müssen alle Einzelheiten der  

Anlage, insbesondere Art und Bearbeitung des Werkstoffs sowie Inhalt, Form und Anordnung  

der Inschrift ersichtlich sein. Auf Verlangen sind Zeichnungen in größerem Maßstab oder  

Modelle vorzulegen. 

 

(3) Die Errichtung und jede Veränderung sonstiger Grabausstattungen, die auf Dauer angebracht  

werden sollen, wie Weihwassergefäße, Kerzenhalter, besondere Steine für Inschrift  

usw., bedürfen ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.  
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Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal, die Grabeinfassung oder die sonstige  

Grabausstattung nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Zustimmung errichtet 

worden sind. 

 

(5) Ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Friedhofsverwaltung errichtete oder mit den  

vorgelegten Zeichnungen und Angaben nicht übereinstimmende Anlagen müssen entfernt oder  

den Zeichnungen und Angaben entsprechend verändert werden. Die Friedhofsverwaltung kann 

die/den für ein Grab Sorgepflichtige/n oder Nutzungsberechtigte/n schriftlich auffordern, 

innerhalb angemessener Frist die Anlage zu entfernen oder zu verändern. Wird der Aufforderung 

nicht rechtzeitig Folge geleistet, so kann die Anlage im Wege der Ersatzvornahme durch die 

Friedhofsverwaltung entfernt werden. Die dadurch entstehenden Kosten sind vom Verpflichteten 

zu erstatten. 

 

§ 34 a 

Verbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit (optional) 

(1) Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen nur aufgestellt werden, wenn sie  

nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des 

Übereinkommens Nr. 182 der internationalen Arbeitsorganisation vom 17.06.1999 über das 

Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit  

hergestellt worden sind. Herstellung umfasst dabei sämtliche Bearbeitungsschritte von der  

Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt. 

 

(2) Für die Nachweiserbringung gilt § 6 a Abs. 2 und 3 FBG in der jeweils gültigen Fassung. 

 

§ 35 

Standsicherheit 

 

(1) Grabmale sind nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks so zu fundamentieren,  

zu befestigen und herzustellen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen  

benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche 

Anlagen entsprechend. 

 

Mit dem Antrag auf Zustimmung gem. § 32 Abs. 2 sind schriftliche Angaben über die Art der  

Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die Größe und Stärke der Fundamente  

vorzulegen. Falls durch die danach vorgesehene Fundamentierung und Befestigung eines  
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Grabmals dessen Standsicherheit nicht gewährleistet erscheint, kann die Friedhofsverwaltung 

die erforderliche Änderung vorschreiben. Die Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob  

die vorgeschriebene Fundamentierung durchgeführt worden ist und gegebenenfalls Abhilfe  

verlangen. 

 

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber der Grabstätte bzw. die oder der Nutzungsberechtigte sind  

verpflichtet, das Grabmal im Jahr mindestens einmal, und zwar nach Beendigung der 

Frostperiode auf ihre Standfestigkeit hin fachmännisch zu überprüfen oder auf ihre Kosten durch  

Fachleute überprüfen zu lassen, gleichgültig, ob äußerliche Mängel erkennbar sind oder nicht.  

 

Dabei festgestellte Mängel sind unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen oder beseitigen zu  

lassen. Inhaberinnen oder Inhaber von Grabstätten und Nutzungsberechtigte, welche diesen 

Verpflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommen, haften für sich daraus ergebenden 

Schäden. 

 

(3) Wird der ordnungswidrige Zustand eines Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen trotz  

schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden 

angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile 

davon auf Kosten des Verantwortlichen vorläufig zu sichern (z. B. Absperrung, Umlegung von 

Grabmalen) oder zu entfernen. Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate 

aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu 

ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und Aufkleber auf dem 

Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der für die Dauer von einem Monat angebracht 

wird. 

 

Bei unmittelbar drohender Gefahr ist eine Benachrichtigung nicht erforderlich. 

 

(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als  

besondere Eigenart eines Friedhofs erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeichnis geführt.  

 

Die Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Änderung derartiger Grabmale und baulichen  

Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen Denkmalschutz- und pflegebehörden nach 

Maßgabe der gesetzlichen Bestimmung zu beteiligen. 
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§ 36 

Beseitigung von Grabmalen und -einfassungen 

(1) Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige Grabausstattungen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit  

oder des Nutzungsrechts nur auf schriftlichen Antrag und mit vorheriger Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung durch diese oder von ihr beauftragte Dritte oder von Privatpersonen von der 

Grabstelle entfernt werden. 

 

(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts haben die Nutzungsberechtigten die Grabmale, Einfriedungen,  

Fundamente usw. innerhalb von 3 Monaten zu entfernen. Kommen die Nutzungsberechtigten 

dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte 

abräumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die entfernten Anlagen 

aufzubewahren. Das Eigentum an den Grabmalen und Einfriedungen gilt als aufgegeben. 

 

(3) Werden auf Wunsch der Nutzungsberechtigten Gräber geräumt und eingeebnet, kann dies  

durch den Nutzungsberechtigten selbst, eine von den Nutzungsberechtigten beauftragte  

Firma oder durch Mitarbeiter der Friedhofsverwaltung erfolgen. Die Einebnung ist in allen  

Fällen nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung möglich. 

 

 (4) Sofern Grabmale und sonstige bauliche Anlagen von der Friedhofsverwaltung abgeräumt  

werden, hat der oder die jeweilige Nutzungsberechtigte die entstehenden Kosten gemäß der  

jeweils gültigen Friedhofsgebührenordnung zu tragen. 

 

VI. Herrichtung, Bepflanzung und Unterhaltung der Grabstätten 

§ 37 

Bepflanzung von Grabstätten 

 

(1) Alle Grabstätten – mit Ausnahme der Rasengräber, Urnenrasengräber, dem Feld für anonyme  

Urnenbeisetzungen, Gräber auf der Friedwiese sowie den Baumgrabstätten – sind zu 

bepflanzen und dauernd instand zu halten. Bei der Bepflanzung und Pflege sind die Belange 

des Umweltschutzes, insbesondere des Gewässer- und Bodenschutzes zu beachten. 

 

(2) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse zu verwenden, die andere  

Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Das Pflanzen,  

Umsetzen oder Beseitigen von Bäumen, großwüchsigen Sträuchern und Hecken bedarf der  

vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.  
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Für Schäden, die durch auf einer Grabstätte gepflanzte Bäume, Sträucher, Hecken oder ähnliche 

Anpflanzungen an Grabmalen, Grabeinfassungen oder sonstigen Grabausstattungen 

benachbarter Grabstätten oder an öffentlichen Anlagen und Wegen verursacht werden, haften 

die Nutzungsberechtigten der Grabstätte, deren Bepflanzung die Schäden verursacht. 

 

(3) Auf den Grabstätten dürfen nur Kränze, Grabgebinde oder ähnlicher Grabschmuck abgelegt  

werden, die ausschließlich unter Verwendung von verrottbaren Materialien hergestellt sind. 

 

(4) Verwelkte Blumen und Kränze sind durch die Nutzungsberechtigten von den Grabstätten zu  

entfernen. Geschieht dies nicht, so kann die Friedhofsverwaltung nach angemessener Frist die 

Blumen und Kränze ohne Ankündigung beseitigen.  

 

(5) Blumen und Kränze sowie sonstiger von Grabstätten abgeräumter pflanzlicher Grabschmuck  

dürfen nur in die eigens dafür aufgestellten Behältnisse bzw. den dafür eingerichteten Plätzen  

abgelegt werden. 

 

(6) Zur Unkrautbekämpfung dürfen keine Mittel verwendet werden, die eine Grundwasser-  

verunreinigung verursachen können. 

 

(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung von gärtnerischen Anlagen außerhalb der  

Grabstätten obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 

 

(8) Gießkannen, Spaten, Harken und andere Geräte dürfen nicht auf den Grabstätten oder hinter  

den Grabmalen und in den Anpflanzungen aufbewahrt werden. 

 

§ 38 

Herrichtungsverpflichtung und friedhofswürdige Unterhaltung 

 

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 37 hergerichtet und dauernd  

instandgehalten werden. 

 

(2) Reihen- und Urnenreihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestattung,  

Wahl- und Urnenwahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechts 

bzw. der zuletzt vorgenommenen Beisetzung, hergerichtet werden. 
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(3) Wird eine Reihengrabstätte während der Dauer der Ruhefrist, eine Wahlgrabstätte während  

der Dauer des Nutzungsrechts über einen längeren Zeitraum nicht entsprechend den 

Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger Weise instandgehalten und 

gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur 

Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder 

ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 

Bekanntmachung und ein Aufkleber auf dem Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der 

für die Dauer von einem Monat angebracht wird. Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur 

Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf 

Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abräumen, einebnen und einsähen lassen. 

 

VII. Schluss- und Übergangsvorschriften 

§ 39 

Übergangsregelung 

(1) Bei Grabstätten, über welche die Gemeinde bei In-Kraft-Treten dieser Friedhofsordnung bereits  

verfügt hat, bestimmt sich die Nutzungsdauer und die Gestaltung nach den zum Zeitpunkt  

des Erwerbs des Nutzungsrechts geltenden ortsrechtlichen Vorschriften. 

 

(2) Vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung aufgestellte Grabmale, Einfassungen und sonstige  

Grabausstattungen sind innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Ruhefrist bei Reihen- und  

Urnenreihengrabstätten bzw. nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl- und Urnenwahlgrabstätten 

durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. Erfolgt der Abbau oder die Entsorgung  

durch die Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragte sind die hierfür entstehenden Kosten  

nach der jeweiligen Gebührenordnung zum Zeitpunkt der Durchführung der Arbeiten zu erstatten. 

Kommen die Nutzungsberechtigten ihren Verpflichtungen nach S. 1 nicht nach, so ist  

die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte auf deren Kosten abräumen zu lassen. 

 

§ 40 

Listen 

(1) Es werden folgende Listen geführt: 

a) Ein Grabregister der beigesetzten Personen mit den laufenden Nummern der Reihen- 

grabstätten, der Wahlgrabstätten, der Urnengrabstätten, der Baumgrabstätten, der 

Rasengräber, Urnenrasengräber und der Positionierung im anonymen Urnenfeld, 

b) eine Namenskartei der beigesetzten Personen unter Angabe des Beisetzungszeitpunktes, 

c) ein Verzeichnis nach § 34 Abs. 4 dieser Friedhofsordnung. 
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(2) Es wird ein Verzeichnis der Nutzungsberechtigten mit Name, Anschrift …. geführt. Diese Daten  

werden zum Ende des Jahres, in dem das Grab geräumt wurde, gelöscht. 

 

(3) Diese Listen und Verzeichnisse können auch digitalisiert geführt werden. 

 

(4) Zeichnerische Unterlagen, Gesamtpläne, Belegungspläne und Grabmalentwürfe sind von der  

Friedhofsverwaltung zu verwahren. 

 

§ 41 

Gebühren 

(1) Für die Inanspruchnahme (Benutzung) des Friedhofs und seiner Einrichtungen und Anlagen  

sowie für damit zusammenhängende Amtshandlungen der Friedhofsverwaltung sind Gebühren 

nach der geltenden Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden zu entrichten. 

 

(2) Soweit Leistungen der Umsatzsteuer unterliegen, tritt zu den in der geltenden  

Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden festgesetzten Gebühren die Umsatzsteuer in 

der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe hinzu. 

 

§ 42 

Haftung 

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe,  

ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Ihr 

obliegen keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Sie haftet nicht für Diebstahl. Im  

Übrigen haftet die Gemeinde nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

 

§ 43 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

a) außerhalb der gem. § 6 festgelegten Öffnungszeiten die Friedhöfe betritt oder sich dort  

aufhält, 

 

b) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. a) ohne Erlaubnis einem Fahrzeug befährt, 

 

c) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. b) Waren oder gewerbliche Dienste anbietet, 
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d) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung  

störende Arbeiten ausführt, 

 

e) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. d) ohne schriftlichen Antrag eines Berechtigten bzw. ohne  

Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig fotografiert, 

 

f) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. e) Plakate anbringt bzw. Druckschriften verteilt, 

 

g) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. f) den Friedhof, seine Anlagen und Einrichtungen verunreinigt  

und beschädigt sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigterweise betritt, 

 

h) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. g) Abraum und Abfälle außerhalb der hierfür vorgesehenen  

    Plätze ablegt, 

 

i) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. h) Tiere auf den Friedhof mitzubringen, 

 

j) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. i) abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente spielt oder  

Tonwiedergabegeräte für Dritte betreibt, 

 

k) entgegen § 9 Abs. 1 gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof ohne vorherige Zulassung  

durch die Friedhofsverwaltung ausführt, 

 

l) entgegen § 9 Abs. 6 gewerbliche Arbeiten an Sonn- oder Feiertagen oder außerhalb der  

 festgelegten Zeiten ausführt, 

 

m) entgegen § 9 Abs. 7 Werkzeuge und Materialien außerhalb genehmigter Stellen lagert  

oder gewerbliche Geräte an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs reinigt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5,- € bis 1.000,- €, (§ 17 Abs. 1 OWiG)  

bei fahrlässiger Zuwiderhandlung bis 750,- € geahndet werden. Die Geldbuße soll den 

wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. 

Reicht das satzungsgemäße Höchstmaß hierzu nicht aus, so kann es überschritten werden. 

 

(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils gültigen Fassung findet Anwendung;  

zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten ist der Gemeindevorstand. 
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§ 44 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.  

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 

 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 

Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 

Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 

 

 

 

Calden,                   

 

 

Der Gemeindevorstand der  

Gemeinde Calden 

 

 

      (Siegel) 

 

 

(Maik Mackewitz) 

  Bürgermeister     
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Friedhofsordnung 

der Gemeinde Calden 

 

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung 

v. 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 

(GVBI. S. 90, 93) i.V.m. § 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) v. 

05.07.2007 (GVBl. I S. 338), zuletzt geändert durch Gesetz v. 23.08.2018 (GVBl. I S. 381) hat die 

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden am  16.11.2023 folgende Friedhofsordnung 

beschlossen: 

 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

Diese Friedhofsordnung gilt für die nachstehend genannten Friedhöfe der Gemeinde Calden: 

1) Friedhof Calden 

2) Friedhof Meimbressen 

3) Friedhof Westuffeln 

4) Friedhof Obermeiser 

5) Friedhof Ehrsten 

 

§ 2 

Verwaltung der Friedhöfe 

 

Die Verwaltung der Friedhöfe obliegt dem Gemeindevorstand, im folgenden Friedhofsverwaltung 

genannt, bzw. von ihm beauftragten Dritten. 

 

§ 3 

Friedhofszweck und Bestattungsberechtigte 

 

(1) Die Friedhöfe dienen der Bestattung und der Pflege der Gräber im Andenken an  

     die Verstorbenen. 

 

(2) Zulässig ist die Bestattung von: 

 

a) Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner der Gemeinde Calden   

          waren oder 

 

b) Personen, die ein Recht auf Benutzung einer Grabstätte auf dem Friedhof hatten oder 

 

c) Personen, die innerhalb des Gemeindegebietes verstorben sind und nicht auf einem Friedhof           

        außerhalb der Gemeinde beigesetzt werden oder 

 

d) Personen, die früher Einwohnerinnen oder Einwohner waren und zuletzt in einem Pflegeheim  

oder einer ähnlichen Einrichtung außerhalb der Gemeinde gelebt haben oder 
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e) totgeborenen Kindern, die mit einem Geburtsgewicht von mindestens 500 Gramm oder nach  

    der 24. Schwangerschaftswoche geboren wurden (Gebührenfrei). 

 

(3) Die Bestattung derjenigen Personen, die bei ihrem Ableben Einwohnerinnen oder Einwohner  

     der Gemeinde waren, erfolgt in der Regel auf dem Friedhof des Ortsteils, in dem sie zuletzt ihren  

     Wohnsitz hatten. 

 

(4) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.  

     Ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Zustimmung besteht nicht. Totgeborene Kinder  

     und Föten, die die Voraussetzungen in Abs. 2 e) nicht erfüllen, können auf Wunsch einer  

     oder eines Angehörigen bestattet werden. (Gebührenfrei) 

 

§ 4 

Begriffsbestimmung 

 

(1) Unter einer Grabstätte ist ein für Bestattungen oder Beisetzungen vorgesehener, genau  

     bestimmter Teil des Friedhofsgrundstückes mit dem darunterliegenden Erdreich zu verstehen.    

     Eine Grabstätte kann eine (Reihen-) oder mehrere (Wahl-)Grabstellen umfassen. 

 

(2) Unter einer Grabstelle ist der Teil der Grabstätte zu verstehen, der der Aufnahme einer   

     menschlichen Leiche bzw. bei Urnengrabstätten einer Aschenurne dient. 

 

(3) Unter einer Leiche wird der tote Körper eines Menschen verstanden. Die nähere Bestimmung  

      ergibt sich aus § 9 Abs. 2 Friedhofs- und Bestattungsgesetz (FBG). 

 

(4) Nutzungsberechtigter ist derjenige, dem eine Grabstätte überlassen bzw. im Wege der  

     Rechtsnachfolge übertragen wurde. 

 

(5) Die Nutzungszeit ist die Laufzeit einer Grabstätte, für die das Nutzungsrecht erworben,  

     wiedererworben oder verlängert wurde. 

 

(6) Die Ruhefrist ist die Zeitspanne, innerhalb derer die Grabstelle nicht erneut belegt werden darf. 

 

§ 5 

Schließung und Entwidmung 

 

(1) Ein Friedhof und Friedhofsteile können geschlossen oder entwidmet werden. 

 

(2) Durch die Schließung sind weitere Bestattungen nicht möglich. Durch die Entwidmung geht    

     die Eigenschaft des Friedhofes als Ruhestätte der Toten verloren. Die Entwidmung ist erst  

     mit Wirkung von dem Zeitpunkt an zulässig, zu dem sämtliche Ruhefristen der auf dem Friedhof     

     vorgenommenen Beisetzungen abgelaufen sind. 

 

(3) Die Schließung und Entwidmung sind öffentlich bekannt zu machen. 
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II. Ordnungsvorschriften 

§ 6 

Öffnungszeiten 

 

Die Friedhöfe sind während der durch die Friedhofsverwaltung festgesetzten Zeiten, ganztags von 

Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang, für den Besuch geöffnet. Sonderregelungen können durch 

die Friedhofsverwaltung getroffen werden. Das Betreten aller oder einzelner Friedhofsteile kann 

durch die Friedhofsverwaltung aus besonderem Anlass eingeschränkt oder vorübergehend 

untersagt werden. 

 

 

§ 7 

Nutzungsumfang 

 

(1) Jede Friedhofsbesucherin oder jeder Friedhofsbesucher haben sich der Würde des Ortes  

 entsprechend zu verhalten. Den Anordnungen des aufsichtsbefugten Friedhofspersonals ist  

 Folge zu leisten. Kinder unter 10 Jahren dürfen den Friedhof nur in Begleitung Erwachsener  

 betreten. 

 

(2) Nicht gestattet ist innerhalb des Friedhofes: 

a) Das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art, soweit nicht eine besondere Erlaubnis hierzu   

erteilt ist; ausgenommen von diesem Verbot sind Kinderwagen und Rollstühle sowie 

Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung, Fahrzeuge des Bauhofes Calden oder gewerblich Tätiger 

im Sinne des § 9, 

 

 b) Waren aller Art und gewerbliche Dienste anzubieten, 

 

c) an Sonn- und Feiertagen sowie in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten   

auszuführen, 

 

d) die Erstellung oder Verwertung von Film-, Ton-, Video- oder Fotoaufnahmen, außer zu   

privaten Zwecken, 

 

e) Plakate anzubringen bzw. Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im      

        Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig und üblich sind sowie Plakate und 

        Informationsschriften der Friedhofsverwaltung, 

 

f) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen und zu beschädigen  

   sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigterweise zu betreten, 

 

g) Abraum und Abfälle aller Art außerhalb der hierfür vorgesehenen Plätze abzulegen, 

 

h) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde 

 

i) abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente zu spielen oder Tonwiedergabegeräte für  

       Dritte hörbar zu betreiben.  
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Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes   

und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

 

(3) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende  

      Veranstaltungen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens  

      2 Wochen vor Durchführung anzumelden. 

 

§ 8 

Sitzgelegenheiten 

 

Ruhebänke und Stühle sowie sonstige Sitzgelegenheiten dürfen nur mit Einwilligung der 

Friedhofsverwaltung an oder auf Grabstätten aufgestellt werden. 

 

§ 9 

Gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof 

 

(1) Gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof (insbesondere Steinmetze, Steinbildhauer, Gärtner,   

Bestatter, Tischler) bedürfen, soweit nicht Arbeiten in Auftrag der Friedhofsverwaltung  

durchgeführt werden, der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung. 

 

(2) Die Zulassung erfolgt auf Antrag. Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die 

(a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und 

(b) diese Friedhofsordnung durch Unterschrift für alle einschlägigen Arbeiten als verbindlich  

anerkannt haben. 

 

Über den Antrag wird unverzüglich, spätestens innerhalb von 2 Wochen nach Vorlage aller  

Unterlagen entschieden. Mit Ablauf dieser Frist gilt die Zulassung als erteilt. 

 

(3) Die gewerblichen Tätigkeiten müssen mit dem Friedhofszweck vereinbar sein und dürfen  

Bestattungsfeierlichkeiten nicht stören. 

 

(4) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung davon abhängig machen, dass die Antragstellerin  

oder der Antragsteller einen für die Ausführung ihrer oder seiner Tätigkeit ausreichenden  

Haftpflichtversicherungsschutz nachweist. 

 

(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofsordnung zu beachten. Die  

Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang    

mit einer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen. 

 

(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungszeiten  

ausgeführt werden. Die Arbeiten sind frühestens um 7.00 Uhr aufzunehmen und spätestens um 

20.00 Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen. 

 

(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur  

 an den von der Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen vorübergehend gelagert werden.  

 Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in Ordnung zu bringen. 

 Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs gereinigt    
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(8) Gewerbetreibenden, die wiederholt oder schwerwiegend gegen diese Friedhofsordnung  

     verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr  

     gegeben sind, kann die Friedhofsverwaltung die Zulassung nach schriftlicher Mahnung auf Zeit  

     oder auf Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. 

 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

§ 10 

Bestattungen 

 

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Friedhofsverwaltung unter  

     Vorlage der erforderlichen Unterlagen anzumelden. 

 

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, ist das    

Nutzungsrecht nachzuweisen. Bei einer Bestattung in einer schon vorhandenen Wahlgrabstätte 

ist auch das Nutzungsrecht nachzuweisen. Ist die nutzungsberechtigte Person einer 

vorhandenen Wahlgrabstätte verstorben, so hat die neue nutzungsberechtigte Person durch 

ihre Unterschrift die Übernahme des Nutzungsrechts in der Anmeldung schriftlich zu 

beantragen. 

 

(3) Ort und Zeit der Bestattung werden durch die Friedhofsverwaltung festgelegt. Dabei werden  

     Wünsche der für die Bestattung sorgepflichtigen Personen nach Möglichkeit berücksichtigt. 

 

(4) Bestattungen finden von Montag bis Freitag in der Zeit von 10:00 bis 16:00 Uhr statt.  

     An Wochenenden/Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen finden keine Bestattungen statt.  

     In begründeten Fällen sind mit Genehmigung der Friedhofsverwaltung Ausnahmen zulässig. 

 

§ 11 

Friedhofshalle und Beschaffenheit der Särge 

 

(1) Die Friedhofshalle dient der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur in   

      Begleitung eines Angehörigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der    

      Friedhofsverwaltung betreten werden. 

 

(2) Leichen sind in verschlossenen Särgen in die Friedhofshalle zu verbringen. Die Särge dürfen  

nicht aus Metall, Kunststoff oder sonstigen schwer vergänglichen Stoffen hergestellt werden.  

 

(3) Die Särge dürfen nach der Einlieferung in die Leichenhalle grundsätzlich nicht mehr geöffnet  

werden.      

 

(4) Die Gemeinde haftet nicht für den Verlust von Wertgegenständen, die den Leichen beigegeben  

      worden sind. 

 

(5) Trauerfeiern können in der Friedhofskapelle, in der Friedhofshalle, am Grab oder an einer  

      anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

 

(6) Der Transport des Sarges zur Grabstätte erfolgt grundsätzlich durch die Mitarbeiterinnen  

      und Mitarbeiter eines beauftragten Beerdigungsinstitutes.  
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§ 12 

Grabstätte und Ruhefrist 

 

(1) Die Gräber werden nur durch die Beschäftigten der Friedhofsverwaltung bzw. durch  

      Beauftragte der Friedhofsverwaltung ausgehoben, geöffnet und geschlossen. 

 

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur   

     Sargoberkante mindestens 0,90 m, bis zur Urnenoberkante mindestens 0,50 m. 

 

(3) Werden bei der Wiederbelebung einer Grabstätte beim Ausheben Leichenteile, Sargteile oder  

      sonstige Überreste gefunden, so sind diese mindesten 0,30 m unter die Sohle des neuen  

      Grabes zu verlegen. 

 

(4) Die Ruhefrist bis zur Wiederbelebung einer Grabstätte beträgt für Leichen 30 Jahren und Aschen   

 25 Jahre. 

 

§ 13 

Totenruhe und Umbettung 
 

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

 

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der Regelung in § 26 FBG  

     und sonstiger gesetzlicher Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.   

     Die Zustimmung kann nur auf Antrag und bei Vorliegen eines besonderen Grundes erteilt 

     werden. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte in eine andere  

     Reihengrabstätte / Urnenreihengrabstätte sind innerhalb der Gemeinde nicht zulässig. 

 

(3) Alle Umbettungen werden von Beauftragten der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Die  

     Friedhofsverwaltung bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. Nach Rücksprache mit der   

     Friedhofsverwaltung kann die Umbettung auf Antrag durch einen Bestatter/Dritten erfolgen. 

 

(4) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten  

     und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat die Antragstellerin oder der Antragsteller  

     zu tragen. 

 

(5) Der Ablauf der Ruhefrist und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen  

     oder gehemmt. 

 

IV. Grabstätten 

§ 14 

Grabarten 

 

(1) Auf den Friedhöfen werden folgende Arten von Grabstätten zur Verfügung gestellt: 

 

a) Reihengrabstätten  

b) Wahlgrabstätten (Einzel- und Doppelgrabstellen)  
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c) Rasengrabstätten  

d) Urnenreihengrabstätten  

e) Urnenwahlgrabstätten (Einzel- und Doppelgrabstellen) 

f) Urnenrasengrabstätten (außer in Meimbressen und Ehrsten) 

g) Feld für anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden) 

h) Baumgrabstätten (nur in Meimbressen, Ehrsten und Westuffeln) 

i) Friedwiese (Urnenrasengrabstätten und Rasengrabstätten) (nur in Calden) 

j) Kinderreihengrabstätten  

 

(2) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechts an einer der Lage nach bestimmten  

      Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 

 

§ 15 

Nutzungsrechte an Grabstätten 

 

(1) Nutzungsrechte an Grabstätten können nur nach Maßgabe dieser Friedhofsordnung begründet  

      werden. Sie sind öffentlich-rechtlicher Natur und ein räumlich abgegrenzter Teil der   

      Erdoberfläche. Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. 

 

(2) Bei Streitigkeiten zwischen den Beteiligten über Rechte an Grabstätten, über die Verwaltung  

      oder Gestaltung einer Grabstätte oder eines Grabmals, kann die Friedhofsverwaltung bis zur  

      gütlichen Einigung oder rechtskräftig gerichtlichen Entscheidung über diese Streitigkeiten die  

      erforderlichen vorläufigen Regelungen treffen. 

 

§16 

Grabbelegung 

 

(1) In jeder Grabstelle darf während des Laufs der Ruhefrist grundsätzlich nur eine Erdbestattung  

      oder Urnenbestattung vorgenommen werden. Die Friedhofsverwaltung kann in Ausnahmefällen   

      gestatten, dass auf Antrag auch in bereits belegten Doppelwahlgrabstätten für Erdbestattungen     

      zusätzlich eine Ascheurne beigesetzt werden kann. Das Nutzungsrecht ist entsprechend zu     

      verlängern.       

 

(2) Es ist zulässig, eine mit ihrem neugeborenen Kind verstorbene Mutter oder zwei zur gleichen  

     Zeit verstorbene Kinder bis zu 5 Jahren in einem Sarg beizusetzen. 

 

§ 17 

Verlegung von Grabstätten 

 

Aus zwingenden Gründen des öffentlichen Rechts kann die Friedhofsverwaltung Grabstätten 

verlegen. Die Leichen oder Aschenreste sind in diesen Fällen in eine andere Grabstätte gleicher Art  

umzubetten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen sind umzusetzen. Die Kosten der 

Maßnahme trägt der Veranlasser. 
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A. Reihengrabstätten 

§ 18 Definition der Reihengrabstätte 

 

Reihengrabstätten sind Grabstätten für eine Erdbestattung. Sie werden der Reihe nach belegt  

und im Todesfall für die Dauer der Ruhefrist des zu Bestattenden zugeteilt. Ein Wiedererwerb oder 

die Verlängerung des Nutzungsrechts ist, außer bei Kindergräbern, nicht möglich. Bei 

Kindergräbern kann das Nutzungsrecht gegen Zahlung einer Gebühr gemäß der geltenden 

Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden einmalig um höchstens 30 Jahre oder auch um 

kürzere Zeiträume verlängert werden.  

Überschreitet bei der Beisetzung einer Urne die Ruhefrist das noch laufende Nutzungsrecht, so  

ist zur Wahrung der Ruhefrist das Nutzungsrecht um den notwendigen Zeitraum zu verlängern.  

Die Gebühren richten sich nach der gültigen Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden. 

 
Reihengräber sind spätestens 6 Monate nach der Beisetzung würdig herzurichten. Wird ein 

Reihengrab während der Dauer der Ruhefrist über einen längeren Zeitraum nicht entsprechend der 

Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger Weise instand gehalten und gepflegt, so 

ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur Durchführung der 

erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege 

der Grabstätte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der oder des 

Nutzungsberechtigten abräumen, einebnen und einsähen lassen. 

 

§ 19 

Maße der Reihengrabstätte 

(1) Es werden eingerichtet 

a) Reihengrabstätten für die Beisetzung Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr, 

b) Reihengrabstätten für die Beisetzung Verstorbener ab dem vollendetem 5. Lebensjahr. 

 

(2) Die Reihengrabstätten haben folgende Maße: 

     a) Für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 

Länge: 1,50 m  Obermeiser: Länge: 1,10 m 

Breite: 0,90 m    Breite: 0,60 m 

 

b) Für Verstorbene ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 

Meimbressen:  Calden/Westuffeln/Obermeiser:  Ehrsten: 

Länge: 2,00 m  Länge: 2,20 m    Länge: 2,10 m 

Breite: 1,00 m  Breite: 1,20 m    Breite: 1,00 m 

 

(3) Der Abstand zwischen den Reihengrabstätten beträgt 0,60 m. 
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§ 20 

Wiederbelegung und Abräumung 

(1) Über die Wiederbelegung von Reihengrabstätten, für die die Ruhefrist abgelaufen ist,        
      entscheidet die Friedhofsverwaltung. 
 
 

B. Wahlgrabstätten 

§ 21 

Definition, Entstehung und Übergabe des Nutzungsrechtes 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für bis zu zwei Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein  

Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Auf Verleihung eines 

Nutzungsrechts an seiner Wahlgrabstätte besteht kein Rechtsanspruch. Wünsche des Erwerbers 

bezüglich der Lage der Wahlgrabstätte werden nach Möglichkeit berücksichtigt. Der Ersterwerb 

eines Nutzungsrechts ist nur möglich anlässlich eines Todesfalles und umfasst die gesamte 

Grabstätte.  

Das Nutzungsrecht kann in der Regel einmal wiedererworben oder verlängert werden.   

Wiedererwerb oder Verlängerung sind nur auf Antrag und nur für die gesamte Wahlgrabstätte 

möglich. Ein Rechtsanspruch auf Verlängerung oder Wiedererwerb besteht nicht. Eine 

Ausnahme hiervon gilt bei der Verlängerung oder dem Wiedererwerb bezüglich einer nicht voll 

belegten Wahlgrabstätte. 

 
(2) Unter dem Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Wahlgrabstätte ist die Einräumung  

einer zweiten Nutzungszeit zu verstehen. Der Antrag kann frühestens sechs Monate vor Ablauf 

des Nutzungsrechtes gestellt werden. 

 

Die Verlängerung des Nutzungsrechtes umfasst einen kürzeren Zeitraum als die komplette 

Nutzungszeit. 

 

Der Wiedererwerb und die Verlängerung sind von der Entrichtung einer entsprechenden 

Gebühr gemäß der geltenden Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden abhängig. 

(3) Es werden ein- und zweistellige Wahlgrabstätten abgegeben. Nach Ablauf der Ruhefrist einer  

 Leiche kann in der betreffenden Grabstätte eine weitere Beisetzung erfolgen, wenn die restliche  

 Nutzungszeit die Ruhefrist erreicht oder das Nutzungsrecht wiedererworben bzw. mindestens     

 für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist verlängert worden ist. 

 Anstelle einer Erdbestattung kann eine Urne in eine nicht belegte Grabstelle beigesetzt werden. 

 

(4) Über den Erwerb des Nutzungsrechtes wird eine Verleihungsurkunde ausgehändigt. Die oder  

der Nutzungsberechtigte hat das Recht auf Beisetzung nach seinem Ableben sowie im Falle  

des Erwerbs einer mehrstelligen Wahlgrabstätte das Recht auf Beisetzung ihrer oder seiner  

verstorbenen Angehörigen in dem Wahlgrab. Angehörige im Sinne dieser Bestimmung sind: 

 

a) Ehegatten, 

b) Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz, 

c) Verwandte auf- und absteigender Linie, angenommene Kinder und Geschwister, 
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d) Ehegatten und Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz der unter Abs. 4 c)  

bezeichneten Personen. 

Die Beisetzung anderer Personen in dem Wahlgrab bedarf der Einwilligung der 

Friedhofsverwaltung. 

 

(5) Das Nutzungsrecht an einer Wahlgrabstätte kann nur mit Einwilligung der Friedhofsverwaltung  

und nur auf Angehörige im Sinne des § 21 Abs. 4 übertragen werden. 

 

(6) Die Erwerberin oder der Erwerber einer Wahlgrabstätte soll für den Fall ihres oder seines  

Ablebens ihre Nachfolgerin oder seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen. Diese oder  

dieser ist aus dem in § 21 Abs. 4 aufgeführten Personenkreis zu benennen. Wird keine Regelung 

getroffen oder verzichtet eine bestimmte Person, so geht das Nutzungsrecht in der in § 21 Abs. 

4 genannten Reihenfolge auf die Angehörigen der verstorbenen Erwerberin oder des 

verstorbenen Erwerbers über. Innerhalb der einzelnen Gruppen wird jeweils die oder der Älteste 

nutzungsberechtigt. Das gleiche gilt beim Tod einer oder eines Nutzungsberechtigten, auf den 

das Nutzungsrecht früher übergegangen war.  

 

Jede Person, auf die ein Nutzungsrecht übergeht, kann durch Erklärung gegenüber der 

Friedhofsverwaltung auf das Nutzungsrecht verzichten. 

 

(7) Das Recht auf Beisetzung in einer Wahlgrabstätte läuft mit der Nutzungszeit ab. Während der  

  Nutzungszeit darf eine Beisetzung jedoch nur stattfinden, wenn die Ruhefrist für diese  

Beisetzung die Nutzungszeit nicht übersteigt oder das Nutzungsrecht wiedererworben bzw.  

mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhefrist für diese Beisetzung verlängert worden  

ist. 

 

(8) Wahlgrabstätten können auf Antrag der Nutzungsberechtigten in Rasengrabstätten  

umgewandelt werden. Der Nutzungsberechtigte zahlt im Voraus pro volles Kalenderjahr und pro 

Grabstelle eine Pflegekostenpauschale der noch laufenden Ruhezeit der Grabstätte und die 

Kosten für ein Rasengrabmal. Die Kosten richten sich nach der gültigen 

Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden. 

 

(9) Wahlgräber sind spätestens 6 Monate nach einer Beisetzung würdig herzurichten. Wird ein 

 Wahlgrab während der Dauer des Nutzungsrechts über einen längeren Zeitraum nicht 

 entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger Weise instand 

 gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene   

 Frist zur Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen.  

 Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die    

 Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abräumen,   

 einebnen und einsähen lassen. 
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§ 22 

Maße der Wahlgrabstätte 

(1) Jede Wahlgrabstätte hat folgende Maße: 

Meimbressen:  Calden:  Ehrsten:  Westuffeln/Obermeiser: 

Länge: 2,00 m  Länge: 2,20 m Länge: 2,10m Länge: 2,20 m  

Breite: 1,00 m  Breite: 1,00 m Breite: 1,00 m Breite: 1,20 m  

 

(2) Auf den Friedhöfen werden zusätzlich einstellige Wahlgrabstätten für die Beisetzung   

     Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr eingerichtet mit den folgenden  

 Maßen:     

Obermeiser: 

 

 Länge: 1,50 m   Länge: 1,10 m 

 Breite: 0,90 m   Breite: 0,60 m 

 

(3) Die Breite des Weges zwischen den Grabreihen beträgt 1,00 m. 

Der Abstand zwischen den Wahlgrabstätten beträgt 0,60 m. 

 

C. Rasengrabstätten 

§ 23 

Definition der Rasengrabstätte 

(1) Rasenerdgrabstätten werden im Beerdigungsfall der Reihe nach einzeln für die Dauer einer  

Ruhefrist von 30 Jahren zur Beisetzung einer Leiche abgegeben. Nutzungsrechte über die 

Ruhefrist hinaus können nicht geltend gemacht werden. Ein Wiedererwerb oder die Verlängerung 

des Nutzungsrechts ist nicht möglich. Das Ablaufen der Ruhefrist wird spätestens sechs Monate 

vorher mit einem Schild am Grab bzw. mit einem Anschreiben an die Nutzungsberechtigten 

bekannt gegeben.  

 

(2) Auf einer Rasenerdgrabstätte ist keine Mehrfachbelegung erlaubt. 

 

(3) Jede Rasengrabstätte hat folgende Maße: 

Länge: 2,20 m 

Breite: 1,20 m 

Der Abstand zwischen den Rasengrabstätten beträgt 0,60 m. 

 

(4) Auf einer Rasengrabstätte dürfen keine Einfassungen gesetzt werden.  

Das Grabmal mit einer Größe von 0,50 m x 0,40 m in Calden, Ehrsten, Westuffeln und 

Obermeiser (in Meimbressen: 0,30m x 0,40 m) wird ebenerdig in den Boden eingelassen. Eine 

Bepflanzung der Grabstätte durch die Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.  
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Das Aufstellen von Schalen und Ablegen von Blumen und Dekorationen ist nur zwischen 

November und März auf dem Grab erlaubt. 

 

(5) Die Anlage und Pflege der Rasengräber obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. Auf  

den Rasengräbern dürfen nur Sargauflagen sowie Kränze bzw. Blumen im Rahmen der 

Trauerfeier abgelegt werden.  

 

 

§ 23 a 

Rasenerdgrabstätten auf der Friedwiese in Calden 

 

(1) Rasenerdgrabstätten werden im Beerdigungsfall der Reihe nach einzeln für die Dauer einer  

Ruhefrist von 30 Jahren zur Beisetzung einer Leiche abgegeben. Nutzungsrechte über die 

Ruhefrist hinaus können nicht geltend gemacht werden. Es gelten dieselben Regeln wie für 

Reihengrabstätten.  

 

(2) Die Größe der Rasenerdgrabstätte beträgt: Länge 2,20 m, Breite 1,20 m.  

  

(3) Auf einer Rasenerdgrabstätte dürfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die  

Nutzungsberechtigten gesetzt werden. Das Grabmal mit einer Größe von 0,40 m X 0,50 m wird 

ebenerdig von der Friedhofsverwaltung oder einen von ihm eingesetzten Unternehmen in den 

Boden eingelassen. Eine Bepflanzung der Rasenurnengrabstätte durch die 

Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.  

 

(4) Grabstellen dürfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und  

Größe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.  

Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag 

gegeben. 

 

Die Grabstätte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesät, während der 

Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten 

Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeräumt und eingeebnet. 

 

Das Aufstellen von Schalen und das Ablegen von Kränzen und Blumen ist nur an der dafür 

vorgesehenen Stelle erlaubt.  

  

(5) Auf einer Rasenerdgrabstätte ist keine Mehrfachbelegung erlaubt.   
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D. Urnengrabstätten 

§ 24 

Formen der Aschenbeisetzung 

 

(1) Ascheurnen können beigesetzt werden in 

a) Urnenreihengrabstätten, 

b) Urnenwahlgrabstätten (Einzel- und Doppelgrabstellen), 

c) Urnenrasengrabstätten (außer in Meimbressen und Ehrsten), 

d) einem Feld für anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden), 

e) Baumgrabstätten (nur in Meimbressen und Ehrsten), 

f) Friedwiese (nur in Calden) 

 

(2) Die Beisetzung darf nur unterirdisch erfolgen. 

 

(3) Auf Antrag kann eine Ascheurne in eine bereits belegte Wahlgrabstätte für Erdbestattung  

 beigesetzt werden.  
 

§ 25 

Definition der Urnenreihengrabstätte 

(1) Urnenreihengrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, die der Reihe nach  

      einzeln belegt und im Todesfall für die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer   

      Aschenurne abgegeben werden.  

 

(2) Ein Wiedererwerb oder eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist grundsätzlich nicht möglich.  

 

(3) Urnenreihengräber sind spätestens 6 Monate nach einer Beisetzung würdig herzurichten. Wird  

 ein Urnenreihengrab während der Dauer des Nutzungsrechts über einen längeren Zeitraum nicht 

 entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger Weise instand 

 gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene   

 Frist zur Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem Ablauf der Frist   

 zur Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf   

 Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abräumen, einebnen und einsähen lassen. 

 

(4) Die Urnenreihengrabstätten haben folgende Maße: 

 

Länge: 1,00 m 

Breite: 1,00 m 

 

Der Abstand zwischen den Urnenreihengrabstätten beträgt 0,60 m. 
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§ 26 

Definition der Urnenwahlgrabstätte 

(1) Urnenwahlgrabstätten sind für bis zu zwei Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an  

denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. 

 

(2) Jede Urnenwahlgrabstätte hat folgende Maße: 

 

Länge: 1,00 m 

Breite: 1,00 m / 1,20 m (Calden) 

 

Der Abstand zwischen den Urnenwahlgrabstätten beträgt 0,60 m. 

 

(3) Es werden ein- und zweistellige Wahlgrabstätten abgegeben. In einer Urnenwahlgrabstätte  

  können bis 2 Urnen beigesetzt werden. Die für eine Urne bestimmte Mindestfläche beträgt  

  0,25 m². 

 

(4) Urnenwahlgrabstätten sind spätestens 6 Monate nach einer Beisetzung würdig herzurichten.  

Wird eine Urnenwahlgrabstätte während der Dauer des Nutzungsrechts über einen längeren    

Zeitraum nicht entsprechend der Bestimmung dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger   

Weise Instand gehalten und gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine  

angemessene Frist zur Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Nach erfolglosem  

Ablauf der Frist zur Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die Friedhofsverwaltung die  

Grabstätte auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abräumen, einebnen und einsähen  

lassen. 

 

§ 27 

Definition der Urnenrasengrabstätten 

(1) Urnenrasengrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, die der Reihe  

nach belegt und im Todesfall die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer 

Ascheurne abgegeben werden. 

 

(2) Ein Wiedererwerb einer einzelnen Urnenrasengrabstätte ist nicht möglich.  

 

(3) Die Urnenrasengrabstätten haben folgende Maße: 

 

Länge: 1,00 m 

Breite: 1,00 m 

 

Der Abstand zwischen den Urnenrasengrabstätten beträgt: 0,50 m.  

 

(4) Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen in Gestaltung und Verarbeitung folgenden  

 Anforderungen entsprechen: 
 

a. Für Grabmale dürfen nur Platten aus Naturstein und geschmiedetes oder gegossenes Metall  

verwendet werden. 

b. Die Platten müssen plan ohne jegliche Erhebung in die Grabfläche eingepasst werden. 
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c. Die Platten dürfen nur mit eingravierter-n / eingelassener-n Schrift, Ornamenten  

und Symbolen versehen werden. 

d. Die Größe der Platten für die Rasengräber beträgt 40 x 40 cm (0,40 x 0,30 m Westuffeln) mit  

einer Mindeststärke von 5 cm. 

 

(5) Die Anlage und Pflege der Urnenrasengräber obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung.  

     Auf einer Rasenurnengrabstätte dürfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die  

Nutzungsberechtigten gesetzt werden.  

 

Auf den Urnenrasengräbern dürfen nur Kränze bzw. Blumen im Rahmen der Trauerfeier 

abgelegt werden, die nach Verwelken von der Friedhofsverwaltung gegen eine Gebühr entsorgt  

werden.  

 

 

§ 27a 

Rasenurnengrabstätten auf der Friedwiese (nur Calden) 

 

(1) Rasenurnengrabstätten (Einzelgrab) werden im Beerdigungsfall einzeln für die Dauer der  

Ruhefrist von 25 Jahren zur Beisetzung einer Aschenkapsel abgegeben. Nutzungsrechte über 

die Ruhefrist hinaus können nicht geltend gemacht werden. Ein Wiedererwerb oder die 

Verlängerung des Nutzungsrechts ist nicht möglich. Das Ablaufen der Ruhefrist wird spätestens 

sechs Monate vorher bekannt gegeben.  

 

(2) Auf der Friedwiese kann eine Rasenurnengrabstätte zu Lebzeiten reserviert werden. Für diese  

Reservierung erhebt die Friedhofsverwaltung eine Reservierungsgebühr nach der geltenden 

Friedhofsgebührenordnung. 

 

(3) Die Größe der Rasenurnengrabstätte beträgt: Länge 1,00 m, Breite 1,00 m.  

  

(4) Auf einer Rasenurnengrabstätte dürfen keinerlei Einfassungen oder Dekorationen durch die  

Nutzungsberechtigten gesetzt werden. Das Grabmal mit einer Größe von 0,30 m X 0,30 m wird 

ebenerdig von der Friedhofsverwaltung oder einen von ihm eingesetzten Unternehmen in den 

Boden eingelassen. Eine Bepflanzung der Rasenurnengrabstätte durch die 

Nutzungsberechtigten ist nicht erlaubt.  

 

(5) Grabstellen dürfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und  

Größe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.  

Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag 

gegeben. 

 

Die Grabstätte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesät, während 

der Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten 

Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeräumt und eingeebnet. 

 

Das Aufstellen von Schalen und das Ablegen von Kränzen und Blumen ist nur an der dafür 

vorgesehenen Stelle erlaubt.  
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§ 28 

Verweisungsnorm 

Die Vorschriften dieser Friedhofsordnung über Reihen-, Wahl- und Rasengrabstätten für 

Erdbestattungen gelten für Urnengrabstätten und Urnenrasengrabstätten entsprechend, soweit sich 

aus den vorstehenden Bestimmungen nichts Abweichendes ergibt. 
 

§ 29 

Feld für anonyme Urnenbeisetzungen (nur in Calden) 

Bei der Beisetzung einer Aschenurne in einem Feld für anonyme Bestattungen wird eine 

Einzelgrabstelle (Maße 1,00 x 1,00 m) für die Dauer der Ruhefrist von 25 Jahren erworben, die als 

Beisetzungsstelle nicht kenntlich gemacht wird. Das Grabfeld wird als einheitliche Rasenfläche 

angelegt. Anonyme Urnenreihengrabstätten (Einzelgrab) dürfen nur dann vergeben werden, wenn 

dies der (schriftlich) erklärte Wille des Verstorbenen ist. Nach der Beisetzung einer Urne wird die 

Beisetzungsstelle nicht durch Hügel, Einfassung oder sonstige Gestaltung als Grabstätte kenntlich 

gemacht. Ein besonderer Hinweis auf den Beigesetzten durch Grabkreuz, Namensschilder oder 

Gedenktafel ist nicht möglich. Grabschmuck und Anpflanzungen sind nicht gestattet. 
 

§ 30 

Baumgrabstätten 

(1) Bestattungen von Aschenresten sind an besonders ausgewiesenen Bäumen im Wurzelbereich  

der Bäume möglich. Dabei wird jeder Urne eine räumlich abgrenzbare und individuelle  

Parzelle überlassen. Die Beisetzung darf nur in einer biologisch abbaubaren Urne erfolgen. 

 

(2) Das Nutzungsrecht an Baumgrabstätten wird für die Dauer von 25 Jahren verliehen.  

 Ein Wiedererwerb bzw. eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist nicht möglich. 

 

(3) Sollte der Baum im Laufe des Nutzungsrechts beschädigt oder zerstört werden, ist die  

Gemeinde zur Ersatzpflanzung eines neuen Baumes berechtigt. 

 

(4) Es ist nicht erlaubt, Einfassungen, eigene Grabzeichen, Grabschmuck und dergleichen, egal  

in welcher Form und Ausführung, anzubringen. 

 

(5) Grabstellen dürfen nur durch die Friedhofsverwaltung mit Grabmalen in einheitlicher Form und  

Größe versehen werden. Die Kosten werden den Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.  

Die Grabmale werden nach einer angemessenen Zeit von der Friedhofsverwaltung in Auftrag 

gegeben. 

 

(6) Das Ablegen von Grabschmuck bzw. anderen Gegenständen auf der Grabstätte ist nicht  

     gestattet. Der Grabschmuck darf nur an einer gesondert ausgewiesenen Stelle abgelegt werden. 

 

(7) Die Anlage und Pflege der Grabstätte obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung.   

     Pflegeeingriffe sind insbesondere zulässig, soweit dieses aus Gründen der Verkehrssicherheit    

     geboten ist. Ansonsten soll der Baumbestand in weitgehend naturbelassenem Zustand  

     verbleiben. Eine Pflege oder Gestaltung der Gräber durch Angehörige oder deren Beauftragte   

     findet ausdrücklich nicht statt. 

- 16 - 



Die Grabstätte wird durch die Friedhofsverwaltung angelegt und mit Gras eingesät, während 

der Dauer des Nutzungsrechts durch die Friedhofsverwaltung oder einem von ihr beauftragten 

Unternehmen gepflegt und nach Ablauf des Nutzungsrechts abgeräumt und eingeebnet. 

 

V. Gestaltung der Grabstätten 

§ 31  

Wahlmöglichkeit 

 

(1) Auf dem Friedhof/den Friedhöfen werden in gleichwertiger Lage Grabfelder, für die allgemeine  

Gestaltungsvorschriften, und Grabfelder, für die besondere Gestaltungsvorschriften gelten, 

eingerichtet.  

 

(2) Bei der Zuweisung einer Grabstätte bestimmt die Antragstellerin oder der Antragsteller, ob diese  

in einem Grabfeld mit allgemeinen oder in einem Grabfeld mit besonderen 

Gestaltungsvorschriften liegen soll. Die Friedhofsverwaltung hat auf diese Wahlmöglichkeit vor 

dem Erwerb des Nutzungsrechtes hinzuweisen.  

Wird von dieser Wahlmöglichkeit bei der Anmeldung der Bestattung nicht Gebrauch gemacht, 

erfolgt die Bestattung grundsätzlich in einem Grabfeld, für dass die allgemeinen Gestaltungs-

vorschriften gelten. 

§ 32 

Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

Für sämtliche Friedhöfe gelten folgende allgemeine Gestaltungsvorschriften: 

 

(1) Jede Grabstätte ist spätestens nach 6 Monaten mit einem Grabmal und einer Grabeinfassung  

(zunächst aus Holz) zu versehen, mit Ausnahme folgender Grabarten: Rasengräber,  

Urnenrasengrabstätten, Feld für anonyme Urnenbeisetzungen, Gräber auf der Friedwiese 

Calden und Baumgrabstätten. 

 

(2) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der  

Friedhofszweck sowie die Würde des Ortes und die Pietät gewahrt werden. 

 

(3) Auf den Grabstätten dürfen insbesondere zum Gedenken an die dort Ruhenden Grabmale  

errichtet und sonstige Grabausstattungen angebracht werden, mit Ausnahme folgender 

Grabarten: Rasengräber, Urnenrasengräber, Feld für anonyme Urnenbeisetzungen, Gräber auf 

der Friedwiese Calden und Baumgrabstätten. Grabmale und sonstige Grabausstattungen 

müssen aus wetterbeständigem Werkstoff hergestellt sein. 
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(4) Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen standsicher im Sinne von § 35 sein. 

 

(5) Die Mindeststärke der Grabmale beträgt: 

 

ab 0,40 m bis 1,00 m Höhe  0,14 m 

ab 1,00 m bis 1,50 m Höhe  0,16 m 

ab 1,50 m    0,18 m 

 

(6) Grabmale dürfen nicht größer als die Grabstätte selbst sein. 

 

(7) Firmenbezeichnungen dürfen nur an Grabmalen, und zwar in unauffälliger Weise seitlich  

angebracht werden. 

 

§ 33 

Besondere Gestaltungsvorschriften (optionale Vorgabe) 

 

(1) Grabmale und sonstige Grabausstattungen in Grabfeldern mit besonderen Gestaltungs- 

vorschriften müssen in Gestaltung und Verarbeitung nachstehenden Anforderungen 

entsprechen: 

 

a) Für Grabmale dürfen nur Natursteine, Holz und geschmiedetes oder gegossenes Metall  

verwendet werden. Findlinge, findlingsähnliche, unbearbeitete, bruchrauhe und grellweiße 

Grabmale sind nicht zugelassen. 

  

b) Bei der Gestaltung und Bearbeitung sind folgende Vorschriften einzuhalten: 

 

1) Die Grabmale müssen allseitig und gleichmäßig bearbeitet sein. 

2) Die Grabmale dürfen nicht gespalten, gesprengt oder bossiert sein. 

3) Politur und Feinschliff sind nur zulässig als gestalterisches Element für  

Schriften, Ornamente und Symbole, die nur eine der Größe des Grabmals  

angemessene Fläche einnehmen dürfen. 

4) Die Grabmale müssen aus einem Stück hergestellt sein. 

5) Nicht zugelassen sind Grabmale aus Beton, Glas, Emaille, Kunststoff,  

Gold, Silber, Farben. 
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(2) Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind Grabmale mit folgenden Maßen zulässig: 

 

a) auf Reihengrabstätten für Verstorbene bis zu 5 Jahren: 

1) stehende Grabmale: Höhe : 0,60 bis 0,80 m 

Breite : bis 0,45 m, 

Mindeststärke: 0,14 m. 

2) liegende Grabmale: Breite : bis 0,35 m, 

Höchstlänge: 0,40 m, 

Mindeststärke: 0,14 m. 

 

b) auf Reihengrabstätten für Verstorbene über 5 Jahren: 

1) stehende Grabmale: Höhe : bis 1,20 m, 

Breite : bis 0,45 m, 

Mindeststärke: 0,16 m. 

2) liegende Grabmale: Breite : bis 0,50 m, 

Höchstlänge 0,70 m, 

Mindeststärke: 0,14 m. 

 

Das Verhältnis der Grabzeichen – Breite zur Höhe – soll mindestens 1:2 betragen. 

 

c) auf Wahlgrabstätten: 

1) stehende Grabmale: 

aa) bei einstelligen Wahlgräbern im Hochformat: 

Höhe : 1,00 m bis 1,30 m, 

Breite : bis 0,60 m, 

Mindeststärke: 0,18 m; 

 

bb) bei zwei- und mehrstelligen Wahlgräbern sind auch folgende  
         Maße zulässig: 

Höhe : 0,80 m bis 1,00 m, 

Breite : bis 1,40 m, 

Mindeststärke: 0,22 m; 

 

2) liegende Grabmale: 

aa) bei einstelligen Grabstätten: 

Breite : bis 0,50 m, 

Länge : bis 0,90 m, 

Mindesthöhe : 0,16 m; 
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bb) bei zweistelligen Grabstätten: 

Breite: bis 1,00 m, 

Länge: bis 1,20 m,  

Mindesthöhe 0,18 m; 

 

cc) bei mehr als zweistelligen Grabstätten: 

Breite : bis 1,20 m, 

Länge : bis 1,20 m, 

Mindesthöhe: 0,18 m. 

 

Es darf nicht mehr als 1/3 der Grabstätte durch Stein abgedeckt werden. 

Das Verhältnis der Grabzeichen – Breite zur Höhe – soll mindestens 1:2 betragen. 

 

d) auf Rasengrabstätten: 

1) liegende Grabmale: 

 Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen, 

 Größe: 0,50 x 0,40 cm (in Meimbressen: 0,30 cm x 0,40 cm) 

 

Das Verhältnis der Grabzeichen – Breite zur Höhe – soll mindestens 1:2 betragen. 

 

(3) Auf Urnengrabstätten sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 

a) auf Urnenreihengrabstätten: 

1) liegende Grabmale: 

Größe: 0,40 x 0,40 m, 

Höhe der Hinterkante: 0,15 m; 

 

2) stehende Grabmale: 

Grundriss max. 0,35 x 0,35 m, 

Höhe bis 0,90 m; 

 

b) auf Urnenwahlgrabstätten: 

1) stehende Grabmale mit quadratischem oder rundem Grundriss  

max. 0,40 m x 0,40 m, Höhe: 0,80 bis 1,20 m; 

 

2) liegende Grabmale mit quadratischem Grundriss bis 0,60 x 0,60 m,  

Mindesthöhe: 0,16 m. 
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c) auf Urnenrasengrabstätten: 

1) liegende Grabmale: 

    Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen, 

    Größe: 0,30 x 0,30 cm  

 

d) auf Baumgrabstätten: 

1) liegende Grabmale: 

    Nur die von der Friedhofsverwaltung vorgegebenen liegenden Grabzeichen, 

    Größe: 0,30 x 0,40 cm (in Meimbressen und Ehrsten: 0,30 cm x 0,30 cm) 

 

(4) Grabeinfassungen jeder Art - auch aus Pflanzen - sind nur zulässig, soweit nicht zwischen den  

Gräbern und vor den Grabstätten Platteneinfassungen durch die Gemeinde verlegt werden. 

 

(5) Grabflächen von Grabstätten in Feldern mit besonderen Gestaltungsvorschriften dürfen nicht mit  

Kies bestreut oder vollständig mit Steinen belegt werden. 

 

(6) Unbeschadet der Vorschrift des § 32 kann der Friedhofsträger Ausnahmen von den Vorschriften  

der Abs. 1 bis 3 zulassen. 

 

Die Inschrift auf den Grabzeichen soll das Andenken an den/die Verstorbene/n würdig bewahren.  

 

§ 34 

Genehmigungserfordernis für Grabmale und -einfassungen 

 

(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen und Grabeinfassungen bedarf der  

vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Ohne Zustimmung sind bis zur  

Dauer von 2 Jahren nach der Bestattung provisorische Grabmale als Holztafeln bis zur Größe 

von 15 x 30 cm und Holzkreuze zulässig. 

 

(2) Die Zustimmung ist unter Vorlage von Zeichnungen in doppelter Ausfertigung im Maßstab  

1:10 zu beantragen. Auf dem Antrag und den Zeichnungen müssen alle Einzelheiten der  

Anlage, insbesondere Art und Bearbeitung des Werkstoffs sowie Inhalt, Form und Anordnung  

der Inschrift ersichtlich sein. Auf Verlangen sind Zeichnungen in größerem Maßstab oder  

Modelle vorzulegen. 

 

(3) Die Errichtung und jede Veränderung sonstiger Grabausstattungen, die auf Dauer angebracht  

werden sollen, wie Weihwassergefäße, Kerzenhalter, besondere Steine für Inschrift  

usw., bedürfen ebenfalls der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.  
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Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal, die Grabeinfassung oder die sonstige  

Grabausstattung nicht innerhalb von zwei Jahren nach Erteilung der Zustimmung errichtet 

worden sind. 

 

(5) Ohne vorherige schriftliche Zustimmung der Friedhofsverwaltung errichtete oder mit den  

vorgelegten Zeichnungen und Angaben nicht übereinstimmende Anlagen müssen entfernt oder  

den Zeichnungen und Angaben entsprechend verändert werden. Die Friedhofsverwaltung kann 

die/den für ein Grab Sorgepflichtige/n oder Nutzungsberechtigte/n schriftlich auffordern, 

innerhalb angemessener Frist die Anlage zu entfernen oder zu verändern. Wird der Aufforderung 

nicht rechtzeitig Folge geleistet, so kann die Anlage im Wege der Ersatzvornahme durch die 

Friedhofsverwaltung entfernt werden. Die dadurch entstehenden Kosten sind vom Verpflichteten 

zu erstatten. 

 

§ 34 a 

Verbot von Grabsteinen aus Kinderarbeit (optional) 

(1) Grabsteine und Grabeinfassungen aus Naturstein dürfen nur aufgestellt werden, wenn sie  

nachweislich ohne schlimmste Formen von Kinderarbeit im Sinne von Art. 3 des 

Übereinkommens Nr. 182 der internationalen Arbeitsorganisation vom 17.06.1999 über das 

Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit  

hergestellt worden sind. Herstellung umfasst dabei sämtliche Bearbeitungsschritte von der  

Gewinnung des Natursteins bis zum Endprodukt. 

 

(2) Für die Nachweiserbringung gilt § 6 a Abs. 2 und 3 FBG in der jeweils gültigen Fassung. 

 

§ 35 

Standsicherheit 

 

(1) Grabmale sind nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks so zu fundamentieren,  

zu befestigen und herzustellen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen  

benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche 

Anlagen entsprechend. 

 

Mit dem Antrag auf Zustimmung gem. § 32 Abs. 2 sind schriftliche Angaben über die Art der  

Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die Größe und Stärke der Fundamente  

vorzulegen. Falls durch die danach vorgesehene Fundamentierung und Befestigung eines  
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Grabmals dessen Standsicherheit nicht gewährleistet erscheint, kann die Friedhofsverwaltung 

die erforderliche Änderung vorschreiben. Die Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob  

die vorgeschriebene Fundamentierung durchgeführt worden ist und gegebenenfalls Abhilfe  

verlangen. 

 

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber der Grabstätte bzw. die oder der Nutzungsberechtigte sind  

verpflichtet, das Grabmal im Jahr mindestens einmal, und zwar nach Beendigung der 

Frostperiode auf ihre Standfestigkeit hin fachmännisch zu überprüfen oder auf ihre Kosten durch  

Fachleute überprüfen zu lassen, gleichgültig, ob äußerliche Mängel erkennbar sind oder nicht.  

 

Dabei festgestellte Mängel sind unverzüglich auf eigene Kosten zu beseitigen oder beseitigen zu  

lassen. Inhaberinnen oder Inhaber von Grabstätten und Nutzungsberechtigte, welche diesen 

Verpflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommen, haften für sich daraus ergebenden 

Schäden. 

 

(3) Wird der ordnungswidrige Zustand eines Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen trotz  

schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden 

angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile 

davon auf Kosten des Verantwortlichen vorläufig zu sichern (z. B. Absperrung, Umlegung von 

Grabmalen) oder zu entfernen. Die Gemeinde ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate 

aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu 

ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und Aufkleber auf dem 

Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der für die Dauer von einem Monat angebracht 

wird. 

 

Bei unmittelbar drohender Gefahr ist eine Benachrichtigung nicht erforderlich. 

 

(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als  

besondere Eigenart eines Friedhofs erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeichnis geführt.  

 

Die Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Änderung derartiger Grabmale und baulichen  

Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen Denkmalschutz- und pflegebehörden nach 

Maßgabe der gesetzlichen Bestimmung zu beteiligen. 
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§ 36 

Beseitigung von Grabmalen und -einfassungen 

(1) Grabmale, Grabeinfassungen und sonstige Grabausstattungen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit  

oder des Nutzungsrechts nur auf schriftlichen Antrag und mit vorheriger Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung durch diese oder von ihr beauftragte Dritte oder von Privatpersonen von der 

Grabstelle entfernt werden. 

 

(2) Nach Ablauf des Nutzungsrechts haben die Nutzungsberechtigten die Grabmale, Einfriedungen,  

Fundamente usw. innerhalb von 3 Monaten zu entfernen. Kommen die Nutzungsberechtigten 

dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte 

abräumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die entfernten Anlagen 

aufzubewahren. Das Eigentum an den Grabmalen und Einfriedungen gilt als aufgegeben. 

 

(3) Werden auf Wunsch der Nutzungsberechtigten Gräber geräumt und eingeebnet, kann dies  

durch den Nutzungsberechtigten selbst, eine von den Nutzungsberechtigten beauftragte  

Firma oder durch Mitarbeiter der Friedhofsverwaltung erfolgen. Die Einebnung ist in allen  

Fällen nur mit vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung möglich. 

 

 (4) Sofern Grabmale und sonstige bauliche Anlagen von der Friedhofsverwaltung abgeräumt  

werden, hat der oder die jeweilige Nutzungsberechtigte die entstehenden Kosten gemäß der  

jeweils gültigen Friedhofsgebührenordnung zu tragen. 

 

VI. Herrichtung, Bepflanzung und Unterhaltung der Grabstätten 

§ 37 

Bepflanzung von Grabstätten 

 

(1) Alle Grabstätten – mit Ausnahme der Rasengräber, Urnenrasengräber, dem Feld für anonyme  

Urnenbeisetzungen, Gräber auf der Friedwiese sowie den Baumgrabstätten – sind zu 

bepflanzen und dauernd instand zu halten. Bei der Bepflanzung und Pflege sind die Belange 

des Umweltschutzes, insbesondere des Gewässer- und Bodenschutzes zu beachten. 

 

(2) Zur Bepflanzung der Grabstätten sind nur geeignete Gewächse zu verwenden, die andere  

Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Das Pflanzen,  

Umsetzen oder Beseitigen von Bäumen, großwüchsigen Sträuchern und Hecken bedarf der  

vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.  
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Für Schäden, die durch auf einer Grabstätte gepflanzte Bäume, Sträucher, Hecken oder ähnliche 

Anpflanzungen an Grabmalen, Grabeinfassungen oder sonstigen Grabausstattungen 

benachbarter Grabstätten oder an öffentlichen Anlagen und Wegen verursacht werden, haften 

die Nutzungsberechtigten der Grabstätte, deren Bepflanzung die Schäden verursacht. 

 

(3) Auf den Grabstätten dürfen nur Kränze, Grabgebinde oder ähnlicher Grabschmuck abgelegt  

werden, die ausschließlich unter Verwendung von verrottbaren Materialien hergestellt sind. 

 

(4) Verwelkte Blumen und Kränze sind durch die Nutzungsberechtigten von den Grabstätten zu  

entfernen. Geschieht dies nicht, so kann die Friedhofsverwaltung nach angemessener Frist die 

Blumen und Kränze ohne Ankündigung beseitigen.  

 

(5) Blumen und Kränze sowie sonstiger von Grabstätten abgeräumter pflanzlicher Grabschmuck  

dürfen nur in die eigens dafür aufgestellten Behältnisse bzw. den dafür eingerichteten Plätzen  

abgelegt werden. 

 

(6) Zur Unkrautbekämpfung dürfen keine Mittel verwendet werden, die eine Grundwasser-  

verunreinigung verursachen können. 

 

(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung von gärtnerischen Anlagen außerhalb der  

Grabstätten obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 

 

(8) Gießkannen, Spaten, Harken und andere Geräte dürfen nicht auf den Grabstätten oder hinter  

den Grabmalen und in den Anpflanzungen aufbewahrt werden. 

 

§ 38 

Herrichtungsverpflichtung und friedhofswürdige Unterhaltung 

 

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 37 hergerichtet und dauernd  

instandgehalten werden. 

 

(2) Reihen- und Urnenreihengrabstätten müssen innerhalb von 6 Monaten nach der Bestattung,  

Wahl- und Urnenwahlgrabstätten innerhalb von 6 Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechts 

bzw. der zuletzt vorgenommenen Beisetzung, hergerichtet werden. 
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(3) Wird eine Reihengrabstätte während der Dauer der Ruhefrist, eine Wahlgrabstätte während  

der Dauer des Nutzungsrechts über einen längeren Zeitraum nicht entsprechend den 

Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in friedhofswürdiger Weise instandgehalten und 

gepflegt, so ist der oder dem Nutzungsberechtigten schriftlich eine angemessene Frist zur 

Durchführung der erforderlichen Arbeiten zu setzen. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder 

ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche 

Bekanntmachung und ein Aufkleber auf dem Grabmal bzw. der sonstigen baulichen Anlage, der 

für die Dauer von einem Monat angebracht wird. Nach erfolglosem Ablauf der Frist zur 

Instandhaltung und Pflege der Grabstätte kann die Friedhofsverwaltung die Grabstätte auf 

Kosten der oder des Nutzungsberechtigten abräumen, einebnen und einsähen lassen. 

 

VII. Schluss- und Übergangsvorschriften 

§ 39 

Übergangsregelung 

(1) Bei Grabstätten, über welche die Gemeinde bei In-Kraft-Treten dieser Friedhofsordnung bereits  

verfügt hat, bestimmt sich die Nutzungsdauer und die Gestaltung nach den zum Zeitpunkt  

des Erwerbs des Nutzungsrechts geltenden ortsrechtlichen Vorschriften. 

 

(2) Vor dem In-Kraft-Treten dieser Satzung aufgestellte Grabmale, Einfassungen und sonstige  

Grabausstattungen sind innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf der Ruhefrist bei Reihen- und  

Urnenreihengrabstätten bzw. nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl- und Urnenwahlgrabstätten 

durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. Erfolgt der Abbau oder die Entsorgung  

durch die Friedhofsverwaltung oder deren Beauftragte sind die hierfür entstehenden Kosten  

nach der jeweiligen Gebührenordnung zum Zeitpunkt der Durchführung der Arbeiten zu erstatten. 

Kommen die Nutzungsberechtigten ihren Verpflichtungen nach S. 1 nicht nach, so ist  

die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte auf deren Kosten abräumen zu lassen. 

 

§ 40 

Listen 

(1) Es werden folgende Listen geführt: 

a) Ein Grabregister der beigesetzten Personen mit den laufenden Nummern der Reihen- 

grabstätten, der Wahlgrabstätten, der Urnengrabstätten, der Baumgrabstätten, der 

Rasengräber, Urnenrasengräber und der Positionierung im anonymen Urnenfeld, 

b) eine Namenskartei der beigesetzten Personen unter Angabe des Beisetzungszeitpunktes, 

c) ein Verzeichnis nach § 34 Abs. 4 dieser Friedhofsordnung. 
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(2) Es wird ein Verzeichnis der Nutzungsberechtigten mit Name, Anschrift …. geführt. Diese Daten  

werden zum Ende des Jahres, in dem das Grab geräumt wurde, gelöscht. 

 

(3) Diese Listen und Verzeichnisse können auch digitalisiert geführt werden. 

 

(4) Zeichnerische Unterlagen, Gesamtpläne, Belegungspläne und Grabmalentwürfe sind von der  

Friedhofsverwaltung zu verwahren. 

 

§ 41 

Gebühren 

(1) Für die Inanspruchnahme (Benutzung) des Friedhofs und seiner Einrichtungen und Anlagen  

sowie für damit zusammenhängende Amtshandlungen der Friedhofsverwaltung sind Gebühren 

nach der geltenden Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden zu entrichten. 

 

(2) Soweit Leistungen der Umsatzsteuer unterliegen, tritt zu den in der geltenden  

Friedhofsgebührenordnung der Gemeinde Calden festgesetzten Gebühren die Umsatzsteuer in 

der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Höhe hinzu. 

 

§ 42 

Haftung 

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe,  

ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Ihr 

obliegen keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Sie haftet nicht für Diebstahl. Im  

Übrigen haftet die Gemeinde nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

 

§ 43 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

a) außerhalb der gem. § 6 festgelegten Öffnungszeiten die Friedhöfe betritt oder sich dort  

aufhält, 

 

b) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. a) Wege auf dem Friedhof ohne Erlaubnis mit einem 

    Fahrzeug befährt, 

c) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. b) Waren oder gewerbliche Dienste anbietet, 
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d) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. c) an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung  

störende Arbeiten ausführt, 

 

e) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. d) ohne schriftlichen Antrag eines Berechtigten bzw. ohne  

Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig fotografiert, 

 

f) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. e) Plakate anbringt bzw. Druckschriften verteilt, 

 

g) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. f) den Friedhof, seine Anlagen und Einrichtungen verunreinigt  

und beschädigt sowie Rasenflächen und Grabstätten unberechtigterweise betritt, 

 

h) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. g) Abraum und Abfälle außerhalb der hierfür vorgesehenen  

    Plätze ablegt, 

 

i) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. h) Tiere auf den Friedhof mitbringt, 

 

j) entgegen § 7 Abs. 2 Buchst. i) abgesehen von Trauerfeiern Musikinstrumente spielt oder  

Tonwiedergabegeräte für Dritte betreibt, 

 

k) entgegen § 9 Abs. 1 gewerbliche Tätigkeiten auf dem Friedhof ohne vorherige Zulassung  

durch die Friedhofsverwaltung ausführt, 

 

l) entgegen § 9 Abs. 6 gewerbliche Arbeiten an Sonn- oder Feiertagen oder außerhalb der  

 festgelegten Zeiten ausführt, 

 

m) entgegen § 9 Abs. 7 Werkzeuge und Materialien außerhalb genehmigter Stellen lagert  

oder gewerbliche Geräte an oder in den Wasserentnahmestellen des Friedhofs reinigt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von 5,- € bis 1.000,- €, (§ 17 Abs. 1 OWiG)  

bei fahrlässiger Zuwiderhandlung bis 750,- € geahndet werden. Die Geldbuße soll den 

wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen. 

Reicht das satzungsgemäße Höchstmaß hierzu nicht aus, so kann es überschritten werden. 

 

(3) Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils gültigen Fassung findet Anwendung;  

zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten ist der Gemeindevorstand. 
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§ 44 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.  

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 

 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 

Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 

Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 

 

 

 

Calden,                   

 

 

Der Gemeindevorstand der  

Gemeinde Calden 

 

 

      (Siegel) 

 

 

(Maik Mackewitz) 

  Bürgermeister     
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Beschlussvorlage 

- öffentlich - 
VL-154/2023 

Fachbereich Finanzen, Personal, 
Ordnungswesen 

Federführendes Amt Fachbereichsleiter II 
Datum 27.10.2023 

 
 

Gemeinde Calden 
 
 
Beratungsfolge Termin Beratungsaktion 
Gemeindevorstand der Gemeinde Calden 02.11.2023 beschließend 
Ausschuss für Nachhaltigkeit, Infrastruktur und 
Soziales 08.11.2023 vorberatend 

Haupt- und Finanzausschuss 13.11.2023 vorberatend 
Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 16.11.2023 beschließend 

 
 
Übernahme der Aufgaben der Friedhofsverwaltung für die Ortsteile Calden, Meimbressen, 
Westuffeln, Obermeiser und Ehrsten 
hier: Beratung- und Beschlussfassung über die Friedhofsgebührenordnung  
 
Sachdarstellung: 
Nachdem die entsprechenden Kirchenvorstände die Beschlüsse gefasst hatten, die Aufgaben der 
Friedhofsverwaltung nicht länger wahrzunehmen, hat eine dafür gebildete Arbeitsgruppe in der 
Verwaltung die nötigen Voraussetzungen dafür geschaffen, dass ein reibungsloser Übergang der 
Aufgaben zum 01.01.2024 an die Gemeinde Calden erfolgen kann. 
  
In diesem Zusammenhang wurden neben zahlreichen anderen Arbeiten sowohl ein Entwurf einer 
Friedhofsordnung als auch ein Entwurf einer Friedhofsgebührenordnung erstellt, die 
Grundvoraussetzung für die Erfüllung der anstehenden Aufgaben darstellen. 
 
Grundlage für die Gebührenordnung war eine Aufstellung aller kalkulierten Kosten unter 
Berücksichtigung der nunmehr erhöhten Personalkosten und des erhöhten Materialaufwandes für 
Gemeindeverwaltung und Bauhof. 
 
Um eine Kostendeckung zu erzielen, müssten die Friedhofsgebühren für die Bürger im Vergleich 
zu den bisherigen Gebühren zum Teil enorm hoch veranschlagt werden. 
 
Aus diesem Grund muss diskutiert werden, ob eine hundertprozentige Deckung erfolgen soll. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt die Friedhofsgebührenordnung zum 01.01.2024 in der 
vorlegten Form. Die Friedhofsgebührenordnung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Anlage(n): 
1. Friedhofsgebührenordnung 
 



 

Beschlussvorlage VL-154/2023   Seite 2 von 2 

 
 
Der Bürgermeister 
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Friedhofsgebührenordnung 

der Gemeinde Calden 

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung 

v. 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 

(GVBI. S. 90, 93) i.V.m. § 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) v. 

05.07.2007 (GVBl. I S. 338), zuletzt geändert durch Gesetz v. 23.08.2018 (GVBl. I S. 381) hat die 

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden am     folgende Friedhofsgebührenordnung 

beschlossen: 

 

I. Gebührenpflicht 

§ 1 

Gebührenerhebung 

 

Für die Inanspruchnahme (Benutzung) der Friedhöfe und ihrer Einrichtungen und Anlagen im 

Rahmen der Friedhofsordnung der Gemeinde  Calden sowie für damit zusammenhängende 

Amtshandlungen (gebührenpflichtige Leistungen) werden Gebühren nach Maßgabe dieser 

Gebührenordnung erhoben. 

 

§ 2 

Gebührenschuldner 

 

(1) Schuldnerin oder Schuldner der Gebühren für Leistungen nach der Friedhofsordnung sind: 

 

      a) die Antragstellerin oder der Antragssteller 

 

      b) Bei Bestattungen die Personen, die nach dem Hessischen Friedhofs- und Bestattungsgesetz 

(FBG) bei verstorbenen die erforderlichen Sorgemaßnahmen zum Schutz der Gesundheit und 

der Totenruhe zu veranlassen haben. 

 

 Angehörige in diesem Sinne sind der Ehegatte, der Lebenspartner nach dem 

Lebenspartnerschaftsgesetz, Kinder, Eltern, Enkel, Geschwister sowie Adoptiveltern und  

-kinder 

 

 Lebte der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes in einem Krankenhaus, einer Pflege- oder 

Gefangenenanstalt, einem Heim, einer Sammelunterkunft oder einer ähnlichen Einrichtung, 

so ist der Leiter/-in dieser Einrichtung oder deren Beauftrage Verpflichteter im obigen Sinne, 

wenn Angehörige innerhalb der für die Bestattung bestehenden Zeit nicht aufzufinden sind. 

 

      c) bei Umbettungen und Wiederbestattungen i. S. v. § 13 der Friedhofsordnung ausschließlich 

die Antragstellerin oder Antragsteller 

 

     d) diejenige Person, die sich der Gemeinde gegenüber schriftlich zur Tragung der Kosten 

verpflichtet hat. 

 

(2) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
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§ 3 

Entstehung der Gebührenschuld, Fälligkeit 

 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme von Leistungen nach der 

Friedhofsordnung. 

 

(2) Die Gebühren sind 4 Wochen nach Bekanntgabe des entsprechenden Gebührenbescheids 

fällig. 

 

 

§ 4 

Rechtsbehelfe/Zwangsmittel 

 

(1) Die Rechtsbehelfe gegen Gebührenbescheide aufgrund dieser Satzung regeln sich nach den 

Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der jeweils gültigen Fassung. 

 

(2) Für die zwangsweise Durchsetzung der im Rahmen dieser Satzung erlassenen Gebühren-

bescheide gelten die Vorschriften des Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in der 

jeweils gültigen Fassung. 

 

 

II. Gebührenarten 

§ 5 

Gebühren für die Benutzung der Friedhofshalle 

 

Für die Benutzung der Friedhofshalle werden folgende Gebühren erhoben: 

 

(1) Benutzung der Friedhofskapelle/Friedhofshalle in Calden, Westuffeln und Obermeiser mit  

      Aufbewahrung einer Leiche zur Trauerfeier  200,00 € 

 

(2) Benutzung der Friedhofskapelle für Trauerfeier ohne  

anschließende Beisetzung auf einem Friedhof im Gemeindegebiet  300,00 € 

 

(3) Benutzung der Friedhofshalle in Ehrsten und Meimbressen  100,00 € 
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§ 6 

Bestattungsgebühren 

 

(1) Für das Ausheben und Schließen eines Grabes werden folgende Gebühren erhoben: 

 

(a) Bei der Bestattung der Leiche Verstorbener ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 

 

 1) in einer Reihengrabstätte 500,00 € 

 

 2) in einer Wahlgrabstätte 500,00 € 

 

 3) in einer Rasengrabstätte 500,00 € 

 

(b) Bei der Bestattung der Leiche Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 

 

1) in einer Reihengrabstätte 300,00 € 

 

2) in einer Wahlgrabstätte 300,00 € 

 

 

(2) Bei der Beisetzung von Ascheresten werden für das Ausheben und Schließen eines Grabes 

folgende Gebühren erhoben: 
 

(a) in einer Urnenreihengrabstätte 200,00 € 

 

(b) in einer Urnenwahlgrabstätte (je Urne) 200,00 € 

 

(c) in einer Urnenrasengrabstätte 200,00 € 

 

(d) in einem Feld für anonyme Urnenbeisetzung (nur Calden) 100,00 € 

 

(e) in einer Baumgrabstätte 200,00 € 

 

(3) Für die Bestattung an Samstagen wird ein Zuschlag in Höhe von 50 % der vollen Gebühr 

berechnet. 

 

§ 7 

Umbettungsgebühren 

 

Für die Umbettungen, die durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte Dritte 

ausgeführt werden, werden folgende Gebühren erhoben. Die Umbettungsgebühren umfassen 

folgende Tätigkeiten der Gemeinde Calden. 

 

(1) Umbettung einer Leiche 

 

(a) innerhalb desselben Friedhofs 1.500,00 € 
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(b) zu einem anderen Friedhof gem. § 1 Friedhofsordnung 1.600,00 € 

 

(c) zu einem anderen Friedhof nach Aufwand 

 

(2) Für die Umbettung der Leiche eines Kindes unter 5 Jahren beträgt die Gebühr 50 % der 

vorstehenden Sätze. 

 

(3) Für die Umbettung einer Ascheurne 

 

(a) innerhalb desselben Friedhofs   500,00 € 

 

(b) nach einem anderen Friedhof gem. § 1 Friedhofsordnung   600,00 € 

 

(c) zu einem anderen Friedhof nach Aufwand 

 

§ 8 

Erwerb des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstätte und Urnenreihengrabstätte 

 

(1) Für die Überlassung einer Reihengrabstätte für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit gem. § 

18 Abs. 1 Friedhofsordnung) und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen und  

-anlagen werden folgende Gebühren erhoben: 

  

(a) Reihengrab zur Beisetzung eines Verstorbenen bis 

zur Vollendung des 5.Lebensjahres 1.000,00 € 

 

(b) Reihengrab zur Beisetzung eines Verstorbenen ab 

Vollendung des 5. Lebensjahres  1.600,00 € 

 

(2) Für die Überlassung einer Urnenreihengrabstätte für die Dauer von 25 Jahren  

     (Nutzungszeit gem. § 25 Abs. 1 Friedhofsordnung) werden erhoben:  1.100,00 € 

 

(3) Für die Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstätte für Kinder  

      werden pro Jahr der Verlängerung erhoben:    30,00 € 

 

§ 9 

Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten und Urnenwahlgrabstätten 

(1) Für die Überlassung einer Wahlgrabstätte für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit gem. § 21 

Abs. 1 Friedhofsordnung) und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen und –anlagen werden 

folgende Gebühren erhoben: 

  

(a) Für eine einstellige Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen ab 

Vollendung des 5.Lebensjahres   1.600,00 € 

 

(b) Für eine zweistellige Grabstelle zur Beisetzung  

von zwei Verstorbenen    2.200,00 € 
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(c) Für eine Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen bis 

zur Vollendung des 5. Lebensjahres 1.000,00 € 

 

(2) Für die Überlassung einer Urnenwahlgrabstätte für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit gem.  

     § 26 Abs. 1 Friedhofsordnung) 

 

(a) Für eine einstellige Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen  

     ab Vollendung des 5.Lebensjahres 1.100,00 € 

 

(b) Für eine zweistellige Grabstelle zur Beisetzung  

     von zwei Verstorbenen 1.200,00 € 

  

(3) Für die Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstätte bzw. Urnenwahlgrabstätte 

(§ 21 Abs. 1 und Abs. 3 bzw. § 26 der Friedhofsordnung) werden folgende Gebühren erhoben: 

 

(a) bei Wahlgrabstätten  

     je Grabstelle und Jahr der Verlängerung (30,-€)    50,00 € 

     zzgl. Pflegepauschale pro Jahr (20,-€) 

 

(b) bei Urnengrabstätten 

     je Grabstelle und Jahr der Verlängerung (30,-€)    50,00 € 

     zzgl. Pflegepauschale pro Jahr (20,-€) 

 

(4) Für den Wiedererwerb einer Wahlgrabstätte bzw. Urnenwahlgrabstätte gelten  

     Abs. 1 und 2 entsprechend. 

 

§ 10 

Erwerb von Nutzungsrechten an weiteren Grabarten 

(1) Für die Überlassung nachfolgender Grabstätten und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen    

     und –anlagen werden folgende Gebühren erhoben: 

  

(a) Rasengrab für die Dauer von 30 Jahren  

(Nutzungszeit gem. § 23 Abs. 1 und § 23a Abs. 1Friedhofsordnung) 1.500,00 € 

 

(b) Urnenrasengrab für die Dauer von 25 Jahren  

       (Nutzungszeit gem. § 27 Abs. 1 Friedhofsordnung)    900,00 € 

 

(c) Anonyme Beisetzung (nur Calden) für die Dauer von 25 Jahren  

(Nutzungszeit gem. § 29 Abs. 1 Friedhofsordnung)    800,00 € 

 

(d) Für eine Baumgrabstätte für die Dauer von 25 Jahren  

(Nutzungszeit gem. § 30 Abs. 2 Friedhofsordnung) 1.000,00 € 

 

(e) Friedwiese für die Dauer von 25 Jahren  

(Nutzungszeit gem. § 27a Abs. 1 Friedhofsordnung) 1.000,00 € 
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(f) Sternenkinder (§ 3 Abs. 2 e) und 4 Satz 3 Friedhofsordnung) gebührenfrei 

§ 11 

Gebühren für Grabräumung 

 

(1) Für die Räumung einer Grabstätte durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte 

Dritte (§ 36 Abs. 2 und 3 der Friedhofsordnung) werden folgende Gebühren erhoben: 

 

(a) Für die Beseitigung von Grabmalen, Abdeckplatten, Fundamenten, Befestigungsmaterialien, 

Grabeinfassungen und Gewächsen 

 

1) bei Reihengrabstätten, Urnenreihengrabstätten, Rasengrabstätten 

Urnenrasengrabstätten, Urnenwahlgrabstätten und 

Einstelligen Wahlgrabstätten 300,00 € 

 

2) bei mehrstelligen Wahlgrabstätten 500,00 € 

 

Die Grabräumungsgebühren entstehen abweichend von § 3 Abs. 1 bei Überlassung der Grabstätte 

 

(b) Bei der vorzeitigen Grabräumung durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte 

Dritte oder von Privatpersonen (§ 36 Abs. 1 und 3 Friedhofsordnung) ist bis Ablauf der Ruhefrist 

eine Pflegekostenpauschale pro vollem Kalenderjahr und pro Grabstelle zu leisten. 

 

(a) Reihengrabstätte   20,00 € 

 

(b) Wahlgrabstätten   20,00 € 

 

(c) Urnenreihengrabstätten   20,00 € 

 

(d) Urnenwahlgrabstätten   20,00 € 

 

 

§ 12 

Gebühren für Grabmale 

 

(1) Bei den folgenden Grabarten werden die Grabmale von der Friedhofsverwaltung beschafft 

 

(a) Rasenerdgrabstätten auf der Friedewiese in Calden 

 

(b) Rasenurnengrabstätten auf der Friedewiese in Calden 

 

(c) Baumgrabstätten 

 

Die Gebühren gelten nach den jeweiligen Gebührensätzen der Firma Steinmetz Hartwig Gernot in 

Espenau. 
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§ 12 

Verwaltungsgebühren 

 

(1) Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten der Friedhofsverwaltung, die sie auf 

Veranlassung oder überwiegend im Interesse einzelner vornimmt, erhebt die Gemeinde folgende 

Verwaltungskosten (Gebühren und Auslagen). Kostenpflicht besteht auch, wenn ein auf 

Vornahme einer Amtshandlung oder sonstigen Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag oder ein 

Widerspruch zurückgenommen, abgelehnt oder zurückgewiesen, oder die Amtshandlung 

zurückgenommen oder widerrufen wird. 

 

(a) Für die Prüfung zu einer Umbettung von Leichen und Aschen (§ 13 Abs. 2 der    

          Friedhofsordnung)           35,00 € 

 

(b) Für die Prüfung der Errichtung, Veränderung von Grabmalen, Grabeinfassungen sowie  

          sonstigen Grabausstattungen (§ 32 bis 36 der Friedhofsordnung) je  35,00 € 

 

(c) Für die Prüfung der Umwandlung einer Grabstätte (gemäß § 21 Abs. 8) je  35,00 € 

 

(d) Für die Reservierung einer Grabstätte auf der Friedwiese in Calden  

          (gemäß § 27a Abs. 2) je         50,00 € 

 

(2) Die Kostenschuld entsteht mit Eingang des Antrages. Die Verpflichtung zur Erstattung von   

      Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages. 

 

(3) Die Verwaltungsgebühren werden innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des  

     entsprechenden Gebührenbescheids fällig. 

 

(4) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 

 

(a) wer die Amtshandlung oder sonstige Verwaltungstätigkeit der Gemeinde veranlasst oder zu    

         wessen Gunsten sie vorgenommen wird, 

 

(b) wer sich der Friedhofsverwaltung gegenüber zur Tragung der Kosten verpflichtet hat, 

 

(c) wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

 

     Mehrere Kostenschuldner haften gemeinsam.  

 

(5) Zahlungsverpflichtungen für die Grabnutzung, die aus den bisherigen Satzungen der  

     Kirchengemeinden Calden, Ehrsten, Meimbressen, Westuffeln und Obermeiser entstanden sind,  

     bleiben hiervon unberührt. 
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§ 13 

Umsatzsteuer 

 

Soweit Ansprüche der Gemeinde der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die Umsatzsteuer in der 

jeweils festgelegten Höhe von dem Pflichtigen zusätzlich zu entrichten.  

 

 

§ 14 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.  

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 

 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 

Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 

Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 

 

 

Calden,                   

 

Der Gemeindevorstand der  

Gemeinde Calden 

 

 

  (Siegel) 

 

 

(Maik Mackewitz) 

  Bürgermeister      
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Friedhofsgebührenordnung 

der Gemeinde Calden 

Aufgrund des § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung 

v. 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.02.2023 

(GVBI. S. 90, 93) i.V.m. § 2 Abs. 3 Satz 1 des Friedhofs- und Bestattungsgesetzes (FBG) v. 

05.07.2007 (GVBl. I S. 338), zuletzt geändert durch Gesetz v. 23.08.2018 (GVBl. I S. 381) hat die 

Gemeindevertretung der Gemeinde Calden am 16.11.2023     folgende Friedhofsgebührenordnung 

beschlossen: 

 

I. Gebührenpflicht 

§ 1 

Gebührenerhebung 

 

Für die Inanspruchnahme (Benutzung) der Friedhöfe und ihrer Einrichtungen und Anlagen im 

Rahmen der Friedhofsordnung der Gemeinde  Calden sowie für damit zusammenhängende 

Amtshandlungen (gebührenpflichtige Leistungen) werden Gebühren nach Maßgabe dieser 

Gebührenordnung erhoben. 

 

§ 2 

Gebührenschuldner 

 

(1) Schuldnerin oder Schuldner der Gebühren für Leistungen nach der Friedhofsordnung sind: 

 

      a) die Antragstellerin oder der Antragssteller 

 

      b) Bei Bestattungen die Personen, die nach dem Hessischen Friedhofs- und Bestattungsgesetz 

(FBG) bei verstorbenen die erforderlichen Sorgemaßnahmen zum Schutz der Gesundheit und 

der Totenruhe zu veranlassen haben. 

 

 Angehörige in diesem Sinne sind der Ehegatte, der Lebenspartner nach dem 

Lebenspartnerschaftsgesetz, Kinder, Eltern, Enkel, Geschwister sowie Adoptiveltern und  

-kinder 

 

 Lebte der Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes in einem Krankenhaus, einer Pflege- oder 

Gefangenenanstalt, einem Heim, einer Sammelunterkunft oder einer ähnlichen Einrichtung, 

so ist der Leiter/-in dieser Einrichtung oder deren Beauftrage Verpflichteter im obigen Sinne, 

wenn Angehörige innerhalb der für die Bestattung bestehenden Zeit nicht aufzufinden sind. 

 

      c) bei Umbettungen und Wiederbestattungen i. S. v. § 13 der Friedhofsordnung ausschließlich 

die Antragstellerin oder Antragsteller 

 

     d) diejenige Person, die sich der Gemeinde gegenüber schriftlich zur Tragung der Kosten 

verpflichtet hat. 

 

(2) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
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§ 3 

Entstehung der Gebührenschuld, Fälligkeit 

 

(1) Die Gebührenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme von Leistungen nach der 

Friedhofsordnung. 

 

(2) Die Gebühren sind 4 Wochen nach Bekanntgabe des entsprechenden Gebührenbescheids 

fällig. 

 

 

§ 4 

Rechtsbehelfe/Zwangsmittel 

 

(1) Die Rechtsbehelfe gegen Gebührenbescheide aufgrund dieser Satzung regeln sich nach den 

Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der jeweils gültigen Fassung. 

 

(2) Für die zwangsweise Durchsetzung der im Rahmen dieser Satzung erlassenen Gebühren-

bescheide gelten die Vorschriften des Hessischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes in der 

jeweils gültigen Fassung. 

 

 

II. Gebührenarten 

§ 5 

Gebühren für die Benutzung der Friedhofshalle 

 

Für die Benutzung der Friedhofshalle werden folgende Gebühren erhoben: 

 

(1) Benutzung der Friedhofskapelle/Friedhofshalle in Calden, Westuffeln und Obermeiser mit  

      Aufbewahrung einer Leiche zur Trauerfeier  200,00 € 

 

(2) Benutzung der Friedhofskapelle für Trauerfeier ohne  

anschließende Beisetzung auf einem Friedhof im Gemeindegebiet  300,00 € 

 

(3) Benutzung der Friedhofshalle in Ehrsten und Meimbressen  100,00 € 
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§ 6 

Bestattungsgebühren 

 

(1) Für das Ausheben und Schließen eines Grabes werden folgende Gebühren erhoben: 

 

(a) Bei der Bestattung der Leiche Verstorbener ab dem vollendeten 5. Lebensjahr 

 

 1) in einer Reihengrabstätte 500,00 € 

 

 2) in einer Wahlgrabstätte 500,00 € 

 

 3) in einer Rasengrabstätte 500,00 € 

 

(b) Bei der Bestattung der Leiche Verstorbener bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 

 

1) in einer Reihengrabstätte 300,00 € 

 

2) in einer Wahlgrabstätte 300,00 € 

 

 

(2) Bei der Beisetzung von Ascheresten werden für das Ausheben und Schließen eines Grabes 

folgende Gebühren erhoben: 
 

(a) in einer Urnenreihengrabstätte 200,00 € 

 

(b) in einer Urnenwahlgrabstätte (je Urne) 200,00 € 

 

(c) in einer Urnenrasengrabstätte 200,00 € 

 

(d) in einem Feld für anonyme Urnenbeisetzung (nur Calden) 100,00 € 

 

(e) in einer Baumgrabstätte 200,00 € 

 

(3) Für die Bestattung an Samstagen wird ein Zuschlag in Höhe von 50 % der vollen Gebühr 

berechnet. 

 

§ 7 

Umbettungsgebühren 

 

Für die Umbettungen, die durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte Dritte 

ausgeführt werden, werden folgende Gebühren erhoben. Die Umbettungsgebühren umfassen 

folgende Tätigkeiten der Gemeinde Calden. 

 

(1) Umbettung einer Leiche 

 

(a) innerhalb desselben Friedhofs 1.500,00 € 
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(b) zu einem anderen Friedhof gem. § 1 Friedhofsordnung 1.600,00 € 

 

(c) zu einem anderen Friedhof nach Aufwand 

 

(2) Für die Umbettung der Leiche eines Kindes unter 5 Jahren beträgt die Gebühr 50 % der 

vorstehenden Sätze. 

 

(3) Für die Umbettung einer Ascheurne 

 

(a) innerhalb desselben Friedhofs   500,00 € 

 

(b) nach einem anderen Friedhof gem. § 1 Friedhofsordnung   600,00 € 

 

(c) zu einem anderen Friedhof nach Aufwand 

 

§ 8 

Erwerb des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstätte und Urnenreihengrabstätte 

 

(1) Für die Überlassung einer Reihengrabstätte für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit gem. § 

18 Abs. 1 Friedhofsordnung) und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen und  

-anlagen werden folgende Gebühren erhoben: 

  

(a) Reihengrab zur Beisetzung eines Verstorbenen bis 

zur Vollendung des 5.Lebensjahres 1.000,00 € 

 

(b) Reihengrab zur Beisetzung eines Verstorbenen ab 

Vollendung des 5. Lebensjahres  1.600,00 € 

 

(2) Für die Überlassung einer Urnenreihengrabstätte für die Dauer von 25 Jahren  

     (Nutzungszeit gem. § 25 Abs. 1 Friedhofsordnung) werden erhoben:  1.100,00 € 

 

(3) Für die Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstätte für Kinder  

      werden pro Jahr der Verlängerung erhoben:    30,00 € 

 

§ 9 

Erwerb von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten und Urnenwahlgrabstätten 

(1) Für die Überlassung einer Wahlgrabstätte für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit gem. § 21 

Abs. 1 Friedhofsordnung) und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen und –anlagen werden 

folgende Gebühren erhoben: 

  

(a) Für eine einstellige Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen ab 

Vollendung des 5.Lebensjahres   1.600,00 € 

 

(b) Für eine zweistellige Grabstelle zur Beisetzung  

von zwei Verstorbenen    2.200,00 € 
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(c) Für eine Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen bis 

zur Vollendung des 5. Lebensjahres 1.000,00 € 

 

(2) Für die Überlassung einer Urnenwahlgrabstätte für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit gem.  

     § 26 Abs. 1 Friedhofsordnung) 

 

(a) Für eine einstellige Grabstelle zur Beisetzung eines Verstorbenen  

     ab Vollendung des 5.Lebensjahres 1.100,00 € 

 

(b) Für eine zweistellige Grabstelle zur Beisetzung  

     von zwei Verstorbenen 1.200,00 € 

  

(3) Für die Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Wahlgrabstätte bzw. Urnenwahlgrabstätte 

(§ 21 Abs. 1 und Abs. 3 bzw. § 26 der Friedhofsordnung) werden folgende Gebühren erhoben: 

 

(a) bei Wahlgrabstätten  

     je Grabstelle und Jahr der Verlängerung (30,-€)    50,00 € 

     zzgl. Pflegepauschale pro Jahr (20,-€) 

 

(b) bei Urnengrabstätten 

     je Grabstelle und Jahr der Verlängerung (30,-€)    50,00 € 

     zzgl. Pflegepauschale pro Jahr (20,-€) 

 

(4) Für den Wiedererwerb einer Wahlgrabstätte bzw. Urnenwahlgrabstätte gelten  

     Abs. 1 und 2 entsprechend. 

 

§ 10 

Erwerb von Nutzungsrechten an weiteren Grabarten 

(1) Für die Überlassung nachfolgender Grabstätten und die Nutzung der Friedhofseinrichtungen    

     und –anlagen werden folgende Gebühren erhoben: 

  

(a) Rasengrab für die Dauer von 30 Jahren  

(Nutzungszeit gem. § 23 Abs. 1 und § 23a Abs. 1Friedhofsordnung) 1.500,00 € 

 

(b) Urnenrasengrab für die Dauer von 25 Jahren  

       (Nutzungszeit gem. § 27 Abs. 1 Friedhofsordnung)    900,00 € 

 

(c) Anonyme Beisetzung (nur Calden) für die Dauer von 25 Jahren  

(Nutzungszeit gem. § 29 Abs. 1 Friedhofsordnung)    800,00 € 

 

(d) Für eine Baumgrabstätte für die Dauer von 25 Jahren  

(Nutzungszeit gem. § 30 Abs. 2 Friedhofsordnung) 1.000,00 € 

 

(e) Friedwiese für die Dauer von 25 Jahren  

(Nutzungszeit gem. § 27a Abs. 1 Friedhofsordnung) 1.000,00 € 
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(f) Sternenkinder (§ 3 Abs. 2 e) und 4 Satz 3 Friedhofsordnung) gebührenfrei 

 

 

§ 11 

Gebühren für Grabräumung 

 

(1) Für die Räumung einer Grabstätte durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte 

Dritte (§ 36 Abs. 2 und 3 der Friedhofsordnung) werden folgende Gebühren erhoben: 

 

(a) Für die Beseitigung von Grabmalen, Abdeckplatten, Fundamenten, Befestigungsmaterialien, 

Grabeinfassungen und Gewächsen 

 

1) bei Reihengrabstätten, Urnenreihengrabstätten, Rasengrabstätten 

Urnenrasengrabstätten, Urnenwahlgrabstätten und 

Einstelligen Wahlgrabstätten 300,00 € 

 

2) bei mehrstelligen Wahlgrabstätten 500,00 € 

 

Die Grabräumungsgebühren entstehen abweichend von § 3 Abs. 1 bei Überlassung der Grabstätte 

 

(b) Bei der vorzeitigen Grabräumung durch die Friedhofsverwaltung bzw. durch von ihr beauftragte 

Dritte oder von Privatpersonen (§ 36 Abs. 1 und 3 Friedhofsordnung) ist bis Ablauf der Ruhefrist 

eine Pflegekostenpauschale pro vollem Kalenderjahr und pro Grabstelle zu leisten. 

 

(a) Reihengrabstätte   20,00 € 

 

(b) Wahlgrabstätten   20,00 € 

 

(c) Urnenreihengrabstätten   20,00 € 

 

(d) Urnenwahlgrabstätten   20,00 € 

 

 

§ 12 

Gebühren für Grabmale 

 

(1) Bei den folgenden Grabarten werden die Grabmale von der Friedhofsverwaltung beschafft 

 

(a) Rasenerdgrabstätten auf der Friedewiese in Calden 

 

(b) Rasenurnengrabstätten auf der Friedewiese in Calden 

 

(c) Baumgrabstätten 

 

Die der Gemeinde Calden entstehenden Kosten sind von den Nutzungsberechtigten zu erstatten. 
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§ 13 

Verwaltungsgebühren 

 

(1) Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten der Friedhofsverwaltung, die sie auf 

Veranlassung oder überwiegend im Interesse einzelner vornimmt, erhebt die Gemeinde folgende 

Verwaltungskosten (Gebühren und Auslagen). Kostenpflicht besteht auch, wenn ein auf 

Vornahme einer Amtshandlung oder sonstigen Verwaltungstätigkeit gerichteter Antrag oder ein 

Widerspruch zurückgenommen, abgelehnt oder zurückgewiesen, oder die Amtshandlung 

zurückgenommen oder widerrufen wird. 

 

(a) Für die Prüfung zu einer Umbettung von Leichen und Aschen (§ 13 Abs. 2 der    

          Friedhofsordnung)           35,00 € 

 

(b) Für die Prüfung der Errichtung, Veränderung von Grabmalen, Grabeinfassungen sowie  

          sonstigen Grabausstattungen (§ 32 bis 36 der Friedhofsordnung) je  35,00 € 

 

(c) Für die Prüfung der Umwandlung einer Grabstätte (gemäß § 21 Abs. 8) je  35,00 € 

 

(d) Für die Reservierung einer Grabstätte auf der Friedwiese in Calden  

          (gemäß § 27a Abs. 2) je         50,00 € 

 

(2) Die Kostenschuld entsteht mit Eingang des Antrages. Die Verpflichtung zur Erstattung von   

      Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages. 

 

(3) Die Verwaltungsgebühren werden innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des  

     entsprechenden Gebührenbescheids fällig. 

 

(4) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet, 

 

(a) wer die Amtshandlung oder sonstige Verwaltungstätigkeit der Gemeinde veranlasst oder zu    

         wessen Gunsten sie vorgenommen wird, 

 

(b) wer sich der Friedhofsverwaltung gegenüber zur Tragung der Kosten verpflichtet hat, 

 

(c) wer für die Kostenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

 

     Mehrere Kostenschuldner haften gemeinsam.  

 

(5) Zahlungsverpflichtungen für die Grabnutzung, die aus den bisherigen Satzungen der  

     Kirchengemeinden Calden, Ehrsten, Meimbressen, Westuffeln und Obermeiser entstanden sind,  

     bleiben hiervon unberührt. 
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§ 14 

Umsatzsteuer 

 

Soweit Ansprüche der Gemeinde der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die Umsatzsteuer in der 

jeweils festgelegten Höhe von dem Pflichtigen zusätzlich zu entrichten.  

 

 

 

§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2024 in Kraft.  

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 

 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 

Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 

Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 

 

 

Calden,                   

 

Der Gemeindevorstand der  

Gemeinde Calden 

 

 

  (Siegel) 

 

 

(Maik Mackewitz) 

  Bürgermeister      



Gemeindevertretung 16.11.2023

1

Stand: 16.11.2023 
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TOP 1: Antrag SPD Fraktion 25.04.2023 zur Buslinie 100 
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TOP 2: Antrag SPD-Fraktion z. Packstationen Calden  
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Top 3: Wahl Stv. Ortsgerichtsvorsteher u. Schöffen   

Ehrsten -- Fürstenwald -- Meimbressen
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TOP 4: Wahl Schiedsperson Calden  

Calden – Ehrsten – Fürstenwald – Meimbressen – Obermeiser – Westuffeln 



Finanzbericht I/2023 

6

Stand: 31.07.2023



7

Haushaltsvollzug 2023  

- (§ 28 GemHVO)Gemeindevertretung mindestens zweimal

jährlich über Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten

- Zuletzt im Spätsommer 2022 bzw. im Zusammenhang mit

den Haushaltsberatungen 2023.

- Die aktuelle Berichterstattung erfolgt mit Stand 31.07.2023.

- Haushaltsplan 2023 wurde 30.03.2023 von

Gemeindevertretung beschlossen

- 12.05.2023 Genehmigung Kommunalaufsicht
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Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen: 19.593.022,90 Euro

Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge: 19.928.626,10 Euro

Ordentliches Ergebnis (Überschuss): 335.603,20 Euro

Außerordentliche Aufwendungen: 2.473,54 Euro

Außerordentliche Erträge: 442.647,21 Euro

Außerordentliches Ergebnis (Überschuss): 440.173,67 Euro

Jahresergebnis (Überschuss): 775.776,87 Euro

Bilanzsumme (Aktiva/Passiva): 54.285.096,68 Euro

Eigenkapital (nur Netto-Position): 5.690.814,41Euro

Rückblick auf das Haushaltsjahr 2022

Alle Jahresabschlüsse bis einschließlich 2022 wurden der Revision des 

Landkreises zur Prüfung vorgelegt (bis 2021 wurden bereits alle geprüft!)
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Situation 31.07.2023 

Liquidität: 4.925.142,55 € (Kontenstand am 31.07.2023)

aber: Viele Maßnahmen aus 2021 und 2022 wurden

noch nicht umgesetzt (liquide Mittel daher zum großen

Teil gebunden)!

Die Gemeindekasse hatte bislang 851 Zahlungs-

erinnerungen, 306 Mahnungen und 102 

Vollstreckungsaufträge erzeugt. 

Offene Posten: 473.719,20 € (Debitoren) 

34.938,97 € (Kreditoren)
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Ergebnisrechnung  - Ausgewählte Einzelpositionen

Sachkonto: Planansatz (Euro):
Buchungen bis 

zum  Berichts-

zeitpunkt (Euro):

Bemerkungen:

Gewerbesteuer 3.200.000 3.072.570

bei den angegebenen Buchungen

handelt es sich um das aktuelle

Anordnungssoll für 2023, Änderungen

sind jederzeit möglich.

Gemeindeanteil an 

der 

Einkommensteuer:
4.4770.000 2.446.931

quartalsweise Abrechnung,  2 

Teilbeträge  werden  noch erwartet. 

Planansatz wird voraussichtlich 

erreicht.

Gemeindeanteil an 

der Umsatzsteuer
438.000 210.710

quartalsweise Abrechnung, 2 Teil-

beträge werden noch erwartet.

Planansatz wird voraussichtlich erreicht

Grundsteuer B 1.450.000 1.449.236 Anordnungssoll 2023.

Umsatzerlöse 

Forstbetrieb 

(u.a.Holzverkäufe)

200.000 296.792 Überhang aus dem Vorjahr und

Anhebung der Verkaufspreise

Benutzungsgebühren 

Waldschwimmbad)
30.000 25.064 (nachrichtlich: in 2022 wurden 44.653

Euro erzielt)
16.11.2023: 37.432 Euro

16.11.2023: 3.201.000 Euro
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Bäumesiedlung Meimbressen 2. Bauabschnitt

1. Bauabschnitt (Birkenweg, 

Fliederweg und Ulmenweg) 

wurde im Juni 2022 

fertiggestellt. Investitions-

volumen ca. 1,4 Mio. Euro. 

2. Bauabschnitt (Tannenweg u. 

Buchenweg). Die Maßnahme 

wurde im Juni 2023 begonnen 

und soll voraussichtlich Ende 

2023 fertiggestellt werden. 

Investitionsvolumen von rd. 2,1 

Mio. Euro zzgl. 

Planungskosten.  

Aktuelle Maßnahmen aus dem Finanzhaushalt 2023 



12

Aktuelle Maßnahmen aus dem Finanzhaushalt 2023 

2,7 Mio € Gemeinde

1,3 Mio € Landkreis

Wilhelmsthaler Straße

Die baulichen Leistungen sollen

ausgeschrieben und bis Ende Oktober 2023

submittiert werden. Der Baubeginn der

Gemeinschaftsmaßnahme des Landkreises

Kassel und der Gemeinde Calden zur

grundhaften Erneuerung der Ortsdurchfahrt –

Kreisstraße 46 ist für April 2024 geplant.
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Aktuelle Maßnahmen aus dem Finanzhaushalt 2023 

Barrierefreie Bushaltestellen

- Von den 54 Haltestellen wurden

in der Vergangenheit bereits

9 Bushaltestellen barrierefrei mit

taktilen Elementen umgebaut.

- Mit den vorhandenen Ansätzen

aus den Haushaltsjahren 2022

und 2023 ist geplant, fünf

Bushaltestellen beidseitig der

Haltepunkte barrierefrei

umzubauen.

- Investitionsvolumen: 740.000

Euro (Förderung über 70 % der

Kosten wurde beantragt.

Umsetzung voraussichtlich 2024

Nr. Haltestelle Fahrtrichtung Ortsteil

1 Kaiserplatz beide Calden

2 Oberweg beide Calden

3 Konzertscheune beide Ehrsten

4 Mitte beide Westuffeln

5 Abzweig Mühlenberg beide Westuffeln
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Plan 250.000 €
Modell Städtische Werke 

~ 100.000 €

• Beschaffung eines 250 kVA-Aggregates auf einem 

Tandem-Schwerlast-Fahrgestell

• Betriebsführung durch Städtische Werke (ca. 4.600 €/a)

• Einlagerung

• 4-wöchige Probeläufe unter Volllast

• Wartung und Inspektion

• HU und AU

• etc.

• Abholbereit und einsetzbar 365 Tage im Jahr / 24 

Stunden am Tag! 

• Bereitstellung nach Herstellung frühestens ab Februar 

2024

Aktuelle Maßnahmen aus dem Finanzhaushalt 2023 
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Aktuelle Maßnahmen aus dem Finanzhaushalt 2023 

Dacherneuerung Dorfgemeinschaftshaus Fürstenwald

Haushaltsmittel: 

420.000 Euro (2023)  

- Das vorhandene Flachdach wird durch ein zeitgemäßes Pultdach zukunftsfähig

gemacht.

- Optional ist die spätere Montage von Dachflächenphotovoltaik vorgesehen.

- Der Bauantrag liegt mittlerweile der Bauaufsichtsbehörde des Landkreises

Kassel zur Prüfung vor. In Abhängigkeit zur Erteilung der Baugenehmigung ist

der Baubeginn für das Frühjahr 2024 geplant.
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• Der Bebauungsplan ist am 10. Juni 2022 in Kraft getreten. Der Sportverein 

konnte im Nachgang die Baugenehmigung beantragen und die 

erforderlichen Bauleistungen ausschreiben.  

• Der Kunstrasenplatz wurde zwischenzeitlich fertiggestellt und in Betrieb 

genommen, sodass der Gemeindevorstand erwartet, die bewilligten 

Zuschüsse noch im Haushaltsjahr 2023 zur Auszahlung bringen zu können. 

Aktuelle Maßnahmen aus dem Finanzhaushalt 2023 

Kunstrasenplatz
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Haushaltsmittel: 250.000 Euro (2021) 

und 15.000 / 85.000 Euro (2023) 

Erneuerbare Energie (Maßnahmen der Gemeinde)

Aktuelle Maßnahmen aus dem Finanzhaushalt 2023  

- Eine Photovoltaikanlage mit 40

Modulen und Stromspeicher sowie

nachgeschalteten Wallboxen wurde in

2022/23 auf dem Dach des

Feuerwehrhauses Calden montiert

und befindet sich bereits in Nutzung.

- Eine vergleichbare Anlage am Bauhof

wurde beauftragt.

- Aktuell werden noch Möglichkeiten an 

der Kläranlage Calden, dem Wasser-

werk dem Rathaus und eine 

Optimierung an der Dreschhalle 

Obermeiser verfolgt.
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Aktuelle Maßnahmen aus dem Finanzhaushalt 2023  

Erneuerbare Energie (Zinslose Darlehen an Bürger)

Haushaltsmittel: 150.000 

Euro (2021) und 100.000 

Euro (2023) 

Bislang wurden Darlehen (7 x 

FÜW und 10 x Übrige) über 

85.000 Euro zugesichert 

(davon wurden bisher 60.000 

Euro ausgezahlt). 

Es sind noch Haushaltsmittel 

verfügbar! Aktualisierung zum 16.11.2023: 115.000 Euro 

zugesichert/ 80.000 Euro ausgezahlt!
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Fazit

Es besteht zum jetzigen Zeitpunkt

kein akuter Handlungsbedarf für

die politischen Gremien.
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Vorausschau 

Übernahme der Friedhöfe 

(voraussichtlich zum 01.01.2024) in 5 

Ortsteilen:

Vorlage an die Gemeindevertretung im

4. Quartal 2023

Wasser und Abwasser (aktuell erfolgt 

die Erstellung neuer Gebühren-

kalkulationen):

Vorlage an die Gemeindevertretung im 

4. Quartal 2023 
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Vorausschau 

Kreis- und Schulumlage 2024

Vorankündigung

“Kreisumlage + 4 Punkte und  

Schulumlage + 1 Punkt“
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Vorausschau 

0

1.000.000

2.000.000

3.000.000

4.000.000

5.000.000

6.000.000

7.000.000

2021 2022 2023 2024
(Erwartung)

2024
(Ankündigung

LR)

2.847.163,00 € 
3.236.600,00 € 

3.649.696,00 € 

3.863.300,00 € 

4.103.257,00 € 

1.968.950,00 € 

2.229.191,00 € 

2.513.704,00 € 
2.615.526,00 € 2.615.526,00 € 

Kreisumlage Schulumlage

Kreis- und Schulumlage 2024

Steigerung zu 2023

555.000 €
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Vorausschau 

Kreis- und Schulumlage 2024

Steigerung zu 2023

555.000 €

Grundsteuer B: Z.Zt bei 680 Pkt

50 Punkte  = ~  100.000 Euro

275 Punkte = ~ 550.000 € 
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Vorausschau 

Kindergartenbus (Prüfauftrag aus der Sitzung

der Gemeindevertretung vom 13.07.2023)

- Von einer eigenverantwortlichen Lösung (mit dem gemeindlichen Kleinbus und 

ehrenamtlichem Fahrdienst) wird aus organisatorischen und haftungsrechtlichen 

Gründen dringend abgeraten.

- Daher wurden 5 regional tätige Busunternehmen um Kostenangebote gebeten 

- Günstigste Angebote für einen Bus nebst Fahrer: 8 Sitzer 193,-- Euro/Tag

18 Sitzer 249,-- Euro/Tag

40 Sitzer 410,-- Euro/Tag

- Bei ca. 230 Einsatztagen wären das Aufwendungen zwischen 44.390 und 94.300 Euro.

- Hinzu kämen noch die Personalkosten für eine Teilzeitbeschäftigung (Busbegleitung) 

für ca. 15 – 20 Stunden pro Woche (nach KGST-Tabelle 50% von EG 2 ca. 25.000 Euro.
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TOP 6: BERK Ansparlösung  

Verkauf

Gewinne

17 Kommunen gründen BERK
[Energie Region Kassel Beteiligungs-GmbH]

2012 2020

Steuern

2030
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TOP 7: Beteiligung an KEAM – Kapitalerhöhung  

K ommunale

157 Gesellschafter

Hohe Nachfrage erfordert Kapitalerhöhung
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TOP 8: Erneuerung Wilhelmsthaler Straße 
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TOP 8: Erneuerung Wilhelmsthaler Straße 

Alte Planung
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TOP 8: Erneuerung Wilhelmsthaler Straße 

Neue Planung
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TOP 9: Jahresabschluss 2021

Jahresergebnis: Überschuss

642.000 Euro
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TOP 10: Übernahme Verantwortung f. Friedhöfe

Friedhofsordnung

Friedhofsgebührenordnung



Gemeindevertretung 16.11.2023

Mitteilungen Gemeindevorstand

32

Stand: 16.11.2023 
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Nachmittagsbetreuung 

Sachstand Betreuung Schule  

Erweiterte Frühbetreuung:

54 Kinder

Erweiterte Betreuung ab 13.30 Uhr: 

35 Kinder 

Keine Kosten für Gemeinde!!
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Erhaltung des Feuchtbiotops an der K 47 

Ausgangssituation:

Antrag FWG vom 10.11.2022 (zum Bau eines 

Stauwehres für das Amphibienschutzgebiet/ 

Feuchtbiotop an der K47)

Beschluss: 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Calden 

beschließt, den Gemeindevorstand damit zu 

beauftragen, Möglichkeiten zur Bewässerung des 

Amphibienschutzgebietes/Feuchtbiotops an der 

Kreisstraße 47 zu prüfen. 

In diesem Zusammenhang ist auch zu prüfen, 

welche Finanzierungsmöglichkeiten bestehen.

25.09.2023 - niedriger Wasserstand der Calde
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Erhaltung des Feuchtbiotops an der K 47 

Sachstand:

• Machbarkeitsstudie wurde beauftragt →

Ergebnis steht noch aus

• Der Zulauf, der Wasser aus der Calde in das 

Feuchtbiotop leiten soll, liegt zu hoch

• Wasser kann nur eingeleitet werden,  

wenn die Wasserstände entsprechend 

hoch sind!

• Der Zulauf wurde von der Freiwilligen 

Feuerwehr Calden erfolgreich durchgespült 

und von Laub, Ästen etc. befreit

• Insgesamt 4.500 Liter Wasser wurden 

durch den Zulauf in das Biotop gegeben

• Ingenieurbüro WAGU GmbH wird weitere, 

notwendige Maßnahmen (z. B. ein Stauwehr 

oder ähnliches) im Ergebnis der 

Machbarkeitsstudie aufführen - ebenso die 

voraussichtlich notwendigen Kosten

• Weiteres Vorgehen muss auch mit der unteren 

Wasserbehörde (UWB) abgestimmt werden

27.10.2023 - höherer 

Wasserstand der Calde

27.10.2023 – Wasserschlauch 

der FFW Calden hilft beim 

Durchspülen des Zulaufes

27.10.2023 – Spülung war 

erfolgreich, Wasser gelangt 

in das Biotop und „suchte 

sich seinen Weg“
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Wasserversorgung Frankenhausen  

Als Rechtsnachfolger des 1999 aufgelösten Wasserverbandes 

Wilhelmsthal liefert die Gemeinde Calden auf der Grundlage 

eines Vertrages vom 10.05.1976 Wasser an die Staatsdomäne 

Frankenhausen und den dort befindlichen Wohnhäusern, die 

sich im Hoheitsgebiet der Stadt Grebenstein befinden.

Das im dortigen Brunnen gewonnene Rohwasser wurde über 

Jahrzehnte hinweg nicht aufbereitet und als Trinkwasser 

genutzt. 

In der Vergangenheit gab es keine Gründe zur Beanstandung 

der Wasserlieferung. 

Aktuell entspricht das Wasser jedoch nur noch zweitweise den 

Anforderungen aus der Trinkwasserverordnung. 

1. Ausgangslage
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Wasserversorgung Frankenhausen  

2.   Sachstand:

• Staatsdomäne Frankenhausen fordert von der Gemeinde die 

Bereitstellung von aufbereitetem Trinkwasser

→ das bedingt  eine Investition zulasten des Haushaltes

• Gemeindevorstand bietet der Staatsdomäne Frankenhausen seit 

geraumer Zeit einen direkten Anschluss an das an Wasserwerk 

Calden an

→ Kostentragung soll durch Anschlussnehmer erfolgen

→ Staatsdomäne sieht sich nicht in der Pflicht der Kostentragung

• Gesundheitsamt hat zwischenzeitlich  angeordnet, dass die 

Gemeinde Ursachenforschung betreiben und Maßnahmen zur 

Wiederherstellung einwandfreier Trinkwasserqualität umsetzen 

muss

• Gemeinde hat gegen Anordnung Klage eingelegt

2. Sachstand
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Wasserversorgung Frankenhausen  

3. Juristischer Sachstand

Rechtsanwalt: 

Herr Dr. Hans Henning Lohmann  

(Vorsitzender Richter am Hess. VGH a. D. )

Wesentliche Inhalte des aktuellen Beschlusses vom 

Hessischen VGH vom 23. September 2023:

• Staatsdomäne Frankenhausen gehört in Teilen zur 

öffentlichen Wasserversorgungsanlage der Gemeinde 

• Gemeinde muss Wasser in Trinkwasserqualität liefern

Weiteres Klageverfahren anhängig – Unser Rechtsanwalt 

empfiehlt zunächst die Wahrnehmung eines Gütetermins, zu 

dem die Staatsdomäne eingeladen werden kann

In Abhängigkeit zum Ausgang des Streitverfahrens müssen 

ggf. Ansätze im Haushaltsplan 2024 zugunsten der 

Trinkwasserversorgung der Staatsdomäne gebildet werden
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Deutsche Glasfaser  - Terrado
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Deutsche Glasfaser  - Terrado

Ersatzvornahme

Ersatzvornahme 

Ersatzvornahme wg Gefahr u. Bausubstanz

Lagerplätze

Asphaltstraßen

Bürgersteige
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Deutsche Glasfaser  - Terrado

Soll - Ist

1. Lagerplätze:

• Ersatzvornahme Räumung und Wiederherstellung 

des Lagerplatzes Calden 

→ Maßnahme vor Saisonbeginn des 

Waldschwimmbades abgeschlossen

• Ersatzvornahme Räumung und Wiederherstellung 

des Lagerplatzes Fürstenwald 

→ Maßnahme voraussichtlich bis 17.11.2023 

abgeschlossen
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Deutsche Glasfaser  - Terrado

Soll - Ist

2. Asphaltstraßen:

• Ersatzvornahme Calden Straßenquerungen 

1. Bauabschnitt 

→ Maßnahme abgeschlossen

• Ersatzvornahme Calden Straßenquerungen 

2. Bauabschnitt

→ Maßnahme abgeschlossen

• Ersatzvornahme Obermeiser gesamte 

Straßenquerungen und weitere Asphaltflächen

→ Maßnahme bis ca. Mitte Dez. 2024 

abgeschlossen
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Deutsche Glasfaser  - Terrado

Soll - Ist

3. Bürgersteige:

• Ersatzvornahme Calden Gehwegpflaster 

„Hegerweg“ 

→ Maßnahme abgeschlossen

• Ersatzvornahme Calden Gehwegpflaster 

„Diemelweg“

→ Maßnahme abgeschlossen

Ersatzvornahme Westuffeln Gehwegpflaster 

„Bremer Str. 2 - 48“

→ Maßnahme bis ca. Mitte Dez.2024 

abgeschlossen

Hegerweg



Bürgerhaus Fürstenwald • Planungsauftrag nach HH-Genehmigung im 

April 2023 vergeben, weiterer HH-Ansatz 2024 

(Blitzschutz + Planer etc.) wurde angemeldet

• 585 m² Dachfläche, größtenteils 

Pultdachlösung mit Trapezblech

• Förderantrag (15 %) gestellt, vorzeitiger 

Vorhabenbeginn genehmigt

• Erfolgte Auftragsvergaben:

Zimmermann, Dachdecker, Gerüstbau   

(Investition von insgesamt 275.000 €)

• Ausstehende Auftragsvergaben: 

Blitzschutz, Maurer, Maler, Trockenbauer

• Voraussichtliche Bauzeit: Jan. - Mai 2024

Sachstand DGH Fürstenwald



Bürgerhaus Fürstenwald • Planungsauftrag nach HH-Genehmigung im 

April 2023 vergeben, weiterer HH-Ansatz 2024 

(Blitzschutz + Planer etc.) wurde angemeldet

• 585 m² Dachfläche, größtenteils 

Pultdachlösung mit Trapezblech

• Förderantrag (15 %) gestellt, vorzeitiger 

Vorhabenbeginn genehmigt

• Erfolgte Auftragsvergaben:

Zimmermann, Dachdecker, Gerüstbau   

(Investition von insgesamt 275.000 €)

• Ausstehende Auftragsvergaben: 

Blitzschutz, Maurer, Maler, Trockenbauer

• Voraussichtliche Bauzeit: Jan. - Mai 2024

Sachstand DGH Fürstenwald

Zuwendungsbescheid 

(15%) eingetroffen 

~ 60.000 €



Geschwindigkeitsmesstafeln in Ortsteilen



Calden

Standorte aktuell:

1. Wilhelmsthaler Straße OE 

aus Richtung Wilhelmsthal 

2. Flugplatzstraße, Höhe 

Altenheim 

3. Heckenweg

1

2

3

Geplant:

Holländische Straße OE 

aus Richtung Kreisel



Ehrsten

Standorte aktuell:

1. Meimbresser Straße, 

Orteingang aus Richtung 

Fürstenwald 

2. Zierenberger Straße 

Ortseingang aus Richtung 

Zierenberg 1

2

Geplant:

3. Meimbresser Straße OE aus 

Richtung Meimbressen



Fürstenwald

Standorte aktuell:

1. Weimarer Straße OE aus 

Richtung Ahnatal

2. Weimarer Straße OE aus 

Richtung Ehrsten

1

2



Meimbressen

Standort aktuell:

Schäferbreite, OE Höhe Kita

Geplant:

Hauptstraße OE aus Richtung 

Westuffeln



Obermeiser

Standort aktuell:

Niedermeiserstraße, OE aus 

Richtung  Niedermeiser

Geplant:

Warburger Straße OE aus 

Richtung Westuffeln



Westuffeln

Standort aktuell:

Schulstraße, Höhe Kita

Geplant:

Grebensteiner Straße OE 

aus Richtung Grebenstein

ZOOM verlassen und nächste Folie
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Verwaltung



Sachstand Wilhelmsthaler Straße [Stand heute]

auf ihre Anfrage zum Sachstand „Verkehrsverbot für Lkw /,5 t, Kreisstraße 46 OD Calden“ 

möchte ich Ihnen folgendes antworten:

Die in dem Verkehrszeichenplan dargestellte Beschilderung wurde bestellt.

Aufgrund Schilderanzahl und dessen Inhalt musste eine separate Bestellung ausgelöst werden, da wir 

diese in diesem Umfang auf der Meisterei bzw. den Meistereien nicht vorrätig haben. 

Eine genaue Mitteilung des Liefertermins, wann die Schilder auf die SM geliefert werden, steht noch aus.

Benannt wurde Anfang der 47.KW 2023, genaueres kann ich leider nicht sagen. 

Sobald die Schilder da sind, erfolgt zeitnah die Umsetzung. 

Bitte haben Sie Verständnis, dass ich zum jetzigen Zeitpunkt hierfür keinen Termin benennen kann. 

Mit freundlichen Grüßen

Hessen Mobil 

Straßen- und Verkehrsmanagement 

Sachgebiet Verkehr Kassel

Leuschnerstraße 73, 34134 Kassel 



Defibrilatoren

• Ortsbeiräte haben Orte genannt

• Angebote liegen vor

• Vergabe asap
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ANIS Bericht - Sachstand Wohnmobilstellplätze  



1.Nächste Sitzungstermine 

ANIS: 13.12.2023 

HFA: 18.12.2023 
Gemeindevertretung: 21.12.2023

Verwaltung
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